
I)Unser Land hat sich entscl1lossen, für die Verteidi­
gung von Freiheit, Leben und Gesundheit seiner Be­
Wohner einen Beitrag zu leisten. Dabei darf die zivile 
Verteidigung nicht vernachlässigt ""erden. Neben 
dem militärischen Ab""ehrerfolg ist der ursprüngliche 
Zweck der Verteidigung der Schutz der Bürger. Die 
Verant""ortung vor unseren Bürgern macht es mir 
daher zur Pflicht, um ""irksame zivile Verteidigung 
bemüht zu sein. cc Bundesinnenminister H.D. Genscher 
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Unser Umsch lag bring t w ieder 
zwei Farbfotos, das linke zeigt 
den Start einer Titan-Rakete, das 
rechte die Feuerwehr beim Kata ­
stropheneinsatz während eines 
Großbrandes in der Düsseldorfer 
G lashütte, August 1969 (Büde ler­
Vaterstetten und dpa-Dia). 

TITAN I (USA) 
Stulenzahl 2 Länge 27,4 m 
Sch ub 136200 kp Nutz last 2270 kg 

Entw ick lung 1955-1959 

Die Fotos im Text stellten die 
Verfasser zur Verfügu ng. 

Das Programm der Sonderd rucke 
wird erwei tert : Dr. Dr. Eichstädt 
"Die verteidigungspolitische Si­
tuation . "(DM 2,95, sofort l ie­
lerbar); Dr. Lothar Brauer "Atem­
schu tz und Sauerstoffve rsorgu ng ", 
D. Ebeli ng "Schutz vor Erbl indung " , 
Dr.-I ng. Gi rnau "Mehrzweckanla­
gen", SchmalenberQ / Lawo "Bau­
l icher Sachschutz". 
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Heute 
Ist Friedensforschung illusionär? Seite 8 

In der Evangelischen Akademie 
Bad Boll fand Ende Apri l eine 
Tagung unter dem Thema "Stra­
teg ie der Friedenssicherung " 
statt. Vortragende ware n u. a. 
die Professoren Jacobsen und 
Löwenthai sow ie Genera l Graf 
Baudissin . Eine der brennenden 
Fragen unserer Zeit wurde de­
battiert : Wird es mög li ch wer­
den , Konf likte oh ne Drohsyste­
me oder Anwendung vo n militä­

rische r Gewa lt lösen zu können ? 

Gerechte und ungerechte Kriege 

DER SQWJETUNION MARSCHALL 

*Mililär. 
Strategie 

Seite 12 

" Große Bedeutung gewinnt heut­

zutage die Frage der rechtzeiti ­

gen Organisation der Z ivilvertei­

digung " - so lautet das Schluß­

wo rt in Sokolowskis Buch " Mil i­

tärstrateg ie" . Dieses auch in 

Westdeutsch land jetzt in der drit­

ten Auf lage erhält liche Buch ist 

nicht nur lesenswert, es gehört 

zur Pflichtlektüre für jeden, der 

sich mit einem möglichen Geg­

ner heute vertraut machen muß. 

Aus Mitverantwortung zur tätigen Hilfe 

Sie kön nte das Thema für eine 

Seite 28 

große Illust rierte sein , die erste 
Dame Niedersachsens , aber sie 
ist es nicht, weil sie es nicht wi ll. 
Denn sie sucht keine Pub li c ity, 
sie wil l nur helfen. Wie nöt ig mit­
mensch liche Hilfe ist, hat sie bit­
terhart erfah ren müssen . Desha lb 
arbeitet Karin-Rut Diederichs in 
den Hil fsorga nisationen und ver­
su ch t, die Menschen aus ihrer 
Letharg ie zu wecken, denn : " Die 
Überlebenschance n sind groß! " 
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Von Beginn an haben wir betont, daß unsere Zeitschrift 
ein Forum für alle Fragen der zivilen Verteidigung sein 
soll, " ein Forum , das als Markt- und Gerichtsplatz der 
Aussprache öffentlicher Angelegenheiten dient ". Dieses 
Ziel war schneller erreicht, als wir zu hoffen wagten . Die 
heutige Ausgabe beweist es: Wir sind zum Forum, zum 
Diskussionsort geworden. Die verschieden gelagerten Auf­
sätze über gleiche Themen sind ausgesprochene Forums­

Beiträge, die zur individuellen Auseinandersetzung mit 
dem einen oder anderen Teilproblem der Zivilverteidigung 
herausfordern. So lesen Sie, daß Oberamtsrat Gabriel in 
Bielefeld mit Stadtverwaltungsdirektor Butz in Köln in 
Sachen " Katastrophenschutz - ein Beitrag zur Wehr­
gerechtigkeit?" nicht voll übereinstimmt. Des weiteren lesen 

Sie einige " Offene Briefe " zu einem früheren Aufsatz von 
Ulrich Mackensen (ZIV 4-70) . Mackensen wird hart ange­
gangen , weil er in der Sache falsch liegt, zudem die "Zivil­
schützler " ungerechtfertigt als "Vereinsmeier " beleidigt. 
Mackensen übersieht, daß der Zusammenhalt einer kleinen 
Gemeinschaft, wie es die "Zi vilschützler " ebenso etwa wie 
die Freiwilligen Feuerwehren sind , als Kameradschaft Teil 
der Sache ist, Teil des Ganzen . In unserer Zeit, in der alle 
Gemeinschaften auseinanderfallen, verdienen jene, die sich 
uneigennützig dem Wohl der " Menschen in Not " verdin­
gen, nicht Schelte, sondern Respekt, höchsten Respekt. 

Auch die Auseinandersetzung um den "Bericht der Bundes­
regierung", der allgemein als unverbindliche Wortspielerei 

Enttäuschung, bei den Eingeweihten heftige Empörung aus­
gelöst hat, wird heute fortgesetzt. 

Mit anderen Worten : Wir sind keine "verei nseigene" oder 
"bundeseigene" Zeitschrift, die ebenso freundlich wie 
steri l nachplappert, was Regierung oder Ministerialbüro­
kratie oder ein Verband uns vorschreibt. Wir sind, und das 
betonen wir nochmals, unabhängig und frei. 

Unsere Freiheit hat aber auch Grenzen. Grenzen nämlich, 
die von der Sache oder vom Menschen her gesetzt sind. 
So sind wir nicht bereit, Beschimpfungen "Andersdenken­
der " abzudrucken . Bitterböse Schreiben erhielten wir, weil 
wir nicht bereit waren, mitzuschimpfen, mitzubeleidigen . 
Diskutieren heißt nicht schimpfen und schre ien, sondern 
sachlich klarzustellen und nüchtern zu berichtigen. 

Mit Anstand und in Verantwortung für die Sache, die wir 
vertreten, wollen wir bleiben , was wir heute sind : das Forum 
der Zivilverteidigung . 

In diesem Sinne 
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Ulrich de Maiziere, Vier-Sterne-General, ist 
seit dem Rücktritt General Trettners 
Generalinspekteur der Bundeswehr. 1912 in 
Stade geboren, bestand er 1930 das Abitur 
und trat in die Reichswehr ein . Im Zweiten 
Weltkrieg stand Ulrich de Maiziere an 
verschiedenen Fronten als Infanterie- und 
später als Stabsoffizier. Nach dem Kriege 
wurde er in das Amt Blank berufen, u. a. 
Kommandeur der Schule für Innere Führung , 
Kommandeur der Führungsakademie und 
Inspekteur des Heeres. de Maiziere ist 
seit 1966 Generalinspekteur der Bundeswehr 

Der Generalinspekteur 
der Bundeswehr 
zur Zivilverteidigung 

Im Vorwort zur ersten Ausgabe der Zeit­
schrift "Zivilverteidigung " wendet sich der 
Herausgeber mit der Bitte um Mitarbeit an die 
Leserschaft. Die Zeitschrift soll nach den Wor­
ten des Herausgebers "das Forum aller sein , 
die mit uns der Meinung sind, daß die zivile 
Verteidigung ein Hauptbestandteil aller Bemü­
hungen ist , sich gegen in der Zukunft liegende 
mögliche Gefahren zur Wehr zu setzen " . 

Dieser Aufforderung, die das Wesen der 
Zeitschrift kennzeichnet, sollte entsprochen 
werden, setzt sich doch immer stärker die Er­
kenntnis durch , daß in allen Bereichen, deren 
Entwicklung eines besonderen Anstoßes be­
darf, nicht nur die abgewogene fachliche Er­
örterung ihren Platz hat, sondern gerade die 
freimütige Darstellung von Unzulänglichkeiten 

und die offene Diskussion neuer Wege von­
nöten ist. 

Es ist eine Aufforderung, die aber auch 
wegen des deutlichen Willens, die Belange 
der zivilen Verteidigung zu fördern , Resonanz 
verdient. 

Die Ziele der zivilen Verteidigung sind 
von Parl3ment und Bundesregierung klar defi ­
niert und unterstrichen worden. Seit längerer 
Zeit haben sich verantwortungsbewußte Mit­
arbeiter diesen Zielen verschrieben , für deren 
Verwirklichung sie sich in Wort und Tat ener­
gisch einsetzen . Für den Soldaten ist es eine 
Selbstverständlichkeit , daß die zivile Verteidi ­
gung eine unerläßliche Ergänzung der militäri­
schen Verteidigung darstellt. In Staaten , wel -
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che die Verantwortung für Frieden und Sicher­
heit ernst nehmen, wächst die Einsicht, mili­
tärische und zivile Verteidigung unter dem 
Aspekt Gesamtverteidigung zu sehen und hier 
noch vorhandene Lücken zu schließen. Alle 
unsere zivilen und militärischen Verteidigungs­
maßnahmen dienen der Sicherung des Frie­
dens, sie unterstreichen unseren Willen , uns 
davor zu schützen, daß uns fremde Gewalt 
aufgezwungen wird . 

Und schließlich steht wohl hinter der /l.uf­
forderung des Herausgebers zur Mitarbeit die 
Absicht, der Öffentlichkeit die vielfältigen Pro­
bleme der zivilen Verteidigung in umfassender 
Schau zugänglich zu machen . 

Hier ist ein weites, offenes Betätigungs­
feld . Jedermann weiß . wie leicht sich ein Ge­
spräch über Verteidigungsfragen führen läßt. 
Wer sich aber ernstlich mit den Fragen unse­
rer Sicherheit befaßt . weiß genauso gut , wie 

schwer unsere Welt zu überzeugen ist , daß 
Sicherheit auch Opfer und Vorbereitungen er­
fordert . Ohne zu überzeugen . werden jedoch 
alle unsere Bemühungen um die Verteidigung 
Stückwerk bleiben ; wer aber überzeugen will . 
wird zuvor aufklären und die Dinge umfassend 
darstellen müssen. Jeder Schritt in dieser 
Richtung sollte unsere Unterstützung finden! 

Ich wünsche daher der Zeitschrift "Zivil­
verteidigung " die Mitarbeiter, die sich mit 
Ernst den gesetzten Zielen widmen. Ich be­
grüße Wortmeldungen aus dem Bereich der 
militärischen Verteidigung , in der Hoffnung , 
daß sie geeignet sind, die Verbindung zur 
zivilen Verteidigung aufzuzeigen , dem Kennen­
lernen der gegenseitigen Belange zu dienen 
und die gemeinsamen Ziele in der Gesamt­
verteidigung zu unterstreichen. 

Ulrich de Maiziere 
Generalinspekteur der Bundeswehr 



Die Bundeswehr-Bündnisstreitmacht 
Generalinspekteur Ulrich de Maiziere hat seine Gedanken zur Situation der Armee in der Gesellschaft 

in einer Vortragsreihe des 111. Wehrbereichskommandos in Düsseldorf mitgeteilt. 
Den ersten Teil des Vortrags geben wir in Auszügen wieder. 

"Zunächst jedoch haben wir davon auszugehen , daß 
der Antagonismus der beiden heutigen Weltmächte -
der USA und der Sowjetunion, der das Geschehen in 
den beiden letzten Jahrzehnten bestimmte, vorerst wei­
terbestehen wird. Er wird weiterbestehen, aber beein­
flußt auch durch Entwicklungen außerhalb der Paktsy­
steme, in denen sich die Gegensätze heute ausdrücken . 
Es gilt, neue Formen des strategischen Gleichgewichts 
zu finden , weil das Interesse daran wirksam werden 
wird ,für andere Aufaben Kräfte freizusetzen, die heute 
noch durch die Gegensätze gefunden sind. Ansätze zu 
einer solchen Entwicklung sind bereits in den amerika­
nisch-sowjetischen Gesprächen über die Möglichkeiten 
einer Begrenzung der strategischen Rüstungen enthal­
ten, aber auch in den Versu chen , Gespräche über eine 
beiderseitige, ausgewogene und zeitlich abgestimmte 
Verminderung der Streitkräfte in Mitte leuropa in Gang 
zu bringen . 

Für die Sicherheit im freien Tei l Europas wird noch 
auf lange Zeit der Nordatlantikpakt die Grundlage bil­
den. Das gilt gleichermaßen für die Bundesrepublik 
Deutschland wie für unsere Verbünd eten. Elemente der 
gemeinsamen westlichen Sicherheitspo litik sind die Her­
stellung bzw. Erhaltung eines relativen militärischen 
Gloichgewichts in Europa, das die konventionellen und 
nuklearen Komponenten berücksichtigt, aber auch das 
Bemühen, unter Aufrechterhaltung der erreichten Sicher­
heit den politischen Au sg leich zwischen Ost und West 
voranzutreiben . 

Politisch und militärisch ist das Konzept der NATO 
defensiv ... Das Risiko für die andere Seite muß unkal­
kulierbar bleiben, d. h. : die Verteidigungsplanung darf 
keine Chance bieten , ihre Reaktionen im Einzelfall vor­
ausberechenbar zu machen ; denn sonst könnte ein An­
greifer vielleicht hoffen , militärische und politische Vor­
teile durch eine kalkulierte Zeitfolge oder Größenord­
nung seiner militärischen Aktion doch noch zu erreichen 
... Hierzu bedarf es eines ausgewogenen militärischen 
Kräfteverhältnisses. Dies ist gegenwärtig nur mit einem 
angemessenen in Europa präsenten amerikanischen 
Beitrag erreichbar. Dieser Beitrag schließt die aus­
schließlich unter amerikanischer Verfügungsgewalt ste­
henden nuklearen Mittel als Rückgrat der Abschreckung 
ein. 

Eine spürbare Verringerung der amerikanischen 
Kräfte würde das militärische Gleichgewicht in Europa 
entscheidend beeinträchtigen , vor allem, wenn sie sich 
einseitig vollzöge. Der Bundesminister der Verteidigung 
hat in letzter Zeit wiederholt darauf hingewiesen , daß 
dabei auch die politische Symmetrie gestört würde. Bei 
den Landstreitkräften stehen heute viereinha lb amerika­
nische Divisionen in Mitteleuropa dreißig sowjetischen 
Divisionen in der DDR, der Tschechoslowakei und in 
Polen gegenüber. 

Im bin sicher: Die amerikanische Administration ist 
sich der Tatsache bewußt, daß in Europa vitale Inter­
esse;, auch der USA auf dem Spiele stehen. Auch 
Amerika wird in Europa verteidigt. Die Aufrechterhaltung 
des relativen militärischen Gleichgewichts dur reprä­
sente Streitkräfte des Bündnisses ist eine Vorausset­
zung für einen Erfolg der vereinten Bemühungen um 
eine pOlitische Entspannung in Europa und Ausgangs­
punkt für Gespräche über eine weltweite neue Ordnung 
des Friedens. 

Ein den Zielen der Bündnisgemeinschaft entspre­
chendes defensives Konzept äußert sich auch in den 
Vorkehrungen zur Krisenbeherrschung , den Bemühun­
gen um ein " crisis management ". Hier geht es darum, 
in Spannungszeiten unter den Partnern bis ins einzelne 
kontroll ie rte Reaktionen gegen politischen und militäri­
schen Druck abzustimmen mit dem Ziel, militärische 
Auseinand ersetzungen zu vermeiden, ohne sich anderer­
seits ei ner Pression beugen zu müssen . Für unser Land , 
das an der Trennungslinie zwischen den Machtberei­
chen in Mitteleuropa liegt, hat die Krisenbeherrschung 
ihre Bedeutung schon in der Vergang enhe it erwiesen. 
Im Auftrag der Bundeswehr kommt dies zum Ausdruck . 

Auftrag der Bundeswehr ist näm lich , gemeinsam mit 
den verbündeten Streitkräften und in engem Zusammen­
wirken mit der zivilen Verteidigung 

o einen Gegner von Gewaltandrohungen und jeder 
militärischen Gewaltanwendung abzuhalten , 

o im Falle von Gewaltanwendung das Territorium der 
Bundesrepublik Deutschland zu schützen oder dessen 
Illtegrität wiederherzustellen. 

Der Auftrag der Bundeswehr ist also ein defensiver, 
so wi e da::; militärische Konzept der NATO defensiv ist. 
Dem en tsprechen Umfang , Organisat ion, Ausrüstung , 
Ausbildung und Erziehung der deutschen Streitkräfte. 
Sie sind an den Aufgaben bemessen, die den deutschen 
Ve rbänden innerhalb des Konzeptes der NATO zufallen. 
Diese Aufgaben sind ein Teil des Ganzen und lassen 
sich nicht von der gemeinsamen Verteidigungsplanung 
der NATO lösen. Manche Kritik und mancher Zweifel 
daran, ob die Bundeswehr uns wirklich schützen kann, 
läßt sich darauf zurückführen, daß diese Verflechtung 
innerha lb des Bündnisses nicht richtig gesehen wird. 

Ein überzeugendes Beispiel für diese Verflechtung 
ist die Luftverteidigung . Schnelle Reaktionsfähigkeit 
und programmiertes Handeln sind hier eine der grund­
legenden Bedingungen des Kampfes. Um das Zusam­
menwirken der Luftstreitkräfte verschiedener Bündnis­
partner unter solchen Bedingungen sicherzustellen, ist 
die Führung der Luftverteidigung schon im Frieden in 
gemischt besetzten alliierten Kommandostäben zu sam­
mengefaßt. 
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Strategie 
der 
Pr ie den ssicheru ng 

Es muß möglich werden, Konflikte ohne Drohsysteme oder 
Anwendung von militärischer Gewalt zu lösen. Die hierzu 
notwendige Arbeit auf dem Gebiet der Konflikts- und Frie­
densforschung steht noch in ihren Anfängen. Aber die 
einmal gestellte Frage nach einer Strategie der Friedens­
sicherung kann nicht mehr zur Ruhe kommen . Sie ist nur 
ein erster Schritt, der mit zwingender Notwendigkeit zu 
weiteren Schritten zur Friedensförderung hin drängt. Denn 
die Veränderung unserer Welt beginnt dort, wo wir heute 
kritisch zu denken und zu handeln bereit sind. 

D ie evangelische Akademie 
Bad Boll hatte diese pro­
grammatischen Sätze in die 

Einladung zu einer Tagung unter 
dem Thema "Strategie der Frie­
denssicherung " gestellt. Vom 24. 
bis zum 26. April 1970 sprachen 
Vertreter des öffentl ichen Lebens, 
verschiedener Bundesministerien , 
der Universitäten und Verbände 
über die Friedenssicherung und 
debattierten eine der brennendsten 
Fragen unserer Zeit. 

Am Beginn der Tagung stand 
ein stark beachtetes Referat von 
Professor Dr. Hans-Adolf Jacob­
sen , Direktor des Seminars für Poli­
tische Wissenschaften , Bonn. In sei­
nem Beitrag gab Jacobsen einen 
Überblick über die Friedens- und 
Konfliktforschung in der Bundes­
republik , die in zunehmendem Maße 
in der deutschen Wissenschaft Be-
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achtung findet. In verschiedenen In­
stituten und Seminaren deutscher 
Universitäten werde bereits, so 
sagte Jacobsen, diese neue Diszi­
plin eingehend gewürdigt. 

Ziel der Forschung ist es, tie­
fere Einsicht zu erhalten in die Be­
dingungen von Konflikten . Durch 
Erkenntnis der wirklichen Ursachen, 
durch Konfliktverständnis, soll eine 
Vermeidung der großen Konflikte 
ermöglicht werden . Die Friedens­
forschung muß deshalb multinatio­
nal und interdisziplinär sein. 

Von entscheidender Bedeu­
tung ist - nach Professor Jacob­
sen - die Friedenspädagogik. Die 
Kinder sollen zukünftig in einer 
neuen rationalen Verhaltensweise 
hinsichtlich der Konflikte erzogen 
werden . Um dies zu erreichen, sind 
die bisherigen Lehrbücher einer 
eingehenden Kritik zu unterziehen, 

wobei die Frage lautet, wie die 
Phänomene Krieg und Frieden 
künftig darzustellen seien . Überdies 
ist das eine Aufgabe der Erwachse­
nenbildung. Durch eine verbesserte 
Erziehung wird eine größere Frie­
densbereitschaft erstrebt. Es gilt, 
Modelle zu erarbeiten, die für diese 
Erziehung nutzbar gemacht werden 
können. Es geht um eine wirklich­
keitsverändernde Zielsetzung , für 
die Multiplikatoren der Friedensfor­
schung gebraucht werden . Dies sind 
u. a. die Landeszentralen für poli­
ti sche Bildung in den Bundeslän­
dern und die Bundeszentralen für 
pOlitische Bildung in Bonn. 

In verschiedenen Bundesmini­
sterien wird der Friedensforschung 
die notwendige Beachtung ge­
schenkt, so im Auswärtigen Amt, im 
Entwicklungshilfeministerium, Wis­
senschaftsministerium und Innen­
ministerium . Die Bundeswehr ist, so 
meinte Professor Jacobsen, als In­
stitution zur Friedenssicherung kon­
zipiert, den philosophischen Lösun­
gen steht sie jedoch skeptisch ge­
genüber; im Verteidigungsministe­
rium hat man den Themen noch 
nicht genügend Aufmerksamkeit ge­
schenkt. Der Friedensforscher dürfe 
hinsichtlich seiner Methodik die 
Praxis nicht außer acht lassen. Er 
bedarf der ständigen Korrektur 
durch den Praktiker, dieser aber 
kann auch vom Theoretiker lernen. 

Bereits im Jahr 1968 wurde in 
der Bundesrepublik die Arbeitsge­
meinschaft für Friedens- und Kon­
fliktforschung gegründet (AFK). Ihr 
gehören 76 Wissenschaftler an ; 16 
Institute sind in ihr koordiniert. Die 
AFK will die Forschungsarbeiten 
fördern, die Öffentlichkeit informie­
ren und mit ausländischen Insti ­
tuten zusammenarbeiten . Wenn­
gleich dieArbeitsgemeinschaft über 
organisatorische und Verfahrens­
fragen noch nicht weit hinausge­
kommen ist, so darf dies doch nicht 
pessimistisch stimmen . 

Große Hoffnungen setzt man 
auf die "Gesellschaft für Friedens­
forschung " , deren Gründung, wahr­
scheinlich unter der Schirmherr­
schaft des Bundespräsidenten, be­
vorsteht. Auch der Bundeskanzler 
steht hinter diesen Bestrebungen . 
Die Gesellschaft wird die Schwer-



punkte der Forschung festlegen , 
planen und die vorhandenen Mittel 
verteilen. Jacobsen rechnet damit, 
daß in diesem Jahr in der Bundes­
republik zwischen drei und vier 
Millionen DM an öffentlichen Gel­
dern für die Friedens- und Kon­
fliktforschung bereitgest811t werden . 

Eine wichtige Ergänzung bzw. 
Entgegnung zu den Darlegungen 
von Professor Jacobsen waren die 
anschließenden Ausführungen von 
Generalleutnant a. D. Wolf Graf 
von Baudissin, zur Zeit Lehrbeauf­
tragter an der Universität Hamburg. 
Baudissins Gedanken zogen Gren­
zen für die Friedensforschung. Der 
General ist der Ansicht, daß es Ge­
nerationen dauern wird , bis zwi­
schenstaatliche Konflikte nicht mehr 
mit Waffen ausgetragen werden. 
Die weltweite Abrüstung in Genf 
wird zwar seit Jahren auf der Ab­
rüstungskonferenz behandelt , bei 
diesen Gesprächen ist man aber 
keinen Millimeter weitergekommen. 
" Für den großen Frieden braucht 
man als Voraussetzung eine Welt­
regierung ." 

Nach General Baudissin bleibt 
zur Zeit als bewährtes Schutz­
system nur die Abschreckung. Sie 
birgt in sich Gefahren, und sie gibt 
Impulse zum Wettrüsten . Aber bei 
den europäischen I ndustrienatio­
nen sind Kriege nicht mehr schick­
salhaft, meint Baudissin. Gegen­
über früheren Jahrhunderten brau­
chen die Industrieländer keine An­
nektionen mehr. Daß diese nur be­
lasten, beweist der Fall Israel. Und 
Kriege führen kaum zu irgendweI­
chen Vorteilen, das beweist der 
Kampf in Vietnam. Todfeinschaften 
zwischen Staaten gibt es kaum 
noch , vielmehr ist der Wunsch nach 
dem Überleben bestimmend . 

Abschreckung allein genügt 
jedoch nicht, sie muß durch " ko­
operative Rüstungssteuerung " er­
gänzt werden , durch die "Arms 
Control ". Eine solche kooperative 
Rüstungssteigerung wird jetzt wie­
der bei den West-Ost-Verhandlun­
gen in Wien versucht (SAL T). Dabei 
darf es nicht um den Vorteil der 
einen oder der anderen Seite ge­
hen, sondern um die verbesserte 
Sicherheit für beide, für die USA 

und die UdSSR. Beide Seiten wol­
len und müssen ihre Rüstungsla­
sten vermindern . 

Bei dem heute gültigen Sy­
stem ist es wichtig, meint Bau­
dissin, daß keiner der Partner oder 
Gegner in Zugzwang gerät. Kommt 
es dennoch zum Konflikt , so muß 
dieser mit konventionellen Waffen 
ausgetragen werden und nicht mit 
atomaren, damit die Politiker Zeit 
finden, das Krisen-Management in 
Tätigkeit treten zu lassen. Die Wei­
terverfolgung des Konflikts ge­
schieht entscheidend auf politischer, 
nicht auf militärischer Ebene. Die 
Streitkräfte sind Instrumente der 
Sicherheitspolitik , der Soldat ist 
dazu berufen , ein Höchstmaß an 
Sicherheit zu produzieren . 

" Die Lage in Europa ist trotz 
aller Konflikte weitgehend stabil ", 
erklärte Baudissin. " Dazu trägt die 
Existenz der beiden großen Militär­
pakte bei, der NATO und des War­
schauer Paktes. West und Ost ha­
ben ihre Interessensphären abge­
steckt und respektieren sie. Darum 
hat während der Invasion in die 
Tschechoslowakei im August 1968 
kein Grund zu Befürchtungen be­
standen. In Ost und West gibt es 
zwar Asymmetrien beim Vergleich 
der Verteidigungspotentiale, im 
Prinzip aber sind sie ausgewogen. 
Die Zweitschlagkapazität, die Fä­
higkeit eines Angegriffenen, den 
Aggressor in jedem Fall mit strate­
gischen Fernwaffen tödlich zu tref­
fen , ist eine Garantie für den Frie­
den. So steckt in diesem furchtba­
ren System doch etwas von Ver­
nunft. " 

Im West-Ost-System stecken 
jedoch auch destabilisierende Ele­
mente. Einige der kleinen Staaten 
stehen der jeweiligen Führungs­
macht kritisch gegenüber, so z. B. 
Rumänien im östlichen oder Grie­
chenland im westlichen Lager. 
Außerdem ist im Schnittpunkt der 
Sphären, in der grauen Zone, 
immer Vorsicht geboten. 

Die stabile Lage wird auch 
durch Wandlungen gefährdet. Be­
stimmte Faktoren, die die Sicher­
heit im West-Ost-Feld begründe­
ten , verschieben sich. Hierbei geht 
es laut General Baudissin im we­
sentlichen um drei Faktoren : 

Professor Dr. Hans-Adolt Jacobsen, Bonn 

o Die großen und bisher un­
verwundbaren Waffen , wie die ver­
bunkerten Fernraketen oder die Ra­
keten der U-Boote, sind künftig ver­
wundbar. 

o Die jetzige Sicherheit be­
ruht u. a. darauf, daß die Zivilbe­
völkerung ungeschützt ist, doch ver­
liert die Zivilbevölkerung ihren Gei­
selcharakter. 

o Das Arsenal des potentiel­
len Gegners an strategischen Waf­
fen war bisher durch die vielfachen 
Mittel der Geheimdienste zählbar. 
Die Zählbarkeit wird aber durch 
neue Waffen (MIRV) erschwert. 

Es ist, sagte Baudissin, noch 
ungewiß, welche strategischen Fol ­
gerungen sich aus diesen Wand­
lungen für die bei den Großen er­
geben. Auf jeden Fall wird ein Auf­
lösen der Pakte oder ein Verschie­
ben im internationalen Rüstungs­
patt destabilisierend wirken . Das 
Zweier-Pakt-System habe sich bis 
jetzt bewährt. Das werde man von 
einem möglichen Dreier-Modell 
nicht behaupten können , dessen 
Entstehen mit dem Einbeziehen von 
China möglich geworden ist. Jedes 
Dreier-Modell wird von vielen Un­
sicherheitsfaktoren bestimmt. 

Die Thesen Generalleutnants 
a. D. Wolf Graf von Baudissin fan­
den Beifall wie Widerspruch . Sie 
wurden in Arbeitsgruppen disku­
tiert, die im Anschluß an die Refe-

9 



General Graf von Baudissin mit US-General Lemnitzer und General Ferber. 
(NATO-Foto) 

rate gebildet wurden . Ministerial­
direktor Hans-Arnold Thomsen vom 
Innenministerium wandte sich da­
bei gegen die Ausführungen Bau­
dissins , soweit dieser in seinem 
Referat die Zivilbevölkerung ange­
sprochen und deren Geiselcharak­
ter hervorgehoben hatte. Thomsen 
verwies im übrigen auf die enorme 
Diskrepanz zwischen West und Ost 
bei der Zivilverteidigung und dem 
Schutz der Bevölkerung. Während 
im Osten viel geschehe und große 
Mittel ständig bereitgestellt wür­
den , lasse die Zivilverteidigung im 
Westen, vornehmlich in der Bun­
desrepublik, sehr zu wünschen üb­
rig . Wenn man von einer Balance 
der militärischen Verteidigung in 
der großen West-ast-Auseinander­
setzung spreche, so müsse man bei 
der Zivilverteidigung feststellen, 
daß diese im Zeichen der Dis­
balance stehe. 

Die Tagung der Evangelischen 
Akademie Bad Boll wurde mit einer 
Podiumsdiskussion abgeschlossen. 
Hier fanden besonders die Ausfüh­
rungen von Professor Dr. Richard 
Löwenthai , Freie Universität Berlin , 
Interesse. 

Löwenthai ging davon aus, daß 
der Frieden in Europa, der schon 
25 Jahre dauere, um den Preis des 
Wettrüstens erreicht werde. Eine 
andere Vorstellung ziele darauf hin , 
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durch totale Abrüstung einen posi­
tiven Frieden zu erreichen , doch 
würden solche Vorstellungen meist 
als Utopien bezeichnet. 

Wenn man sich die Frage stellt, 
"Welchen Beitrag können wir zum 
Aufbau einer europäischen Frie­
densordnung leisten? ", so muß man 
sagen , daß wir bei der Beantwor­
tung zwischen die beiden genann­
ten Darstellungen geraten. Wer 
eine europäische Friedensordnung 
will, der muß zuerst die bestehen­
den Konflikte abbauen. Dazu kann 
die Bundesrepublik wichtige Bei­
träge li efern. Sie so ll e die deutsch­
polnische Grenze an der Oder­
Neiße-Linie anerkennen . Sie müsse 
ferner bei den angestrebten Ge­
waltverzichtsabkommen erreichen, 
daß das sowjetische Interventions­
recht gestrichen würde. Bei den 
Verhandlungen mit dem Osten wäre 
wesentlich, daß West-Berlin klar 
und eindeutig an die Bundesrepu­
blik gebunden wird . 

Falls die Verei nigten Staaten 
in den nächsten Jahren einen stär­
keren Abzug von Truppen aus 
Europa vornehmen wollten , dann 
fielen auf die Bundesrepublik neue, 
wichtige Aufgaben . Löwenthai 
glaubt, daß die Zahl der US-Solda­
ten verringert wird ; er meint, daß 
die Hälfte der jetzt stationierten 
amerikanischen Truppen ausrei-

chend sei. Er beurteilt die Gesamt­
situation nicht pessimistisch, zu­
mal im Kreml bestimmte Wand­
lungen nicht auszuschließen sind . 
In Moskau habe es im Verlauf der 
letzten 20 Jahre zahlreiche Ver­
schiebungen und Änderungen ge­
geben, und solche seien auch in 
Zukunft einzukalkulieren. 

Im übrigen ist es laut Profes­
sor Löwenthai falsch , mit einem 
militärischen Angriff der UdSSR 
auf WesteuropCl zu rechnen. Ein 
solcher Angriff ist von den Sowjets 
nicht gep lant. Die Gefahr liegt auf 
einem anderen Sektor, nämlich 
dem der politischen Erpressung. 
Wenn im Osten ein militärisches 
Übergewicht entsteht, so wird die­
ses die Gefahr der " Finnlandisie­
rung " für die Bundesrepublik her­
aufbeschwören. 

Der Beitrag von Löwenthai und 
die Ausführungen der anderen 
Sprecher boten Stoff für längere 
Diskussionen. Dabei wurde u. a. 
die Forderung erhoben, zukü nftig 
alle Konfl i kte gewaltlos auszutra­
gen: die Macht solle neu gefaßt 
und neu verstanden werden. Kei­
ner der Sprecher aus diesem Lager 
sah sich jedoch in der Lage, hier­
für ein überzeugendes und wirk­
sames Programm vorzulegen. 

So entbeh rt die " Friedensfor­
schung " gegenwärtig nicht gewis­
ser utopischer Momente. Das wird 
von ihren Verfechte rn auch nicht 
bestritten . Die selbstkritische Frage 
" Ist universale Friedensforschung 
illusionär? " hat darum ihre tiefere 
Bedeutung . Andererseits muß ein­
geräumt werden , daß die Friedens­
forschung der westlichen Länder 
(im Osten ist sie unbekannt) eine 
ganz junge Disziplin ist. Sie muß 
sich unter den anderen Wissen­
schaften erst einrichten . Im übrigen 
ist es denkbar, daß sie dann stär­
ker zum Tragen kommt, wenn an­
dere Zeitströmungen mehr in den 
Vordergrund treten , wenn das bis­
her gültige System der Abschrek­
kung sich in astronomischen Ko­
sten festlaufen sollte und friedens­
fördernde Faktoren aus anderen 
Gründen noch zwingender werden 
als gegenwärtig . 

Helmut Berndt 



In der Mai-Ausgabe unserer 
Zeitschrift haben wir vier Beiträge 
veröffentlicht, die Stellung zum 
neuen "Bericht der Bundesregie­
rung über die Möglichkeiten zur 
Verstärkung der Zivilverteidigung" 
bezogen. In diesen Beiträgen sind 
Fragen gestellt worden an die Bun­
desregierung, an diverse Verwal­
tungen und die Verantwortlichen 
für diese Aufgaben, wie schließlich 
auch an die Bundesbürger selbst. 
Die Antworten haben sich die Ver­
fasser selbst gegeben. 

Diese Antworten zeugen von 
verschiedenen Auffassungen und 
verschiedenen Wertungen. Dazu 
kommt, daß inzwischen auch Ver­
lautbarungen des für den Bereich 
der zivilen Verteidigung zuständi­
gen Bundesinnenministeriums Un­
klarheiten darüber brachten, wie 
die Bundesregierung versuchen 
will, die bestehenden Unzulänglich­
keiten für den Schutz der Bevölke­
rung zu verbessern. 

Es scheint daher an der Zeit, 
daß nunmehr einige offene Fragen 
unmittelbar von der Redaktion 
selbst gestellt und in deren Auffas­
sung beantwortet werden. 

Frage 1: 

An der Spitze steht naturge­
mäß der Ruf nach mehr finanziellen 
Mitteln. Darüber wurde ausführlich 
geschrieben. Facit: Es wird Auf­
gabe der Bundesregierung sein, die 
wenigen vorhandenen Mittel nach 
entsprechenden Prioritäten aufzu­
teilen. Daraus ergibt sich die Frage: 
Wer genießt nun wirklich die erste 
Priorität, der Schutzraumbau oder 
die Hilfskräfte? 

Wir kennen die Gegebenheiten, 
daß der Schutzbau die Grundlage 
und die Hilfskräfte ein Mittel des 
Schutzes sind. Wir wissen, daß tür 
den Schutzbau die gleichen Mittel 
wie bisher, also bei höheren Zu­
schüssen weniger Schutzplätze, zur 
Verfügung stehen werden. Auch für 
die Hilfskräfte bleiben die Mittel in 
gleicher Höhe (mit Ausnahme der 
erhöhten Personal- und Material­
mehrkosten). Das KatSG sieht le­
diglich die Eingliederung des LSHD 
(also der vorhandenen Helfer und 
ihrer Geräte und Ausrüstung) in 
die Hilfsorganisationen vor. Damit 
aber ist bestenfalls deren Einsatz­
möglichkeit ausgeweitet, wenn 

- alle bisherigen freiwilligen Hel­
fer sich auch wirklich einglie­
dern lassen (?); 
die eingegliederte Ausrüstung 
(die keineswegs mit den vor­
handenen Mitteln "verbessert" 
werden kann!) auch von den 
Hilfsorganisationen sinnvoll ge­
nutzt und besetzt werden. 
Der Zivilschutz ist also gegen­

über der bisherigen Situation we­
der verbessert, noch verstärkt! Da­
bei muß man annehmen, daß das 
in den Erklärungen des Staats­
sekretärs Dorn erwähnte THW nur 
beispielsweise als "Teil des Gan­
zen" aufzufassen ist. Dazu muß 
aber nun auch einmal die Frage ge­
steilt werden, wie die Bundesregie­
rung den Verlust des überörtlichen 
LSHD (also der Einsat~möglichkeit 
für Schadensschwerpunkte) auszu-

o Bene 
Fragen 

gleichen gedenkt, nachdem das ge­
plante "Zivilschutzkorps" nicht auf­
gestellt wird. 

Frage 2: 

Welche Möglichkeiten sieht die 
Bundesregierung und der dafür be­
stimmte Bundesverband für den 
Selbstschutz zur Intensivierung der 
Aufklärungsarbeit für die Zivilver­
teidigung? 

Aus mehreren Repräsentativ­
Umfragen ergibt sich, daß sich 
eine Mehrheit der Bevölkerung für 
den Zivilschutz 'ausgesprochen hat. 
Es bedarf demnach nur eines An­
stoßes an die Presse und die üb­
rigen Massenmedien, sich objektiv 
über Hintergründe und Unterlagen 
der zivilen Verteidigung zu orien­
tieren. Dazu müßten die Fakten und 
die Verhältnisse derart offen und 
nüchtern aufgedeckt werden, daß 
die Bevölkerung erkennen kann, 
wie es um ihren Schutz bestellt ist. 

Frage 3: 
In einem der genannten vier 

Beiträge wird auf den Katastro-

phenschutz in Betrieben eingegan­
gen. Demnach scheinen hier An­
sätze vorhanden, daß die Unterneh­
men von sich aus ihren Werks­
schutz so verstärken, um im Krisen­
fall weitgehend von "Schutz" spre­
chen zu können? Wir kennen die 
"Hinweise des BM Wirtschaft" 
ebenso wie die "Empfehlungen des 
Bdl". Wir wissen, daß Betriebe, die 
wegen ihrer Produktion oder ihrer 
Anlagen schon im Frieden beson­
ders katastrophengefährdet sind, 
erhebliche Schutzvorkehrungen ge­
troffen haben. Es ist uns aber 
auch bekannt, daß eine bedeutende 
Zahl großer Betriebe sich weigert, 
diesen Schutz auf Schutzmaßnah­
men in Kriegszeiten auszudehnen, 
solange hierüber nicht "von oben 
her" Weisungen ergehen, die finan­
ziell durch Bundesmittel unterbaut 
sind. Hierfür wäre Zahlenmaterial, 
wer bereits mit solchen Schutzmaß­
nahmen begonnen hat, aufschluß­
reicher als Planungen, Absichten 
und Empfehlungen der zuständigen 
Spitzenorgane. 

Werksanalysen, Verbindungs­
aufnahme zu Hilfsorganisationen im 
Ort sind friedensmäßige, selbstver­
ständliche Vorausmaßnahmen zu 
jedem Betriebsschutz. Es erscheint 
uns aber zweifelhaft, ob kommu­
nale Verwaltungsstellen gem. § 10 
KatSG oder der BVS gem. § 11 
KatSG in der Lage sein . werden, 
den Betriebsschutz zu fördern bzw. 
in der Abwehr auszubilden, wenn 
die Geschäftsleitung oder der Be­
triebsrat diesen ablehnen. 

Es ist uns leider nur zu klar, 
daß alle im ZIV 5/70 und auch hier 
angeschnittenen Fragen nur Skep­
sis in der Glaubwürdigkeit um die 
Bemühungen der Bundesregierung 
für die Zivilverteidigung auslösen. 
Immerhin aber erscheint es uns an 
der Zeit, Worte durch Taten, Para­
graphen durch praktikable Verord­
nungen, Fragen durch klare und 
mit Zahlen belegte Antworten abzu­
lösen. Die Redaktion bedauert, daß 
sie nicht in der Lage ist, durch 
solche Feststellungen die Zuver­
sicht zu stärken , daß es vielleicht 
doch noch in den 70er Jahren we­
nigstens zu einem Ansatz einer 
echten "Verstärkung der zivilen 
Verteidigung " kommen kann. 

ZIVILVERTEIDIGUNG 
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R SOWJETUNION MARSCHALL OE 

*Militär­
Strategie 

Vor uns liegt ein Buch. Es ist 
von einem russischen Mar­
schall herausgegeben, von 

einem Team versierter Offiziere ge­
schrieben und liegt bereits in der 
dritten verbesserten und ergänzten 
Auflage vor. Sein anspruchsloser 
Titel : " Militärstrategie"l ). 

Oberst i. G. Dr. Johannes Ger­
ber hat dem Buch eine deutsche 
Einleitung gegeben, in der er aber 
ausdrücklich bemerkt2) : " Auch der 
weite Komplex der Zivilverteidi­
gung und der ,vorbereitung der 
Wirtschaft auf den Krieg' ist in die­
ser Einleitung nicht behandelt." 

So mag es vielleicht als ein 
Novum erscheinen , wenn ein rein 
mi I itärisch-wissenschaftl iches Werk 
etwas ausführlicher unter dem 
Aspekt der zivilen Verteidigung be­
trachtet wird . Dazu kennzeichnet es 
gleichzeitig die Fortentwicklung der 
Kriegswissenschaften , die bis zum 
Ersten Weltkrieg eine Einbeziehung 
ziviler Belange in militärische Über­
legungen noch gar nicht kannten . 
Ludendorff war es dann wohl , der 
erstmals vom " totalen Krieg " 
sprach . Von da aus steigerten sich 
die tatsächlichen Ereignisse - ab­
geleitet von der Idee Douhets vom 
totalen Luftkrieg - bis zu den 
Bombenteppichen des Zweiten 
Weltkrieges ; Der Schrecken eines 
möglichen "all out war" = des all­
gemeinen totalen Vernichtungskrie-
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ges durch Kernwaffen beherrscht 
heute die militärische Fachliteratur. 
Auf Gedeih und Verderben ist in 
der Jetztzeit jeder Bürger eines 
kriegführenden Staates mit den Re­
geln dieses Krieges und seinen sol­
datischen Einsätzen verbunden . 

Das aber muß dazu berechti­
gen, die militärwissenschaftlich 
festgelegten Grundlagen nicht nur 

Von Wilhelm Hetzel 
der eigenen Streitkräfte, sondern 
auch gerade eines potentiellen 
Gegners aufzuzeigen, damit man 
weiß, woher und in welcher Form 
ein Krieg auch die Zivilbevölkerung 
bedrohen kann. Das ist der Sinn 
dieser Ausführungen . 

Nach Ideen von Marx und Engels 

Unsere erste Betrachtung ge­
hört dem ganzen Werk an sich . 
Man muß dabei davon ausgehen, 
daß die junge sowjetische Armee 
auf den Ideen von Marx und Engels 
zum Kriege aufgebaut wurde, die 
auch heute noch ebenso wie die 
Lehren W. I. Lenins in dem vorlie­
genden Lehrbuch zitiert werden . 
Sie bilden also die ideologische 
Grundlage auch des militärischen 
Denkens in der UdSSR. Bis zum 
Zweiten Weltkrieg gab es sodann 
eine gewisse Fachliteratur aus der 
Feder von Tuchatschewski , Frunse, 

Swetschin u. a., die aber durch die 
Erkenntnisse des unter dem Diktat 
Stalins geführten "großen Vater­
ländischen Krieges " an Wert verlo­
ren haben, so daß die neue "Mili­
tärstrategie" das hervorragende 
Werk einer umfassenden Konzep­
tion eines Zukunftskrieges, gestützt 
auf die Erfahrungen moderner Stra­
tegie darstellt. 

Der Leiter des verfassenden 
Kollektivs, Marschall SOkolowski , 
gab dafür seinen Namen, den er 
sich seit dem Zweiten Weltkrieg ge­
macht hatte :3) In der schicksalhaf­
ten Stunde der beginnenden 
Kriegswende vor Moskau 1941 
wurde er zum Stabschef Schukows 
berufen, hat sich weiterhin bewährt 
und wurde im April 1946 so­
wjetischer Oberbefehlshaber in 
Deutschland. Von 1946 bis 1949 
trägt er die Verantwortung für die 
Teilung Deutschlands durch ab­
rupte Beendigung der Zusammen­
arbeit mit seinen Alliierten . In seine 
Zeit fällt die Blockade Berlins. 
Seine nächsten Stationen: Erster 
Stellvertreter des Ministers für Ver­
teidigung , Vollmitglied im Zentral­
komitee der Partei , Chef des Gene­
ralstabes. Sein Verdienst ist die 
Modernisierung der sowjetischen 
Armee, seine enge Verbindung zur 
Partei spricht deutlich aus den ge­
samten Darlegungen. Sein Name 
aber wird heute in Rußland mit sei-



nem Werk identifiziert : Man spricht 
nicht mehr vom Buch " Militärstra­
tegie " , sondern vereinfacht von 
"dem Sokolowski ". 

Für einen weiten Leserkreis 

Für wen aber ist dieses mili­
tärische Lehrbuch geschrieben? 

" Ein Buch, das eine allgemeine 
Vorstellung von der Militärstrategie 
vermittelt , das den Charakter und 
die Methoden der Führung eines 
modernen Krieges, die Methoden 
der Vorbereitung des Landes und 
seiner Streitkräfte auf einen Krieg 
. .. klären hilft, kann ohne Zweifel 
für einen weiten Kreis sowjetischer 
Leser nützlich wie auch bei der 
militärtheoretischen Ausbildung jun­
ger Offiziere Lehrbehelf sein" . 

Damit ist ein deutlicher Hin­
weis gegeben, daß es unter dem 
Begriff der "Gesamtverteidigung" 
auch für den Leser, der außerhalb 
militärischer Interessensspähren 
steht, heutzutage wichtige Finger­
zeige geben kann. Wenn dies aber 
der Fall ist, dann sollte auch ein 
"weiter Leserkreis " des Auslandes 
sich damit befassen. 

Denn es besteht wohl kein 
Zweifel , daß vieles mit oftmals er­
hobenem Zeigefinger geschrieben 
wurde, was über die Grenzen des 
Warschauer Paktes hinaus zur War­
nung und Abschreckung gesagt 
werden sollte. Man versucht dabei 
recht deutlich , die Größe der Lei­
stungen der sowjetischen Armee 
seit ihrem Bestehen herauszustel­
len, und versucht, durch eine aus­
geprägte Dialektik den gesamten 
freien Westen als Aggressor, 
Kriegstreiber und Ausbeuter ver­
ächtlich zu machen. Wenn Oberst 
i. G. Dr. Gerber in seinem Abschnitt 
" Information und Propaganda "s) 
meint : " Die Absicht der Propagan­
dafunktion des Werkes wurde bei 
seinem ersten Erscheinen im We­
sten vielfach überschätzt", so muß 
dem doch Folgendes entgegenge­
stellt werden : Es mag sein, daß der 
Soldat oder der politisch geschulte 
Leser diese Dialektik nicht überbe­
wertet ; aber gerade im Hinblick auf 
den "weiten Leserkreis " sind hier 
doch Interessenten eingeschlossen, 
deren Urteilsvermögen einge­
schränkter sein kann , so daß sie 
dieser Dialektik verfallen! 

"Gerechte" und "ungerechte" 
Kriege 

Man kann dieses Buch nicht le­
sen , wie es etwa bei einer deut­
schen nüchtern und sachlich prü-
fenden militärpolitischen Situa-
tionsbeurteilung möglich sein 
könnte. Es ist ja auch verfaßt in 
echt sowjetischer Mentalität, die 
eben davon ausgeht, daß z. B. 
Kriege, die von kommunistischen 
Staaten geführt werden , "gerecht " 
sind , daß aber freie Staaten grund­
sätzlich " ungerechte " Kriege 
führen . 

In östlicher Auffassung ist es 
auch nicht fehlerhaft, wenn die ver­
schiedenen Autoren in ihrer jewei­
ligen Abhandlung gerade die politi ­
schen und partei I ichen Aspekte 
immer wiederholen . Nach unserem 
Gefühl für Schulung und Lehre 
geht dabei der Wert des Wissen­
schaftlichen verloren . Aber ande­
rerseits ist doch zu beachten , daß 

Wllhelm Hetzel. Jahrgang 
1906. Aktiver Offizier. Im Krie­
ge Generalstabsoffizier in ver­
schiedenen Verwendungen, 
zuletzt Chef des Generalsta­
bes einer Armee. Nach Kriegs­
gefangenschaft bis 1950 in 
leitenden Stellen von Wirt­
schafts- und Industriebetrie­
ben. Seit 1963 Referent im 
Bundesamt für zivilen Bevöl­
kerungsschutz für die Ausbil­
dung der leitenden Zivilschutz-

kräfte. 

der Krieg für die Gesamtheit der 
betroffenen Menschen eine Haltung 
und Lebensauffassung erfordert, 
die entsprechend ihrer psychologi ­
schen Verfassung einer Verfesti ­
gung bedarf. 

Damit gehören diese bisheri­
gen Ausführungen bereits in den 
Bereich der Zivilverteidigung. Hier 
beginnt die "Strategie des kalten 
Krieges ", so seh r d ieser Begriff 
heute verworfen und abgelehnt 
wird . 

Einsatz von Propaganda und 
Agitation 

" Die moralisch-politische Vor­
bereitung des sowjetischen Volkes 
auf den Krieg besteht in erster 
Linie in seiner Erziehung im Geiste 
des sowjetischen Patriotismus, im 
Geiste der Liebe zur Heimat und 
zur Kommunistischen Partei und in 
der Erziehung zur Bereitschaft, alle 
Lasten des Krieges für die Errin­
gung des Sieges zu tragen". 

So kann es nachgelesen wer­
den im Abschnitt " Die Vorbere itung 
der Bevölkerung in moralisch-poli­
tischer Hinsicht" .6) Ausführliche 
Darlegungen, wie diese " Erzie­
hung " durchgeführt werden kann , 
welche "gerechten " Ziele sie ver­
folgt , wie sie " den glühenden Haß 
gegen die Imperialisten " weiterh in 
schüren können , folgen. Die Füh­
rung dieser Schulung aber über­
nehmen Partei und Reg ierung. 

" Hierfür werden alle Mittel der 
Propaganda und Agitation einge­
setzt, d . h. Tagespresse und Zeit­
schriften, Wissenschaft , Literatur, 
Film , Theater u. a. ". 

Es soll nicht Sinn dieser Aus­
führungen sein , laufend Zitate aus 
dem Buch zu bringen . Aber gerade 
der Wortlaut dieser grundlegenden 
Auffassungen zeigt uns, wie sehr 
dieses sowjetische Volk bereits im 
Frieden auf ein Ziel ausgerichtet 
wird , das nach derzeitigen deut­
schen Auffassungen heute besten­
falls umsch rieben aufgezeigt wer­
den sollte, wenn überhaupt über 
Aufgaben der zivilen Verteidigung 
orientiert wird . 

Die Notwendigkeit, den Men­
schen selbst auf die Möglichkeiten 
eines Krieges einzustellen , wird 
sinnvoller Weise abgeleitet von 
Überlegungen, die wir heute als 
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" Kriegsbild " und im vorliegenden 
Falle eben als "Militärstrategie " 
bezeichnen . 

Dies aber sind rein militärische 
Überlegungen, die nur insoweit 
hier Platz haben sollten, als sie von 
Einfluß auf die zivile Verteidigung 
sein werden : Grundsätzlich gehen 
die Autoren von der sowjetischen 
Friedensliebe aus, so daß der Krieg 
nur durch " imperialistische Aggres­
soren " eingeleitet werden kann. 
Die kommunistischen Länder 
haben sich also auf die Verteidi­
gung einzustellen . Allerdings wird 
gleichzeitig der Lehrsatz aufge­
stellt, daß die Erfahrungen des letz .. 
ten Krieges dahin gehen, " daß nur 
durch einen entscheidenden Angriff 
... der Endsieg im Kriege errungen 
werden kann ".7) . 

"Flexible response" unbekannt 

Verteidigung und Angriff aber 
werden heute nur durch den Ein­
satz von Kernwaffen erfolgreich 
sein . Es ist auffallend , daß auch die 
3. Auflage nichts von der Neukon­
zeption der NATO, nämlich der 
"flexible response ", zu wissen 
scheint. Viele Fußnoten weisen als 
Beweiskraft für oftmals dialektisch 
völlig verdrehte Behauptungen auf 
Aussagen , Artikel u. a. westlicher 
Politiker und Militärexperten hin . 
Sie stammen aber alle aus den 
Jahren nur bis 1962/63, sind also 
noch unter der Doktrin der " massi­
ven Vergeltung " abgefaßt. Trotz 
des immer wiederkehrenden Hin­
weises, daß es wichtig wäre, früh­
zeitig die Planungen und Absichten 
eines potentiellen Gegners zu er­
fassen , wird dies in dieser Grund­
satzstudie nicht befolgt. 

So sind wir also gezwungen, 
für das sowjetische " Kriegsbild " 
von Beginn an die Durchführung 
eines beiderseitigen Raketen-Kern­
waffenkrieges zugrunde zu legen. 
Das ist aber auch der Ausgangs­
punkt der gesamten Vorbereitun­
gen im Rahmen der zivilen Vertei ­
digung. Greifen wir dabei nochmals 
auf die Lehren W. I. Lenins zurück, 
so können wir hier lesen, daß es 
für jede der kriegführenden Par­
teien im gleichen Maße gilt, 
" - daß der Krieg eine umfassende 
Prüfung der materiellen und geisti­
gen Kräfte jeder Nation ist, 
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- daß im Kriege derjenige den 
Sieg erringt, der über die meisten 
Reserven verfügt und dessen 
Volksmasse die meiste Ausdauer 
hat, 
- daß in jedem Krieg der Sieg letz­
ten Endes durch die geistige Hal­
tung der Massen bedingt ist, die 
auf dem Schlachtfeld ihr Blut ver­
vergießen " .B) 

Die Folgerungen daraus aber 
sind klare Forderungen, die neben 
vielen militärischen Aufgaben auf 
dem zivi len Sektor entsch iedene 
Vorbereitungen schon im Frieden 
erfordern : 
- für die Planung der wirtschaft­
lichen Möglichkeiten sowie der 
wirtschaftlichen und technischen 
Errungenschaften ; 
- für die Schaffung materieller 
Reserven ; 
- für die Vorbereitung des Staats­
gebietes als Kriegsschauplatz. 

Dies scheint ein komplettes 
Programm aufzustellen für Maß­
nahmen im Bereich der zivilen Or­
gane, das in Einzelheiten im Kapi­
tel VII " Die Vorbereitungen des 
Landes"9) aufgegliedert wird in 
" Die Vorbereitungen der Streit­
kräfte" (hier nicht weiter zu behan­
deln) 

" Die Vorbereitungen der Wi rt­
schaft - der Bevölkerung " 

" Die Zivilverteidigung ". 

Dieses Kapitel wird unter das 
Leitwort gestellt, daß "ein Sieg im 
Kriege völlig undenkbar (ist), wenn 
das Land und seine Streitkräfte 
nicht in jeder Hinsicht und frühzei­
tig auf ihn vorbereitet werden " . 

Das ganze Territorium eines Landes 
als Kriegsschauplatz 

Rein räumlich gesehen wird 
nicht mehr nur - wie in früheren 
Kriegen - das unmittelbare Grenz­
gebiet als "Kriegsschaup latz " vor­
zubereiten sein , sondern " das 
ganze Territorium eines Landes!" . 

Aufschlußreich sind nun aber 
die Forderungen, die hierfür auf 
den einzelnen Gebieten gestellt 
werden : An erster Stelle steht die 
Wirtschaft im allgemeinen, die sich 
auf die Kriegswirtschaft umzustel­
len hat. Gleichzeitig soll sie schon 
im Frieden den Bedarf wenigstens 
für das erste Kriegsjahr kennen, 

um von vorneherein die Kapazitä­
ten entsprechend einplanen zu 
können. Natürlich müssen alle Mo­
bi I isierungsmaßnahmen festgelegt 
sein . Aber auch bereits friedens­
mäßig muß der Standort wichtiger 
Produktionsstätten für Kriegsliefe­
rungen einschließlich der schweren 
Probleme möglicher Evakuierungen 
überprüft werden. Nicht nur eine 
Auflockerung der Ballungsgebiete 
wird gefordert, sondern auch daß 
besonders wichtige I ndustriebe­
triebe unter der Erde eingerichtet 
werden. Ist dies nicht möglich, so 
müssen wertvolle Betriebseinrich­
tungen wenigstens in besonders 
festen Räumen unter Betondecken 
untergebracht werden. Die Bereit­
stellung von Material für die Wie­
derinstandsetzung nach Schäden 
ist vorzubereiten. Bei weniger wich­
tigen Objekten müssen wenigstens 
" stabile unterirdische Führungs­
steIlen" geschaffen werden. 

Kollektivwirtschaft erleichtert 
die Reservebildung 

Im Bereich der Landwirtschaft 
gehen die vorbere itenden Maßnah­
men in erster Linie auf die Bevor­
ratung hinaus. Nicht nur die groß­
züg ige Urbarmachung weiter Ge­
biete (von 1954 bis 1956 = 36 Mil ­
lionen Hektar Neuland im Osten 
der UdSSR), sondern insbesondere 
das System der Kollektivwi rtschaft 
er leichtert hier die Reservebildung 
wesentlich. Dabei wird darauf hin­
gewiesen, daß der Lagerraum 
" möglichst nahe beim Verbraucher 
und bei den Verarbeitungsstellen 
liegen" muß, um Transporte einzu­
schränken . Großstädte sind dabei 
zu vermeiden . Die Verpackung soll 
dem Strahlenschutz Rechnung tra­
gen. Besonders beachtlich ist die 
Forderung nach Standardisierung 
der landwirtschaftlichen Fahrzeuge 
und Geräte. 

Die friedensmäßigen Forderun­
gen für das Verkehrswesen liegen 
zu nächst beim Ausbau und Neubau 
von Eisenbahnen, Auto- und Was­
serstraßen, Rohrleitungen und 
Fluglinien . Hier müssen natürlich 
andere Relationen bei der Weite 
des Raumes zugrunde gelegt wer­
den, als in der engen Struktur 
Westeuropas. Natürlich werden 
auch Vorräte an Treibstoffen eben-



so wie an Instandsetzungs-Materia­
lien und Geräten verlangt. Beson­
ders wird aber auch hervorgeho­
hoben, daß an die personelle Be­
reitstellung von Ingenieuren und 
Fachkräften auf diesen Gebieten zu 
denken ist. Auch der Umschlag von 
Gütern von einer Transportart auf 
die andere ist vorzubereiten. 

Die Rolle des Nachrichten­
wesens für die Führung des Lan­
des, also auch die "zivi len Füh­
rungsstellen", wird als ausschlag­
gebend herausgestellt : 

"Ein zuverlässig funktionieren­
des Nachrichtensystem, das im 
Kriege die Führung des ganzen 
Landes sicherstellt, darf nicht als 
etwas Neues gegenüber dem Nach­
richtenverkehr der Friedenszeit be­
trachtet werden". 

Psychologische Vorbereitung 
der Bevölkerung 

Für den Schutz der Bevölke­
rung muß davon ausgegangen wer­
den, daß er Aufgabe einer eigenen 
Organisation, der "Grashdanskaja 
Oborana" , ist. In einem Werk über 
"Mi litärstrategie" können daher 
nur die allgemeinen Richtlinien 
festgelegt werden, deren Ausfüh­
rung in zahlreichen Fachschriften be­
sprochen wird. Als wichtigster Fak­
tor aber dieses Bereiches wird die 
psychologische Vorbereitung her­
ausgestellt, die bereits vorher dar­
gestellt wurde. Lediglich kurz um­
rissen werden die Forderungen 
nach 

einem zentralen Warnsystem zur 
rechtzeitigen Warnung vor der 
Gefahr; 
Schutzräumen und Schutzaus­
rüstungen; 
Ausbildung der Bevölkerung für 
das Verhalten bei Angriffen, in 
Rettung und Erster Hilfe; 
Aufrechterhaltung der Ordnung 
(keine nichtgelenkten Flücht­
li ngsströme!) 
Schutz von Wasser und Lebens­
mitteln gegen Strahlung und 
Verseuchung. 

Ein besonderer Absatz für die 
Vorbereitung der Bevölkerung 
weist auf die notwendige militäri­
sche Ausbildung der Bevölkerung 
für Partisaneneinsatz und Banden­
bekämpfung hin! 

Sokolowski 

Zum Abschluß der zivilen Vor­
bereitungsmaßnahmen ist nun noch 
die Zivilverteidigung angeführt. Die 
Auffassung ihrer Bedeutung ent­
spricht auch unserem Grundatz, 
daß die "Gesamtverteidigung " 
ihren Platz bestimmt. Ihre Aufgabe 
liegt im Bereich der Sicherstellung 
der Lebensfunktion eines Landes. 

Die Aufgabenverteilung unter-
scheidet zwischen Maßnahmen 

der Regierung, wie Evakuierung, 
Verkehr, Fernmeldewesen, Auf­
rechterhaltung der Staatl ichen 
Verwaltung, Aufstellung von 
Spezialtruppen u. a. 

- von Fachministerien und Verwal­
tungen, 
innerhalb der Städte, Betriebe 
und Dienststellen. 

Sie sind "mit den allgemeinen 
Aufgaben der Organisation der 
Staats- und Wirtschaftsverwaltung" 
verflochten. 

Gegenüberstellung mit den 
Ansichten des potentiellen Gegners 

Die Durchführung der Aufga­
ben ist Führungsstellen übertragen, 
die von Stäben aus Vertretern ver­
schiedener Behörden organisiert 
werden. So sind dem "AlIunions­
stab der Zivilverteidigung" unterge­
ordnet die Stäbe auf Republik-, Ge­
biets- und Stadtebene. Diesen wie­
der sind Spezialdienste für Ge­
sundheitswesen, Ernährung, Ver­
kehr, Warnsystem, Nachrichtenwe­
sen u. a. unterstellt. Außerdem 
aber bestehen noch für den über-

örtlichen Einsatz geeignete voll­
motorisierte Spezialverbände des 
Rettungs-, Instandsetzungs- und 
Sanitätsdienstes. Deren Stationie­
rung erfolgt " in entsprechender 
Entfernung von großen Städten und 
Industrieanlagen" . 

Auf den Massenanfall von Aus­
fällen - auch im Bereich der Mittel 
und Organe der Zivilverteidigung 
- wird ausdrücklich hingewiesen. 
Für die ärztliche Hilfeleistung wird 
die Forderung erhoben, daß 

"alle Arzte, unabhängig von ihrer 
Fachrichtung, schon im Frieden 
eine Ausbildung in der Behandlung 
der durch nukleare, chemische und 
bakteriologische Kampfmittel ver­
ursachten Schäden erhalten. Dies 
gilt selbstverständlich auch für die 
Krankenschwestern " . 

Dem ganzen Werk wurde von 
den Verfassern ein "Schlußwort" 
mit einer Art "Zusammenfassung" 
nachgeset~t. Man könnte es auch 
als "Vorwort " lesen, da es grund­
sätzliche Probleme nochmals her­
ausstellt. Daß hierbei die Ideologie 
neben Erkenntnissen steht, ent­
spricht der Mentalität und muß von 
einem Leser außerhalb des Bann­
kreises des Kommunismus als sol­
che erkannt werden . 

Trotzdem aber erscheint das 
Werk auch für uns lesenswert. 
Denn ebenso wie es in den Analy­
sen und Betrachtungen immer wie­
der zum Ausdruck kommt, ist es 
auch für die westliche Welt von un­
bedingtem Wert, in einer Gegen­
überstellung mit den Ansichten des 
potentiellen Gegners zu erkennen, 
wie dieser von einem zukünftigen 
Krieg denkt. 

1) Titel der sowjetischen Originalausgabe : 
Wojenaja Strategija, Pod redakzijei Mar­
schalla Sowjetskogo Sojussa Sokolowski , 
W. D., Wojenoje Istadeltswo Ministerstwa 

Oborony SSSR, Moskau 1968. Der Titel der 
deutschen Ausgabe heißt " Militärstrategle" , 
Markus-Verlag in Köln , 528 Seiten , umfang­
reiche Bibiliographie, Leinen mit Schutz­
umschlag , DM 42,-. 
2) ebenda Seite 40. 
3) Angaben aus der Einleitung von Oberst 
i. G. Dr. Gerber. 
4) Sokolowski Seite 54. 
5) ebenda Seite 22123. 
6) ebenda Seite 436 11. 
7) ebenda Seite 211 . 
8) ebenda Seite 60. 
9) ebenda Seite 409/443. 
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Alle halbe Jahre heult es von bundesdeut­
schen Dächern wider. Wer kennt ihn nicht, den 
obligatorischen Probealarm, der Mängel in der 
Anlage aufzeigen soll? 

In der ersten Sekunde schreckt man noch auf. 
Doch in der zweiten schon hat man sich an das 
Geräusch gewöhnt und mißt ihm genau so viel Be­
deutung zu wie dem Quietschen einer Auto­
bremse. 

Schlimm ist eigentlich nur jene Mutter dran, 
deren kleiner Sohn ob des Lärms mit Fragen 
bohrt : "Mutti, warum? " Es bleibt der geplagten 
Frau, die noch bei Grün über die Straße möchte, 
nichts anderes übrig , als den Quälgeist mit der für 
Erwachsene typischen Erziehungsformel zu zü­
geln : "Frag nicht viel. Beeile dich lieber! " 

Was der Mensch nicht im Kopf hat, das sollte 
er wenigstens in den Beinen haben. Denn bei Ge­
fahr soll er laufen und ' sich in Sicherheit bringen. 
Aber wohin? Hier ist nicht nur die Mutter ihrem 
Jungen gegenüber um eine Antwort verlegen. 

Um eine Antwort scheinen sich auch die Ver­
antwortlichen zu drücken. Sie suchen nach Aus­
flüchten, wälzen die Fehler auf andere ab und 
können doch nicht von dem Mangel weg lenken, 
der im Ernstfall tödlich sein kann. 

Es fehlen Schutzraumbauten, heißt es immer 
wieder. Schuld daran treffe die Volksvertreter. Sie 
weigerten sich, per Gesetz ihre Erstellung zum 
Pflichtbestandteil eines jeden Neubaus zu 
machen. Sich selbst betrügend, verwiesen sie 
auf das Desinteresse innerhalb der Bevölkerung. 
Allein für 1969 habe der Bund für 180000 Schutz­
raumsteIlen Gelder bereitgestellt. Doch nur höch­
stens 20 000 Bauherren hätten Vater Staat zur 
Kasse gebeten. 

Eine billige Entschuldigung? Jedenfalls war 
es eine preiswerte für den Finanzminister, der mit 
den nichtverbrauchten Millionen nicht nur bei der 
Bundesbank Zinsgeschäfte machte, sondern auch 
noch finanzielle Löcher in anderen Ressorts stop­
fen konnte. 

Auf die Kritik, man triebe mit der Zivilvertei­
digung Schindluder, weil man ihr die ohnehin 
schon knapp bemessenen Mittel - 1 :50 im Ver­
gleich zur militärischen Verteidigung - auch noch 
auf solche Art kürze, reagieren die Finanzgewalti­
gen sauer. Sie tadeln ihre Kollegen aus dem 
Innenministerium. Die hätten doch das Geld für 
die Verbesserung der Trinkwassernotversorgung 

anfordern können. Oder für Vorsorgemaßnahmen 
bei der Sicherstellung der Nahrungsmittel in Not­
zeiten . Oder für die beschleunigte Instandsetzung 
der Vorkriegsschutzbauten. Oder für die ver­
stärkte Aufstellung von Katastrophenschutzdien­
sten. Oder . . . oder! Es gäbe so viele Möglich­
keiten . 

Die Attackierten zeigen sich einsichtig . Sie 
haben erkannt, daß der finanzielle Anreiz für den 
Schutzraumbau bislang zu gering war. 200 Mark 
pro Kopf sind viel zu wenig, wenn der Bau das 
20fache kostet. Die Verbesserungs-Überlegungen 
laufen jetzt darauf hinaus, den Zuschuß um die 
Hälfte oder das Dreifache zu erhöhen. Aber: Der 
Gesamtetat dafür bleibt gleich. Also könnten 
bestenfalls 90000, schlimmstenfalls nur 60000 
Schutzräume im Jahre 1970 errichtet werden. Da 
die steuerlichen Abschreibungsmöglichkeiten 
noch' immer zu beengt gehalten sind, fragt es sich, 
ob diese Rechnung aufgeht. Wenn nicht, so freuts 
bestimmt den Finanzminister. 

Es fehlt ni9ht nur an Schutzbauten, es fehlt 
ebenso an breitgestreuter Aufklärung. Zwanzig 
Bewohner der Bundeshauptstadt Bonn befragt, 
was das Sirenengeheul zu bedeuten habe, erklär­
ten spontan : "Probealarm" . Richtig . Doch auf die 
nächste Frage "Wie unterscheiden Sie den Probe­
alarm von richtigem Alarm? ", da blieben alle 
zwanzig eine Antwort schuldig. 

Der verantwortliche Bundesverband für den 
Selbstschutz könnte die Aufklärung von heute auf 
morgen besorgen, wenn Schutzräume vorhanden 
wären, denn : "Wir müssen den Leuten doch 
sagen, wohin sie gehen sollen, um sich wirksam 
schützen zu können." 

Soll man wirklich so lange warten? Sollte 
man nicht lieber in Form von "Anleitungsplänen 
für den Notfall " die Eigeninitiative der Bevölke­
rung zu wecken versu~en? 

Zu einer solchen Aktion gehörte Mut. Und 
Mut soll an dieser Stelle hier nicht demonstriert 
werden, indem der Unterschied zwischen Probe­
alarm und echtem Alarm klargestellt wird , sondern 
indem unbequeme Fragen beharrlich gestellt wer­
den ; solange' gestellt werden , bis sie Beantwor­
tung finden . Das wilde Chaos einer kopfscheu da­
herrennenden Masse bei Alarm im Ernstfalle 
würde jede Rettungsmöglichkeit verbauen . Sorgen 
wir dafür, daß nicht nur kleine Kinder unbequeme 
Fragen stellen. d.k.h. 



Die Generalität im Wehrbereich 11 

Unter dem Kennwort "Grüne Eidechse" fand beim Befehls­
haber im Wehrbereich 11 Hannover ein Planspiel statt. Mit 
freundlicher Genehmigung entnehmen wir auszugsweise aus 
der Schlußbesprechung die folgenden Sentenzen, die zur 
oben geschilderten "Verunsicherung " gehören und einmal von 
der militärischen Seite her das Problem der Notwendigkeit des 
Schutzbaues beleuchten. 

" Das Flüchtlingsproblem ist in dieser Übung nur ange­
schnitten worden , aber wir alle wissen um die Auswirkungen 
von Flüchtlingsbewegungen aller Art auf den militärischen und 
zivilen Bereich , und wir alle erkennen die Notwendigkeit, daß 
für diesen Fall umfangreiche Vorbereitungen hinsichtlich Orga­
nisation und Versorgung sanitätsdienstlicher Art, Betreuung 
und Lenkung getroffen werden müssen. Das ist auch in den 
Diskussionen gestern und heute wieder sichtbar geworden . 
Ich fürchte, daß alle Beschönigungen und noch so klug formu­
lierte Ermahnungen der verantwortlichen Stellen an die Bevöl­
kerung , der sicher richtige Hinweis, daß die unmittelbare 
Gefahr im eigenen Keller, in der Nachbarhilfe, geringer ist als 
auf der Straße, auf der Flucht, ihre Wirkung auf große Teile 
der Bevölkerung verfehlen , wenn diese Ermahnungen nicht 
Hand in Hand gehen mit praktischen und sichtbaren Maßnah­
men, die einen tatsächlichen Schutz der zum Zurückbleiben 
aufgeforderten Bevölkerung verbürgen. Die vom Standpunkt 
der Operationsfreiheit der NATO-Streitkräfte ebenso wie von 
der militärischen und zivilen Landesverteidigung geforderte 
stay-at-home- oder stay-put-Politik steht und fällt in ihrer 
letzten Konsequenz mit der Anlage auch dem Umfang nach 
ausreichender Schutzmaßnahmen für die Zivilbevölkerung . Die 
Aufgabe eines ausreichenden Schutzes der Zivilbevölkerung 
fällt zwar vermehrt in die Zuständigkeit des BMI , aber das 
Problem berührt die Bevölkerung genauso wie den Soldaten in 
der Truppe, der seine Familie in unsicherer oder gefährlicher 
Lage verbleiben sieht. " 

"Überlegungen, Beratungen, Entscheidungen unter dem 
Eindruck und dem Druck der Gefahr kommen immer zu spät. 
Versäumnisse können nie eingeholt werden und treffen alle 
gleich schwer. Es ist ein alter und guter Erfahrungssatz, daß 
im Ernstfall nur das funktioniert , was im Frieden geübt worden 
ist. " 

Deutscher Gemeindetag fordert Verstärkung 
der zivilen Verteidigung 

Der Deutsche Gemeindetag setzt sich seit Jahren mit Nach­
druck für eine Verstärkung der zivilen Verteidigung in der 
Bundesrepublik ein. 

Der im Deutschen Gemeindetag für Fragen des Katastro­
phenschutzes zuständige Ausschuß für Verteidigungsfragen 
und Katastrophenschutz hat in seiner Sitzung am 27. 4. 1970 
in Bonn-Bad Godesberg unter dem Vorsitz seines Ersten Vize­
präsidenten, dem Vizepräsidenten des Deutschen Bundestages, 

DREIMAL PRIORITÄT: 

SCHUTZBAU 
Erstens Die Generalität im Wehrbereich 11 

Zweitens Der Deutsche Gemeindetag 

Drittens Die Innenministerkonferenz 

Dr. Hermann Schmitt-Vockenhausen, in Anwesenheit von Ver­
tretern der Bundesregierung den von der Bundesregierung 
dem Deutschen Bundestag im Februar 1970 vorgelegten Be­
richt über die Möglichkeit einer Verstärkung der zivilen Ver­
teidigung in der Bundesrepublik erörtert. Der Ausschuß hat 
bedauert, daß die Belange der zivilen Verteidigung, an denen 
die Gemeinden im Interesse des Schutzes ihrer Bürger beson­
ders interessiert sind , nach wie vor ungenügend berücksichtigt 
werden. 

Der Deutsche Gemeindetag ist nach wie vor der Auffas­
sung , daß eine militärische Verteidigung ohne eine wirksame 
zivile Verteidigung nicht möglich ist und daher 

D in den kommenden Jahren die zivile Verteidigung bei der 
Fortschreibung der mittelfristigen Finanzplanung in zuneh­
mendem Umfang zu berücksichtigen ist, 

D keine Verringerung des vorhandenen Bestandes des Kata­
strophenschutzes erfolgen darf und die erforderlichen Mittel 
für den Aufbau des erweiterten Katastrophenschutzes vor­
rangig bereitgestellt werden müssen, 

D insbesondere für den Schutzraumbau als dem wichtigsten 
Teil der zivilen Verteidigung die dafür notwendigen Mittel 
bereitzustellen sind, 

o die Selbsthilfe der Bürger gestärkt und ihre Unterrichtung 
über die möglichen Schäden eines modernen Krieges wir­
kungsvoller als bisher durchzuführen sind, 

o der Bund zur Weckung der notwendigen Eigeninitiative der 
Bürger seinerseits die erforderlichen Anstrengungen unter­
nimmt, 

D eine enge Zusammenarbeit zwischen der militärischen und 
der zivilen Verteidigung herbeigeführt wird . 

Entschließungswortlaut 
der Innenministerkonferenz am 30. April 1970 

Die Innenministerkonferenz hat am 30. 4. 1970 nach Ent­
gegennahme eines Berichts des Bundesministers des Innern 
die Möglichkeiten einer Verstärkung des Katastrophenschutzes 
und der zivilen Verteidigung beraten. 

Die Konferenz erwartet, daß in der mittelfristigen Finanz­
planung die notwendigen Mittel , insbesondere für den Schutz­
raumbau und Katastrophenschutz bereitgestellt werden. 
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as heißt das? 
Logistik 

1. Gemäß NATO-Defin ition ist LOGISTIK die Bereit­
stellung und der Einsatz der für militärische Zwecke zur 
Verfügung gestellten Hilfsquellen des Staates zur Unter­
stützung der Streitkräfte. Der Begriff LOGISTIK wird 
nur im Bereich der oberen und obersten militärischen 
Führung verwendet. Bei der unteren und mittleren Füh­
rung wird für LOGISTIK der Ausdruck VERSORGUNG 
gebraucht. 

2. LOGISTIK und VERSORGUNG wurden in den 
zivilen Verteidigungsbereich aus dem Sprachgebrauch 
der militärischen Verteidigung übernommen. Hier be­
deuten sie die Bereitstellung und Inanspruchnahme der 
erforderlichen Hilfsquellen und Güter des Staates zur 
Unterstützung der Hilfsdienste und Einrichtungen und 
zur Sicherstellung der Maßnahmen der ZV. 

3. LOGISTIK stammt aus dem altgriechischen .. LO­
GIZESTAI " und bedeutet .. rechnen , berechnen, in Rech­
nung stellen " . LOGISTIK ist also die Lehre von den Din­
gen, die sich logisch vorausbestimmen und berechnen 
lassen. 

4. Die LOGISTIK umfaßt: 

materielle Versorgung und Materialerhaltung 

- Transport und Verkehrswesen 

- Transport, Sanitätsversorgung und Unterbringung 
der Beschädigten, Verwundeten, Kranken (Sanitäts­
und Gesundheitswesen) 

- Bauanlagen 

Logistische Verbindungen und administrative Tätig­
ke it 

5. Wichtige Grundsätze der VERSORGUNG sind: 

- Vorausdenken und Vorausberechnen der benötigten 
Kräfte, materiellen Mittel und Zeitabläufe 

- Verantwortungsbewußtsein gegenüber dem Material 

- Aufbau und Erhaltung der Versorgungskette 

Sicherstellung der Versorgungsausstattung 
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6. Aufgaben der VERSORGUNG 

Die logistische Führung zur Unterstützung der Streit­
kräfte und der zivilen Einsatzverbände ist für die Durch­
führung der militärischen Kampfaufträge und für die 
Schadensabwehr und -bekämpfung durch die zivilen 
Hilfsd ienste von großer Bedeutung. Führung, Einsatz 
und Arbeitsleistung werden ohne Erfolg ble iben , wenn 
die materiellen Voraussetzungen der Versorgung nicht 
erfüllt sind. 

Zu den Aufgaben der VERSORGUNG gehören : 

- Betreuung der Soldaten und der Hilfskräfte 

- Versorgung (Nachschub) der Einheiten mit Material , 
das zur Durchführung der Einsatzaufträge erforder­
lich ist 

Abschub - zur Entlastung der Einheiten - von 
allem Ball ast, der ihre Einsatzfähigkeit und Beweg­
lichkeit hemmt 

- Erhaltung des Materials (Pflege, Wartung , Instand­
setzung , Verwaltung) 

- Ergänzung und Ersatz der Versorgungsgüter 

Infrastruktur 
Unter .. infra-structure" sind alle bodenständigen, tak­

tisch und strategisch wichtigen Anlagen zu verstehen. 

Im militärischen Bereich ist es der Unterbau der 
Verteidigungsorganisation und erfaßt z. B. Flugplätze, 
Munitions-Depots, Waffenarsenale, Kasernen , Verkehrs-, 
Transport- und Fernmeldeverbindungen pp. 

Im zivilen Bereich sind , volkswirtschaftlich gesehen, 
alle jene Einrichtungen darunter zu verstehen , die die 
Grundvoraussetzungen und Bestandteile der Struktur 
des Staates sind , z. B. Straßen- und Eisenbahnnetze, 
Kanäle und Wasserbauten , Flughäfen , Verkehrseinrich­
tungen , Fernmeldenetze einschließlich Radio und Fern­
sehen, Energieversorgungsanlagen, Krankenanstalten , 
Schulen und Sozialeinrichtungen u. a. 

Im militärischen und zivilen Bereich sind es also 
Einrichtungen - meist öffentlichen Charakters -, die 
zur Sicherheit und zum Bestehen des Staates und zur 
Entwicklung und zur Sicherung des Gemeinwohls der 
Bevölkerung beitragen. a. b . 



ZUR DISKUSSION 

Sehr geehrter Herr Mackensen 

Ihr forscher, geschickt auf­
gemachter Arti kel "Zivi Ischutz 
- ungeliebtes Kind der Lan­
desverteidigung " soll zur Dis­
kussion herausfordern ; - also! 

Ich bin einer jener " Leute 
des Zivilschutzes " mit dem 
Feuerpatschen-Image, die vor 
dem letzten Kriege und ab 
1956 wieder im RLB, BLSV 
und BVS vornehmlich in der 
Unterrichtung tätig waren . Ich 
schöpfe Eindrücke und Erfah­
rungen aus vielen hundert 
Veranstaltungen, an denen auf 
der Basis der Freiwilligkeit 
zusammengekommene Bür­
ger, darunter auch Vereine 
und Verbände (auch konfes­
sionel le) aller Art , Schulklas­
sen und Volkshochschüler teil­
nahmen. 

Aber auch eine nicht ge­
ringe Zahl "Geschickter" wa­
ren dabei , Behörden ließen 
Frauen und Männer für ihren 
Selbstschutz ausbilden, Poli­
zisten , Soldaten , Bürgermei­
ster. 

Ihrer Äußerung, der Zivil­
schutz wäre von der politi­
schen Führung nach dem 
Krieg sträflich vernachlässigt 
worden, kann ich nur zustim­
men. Den Grund dafür sehe 
ich wie Sie (Sie allerdings nur 
unter mehreren Gründen, ich 
aber fast ausschließlich) in der 
Scheu vor dem Wagnis , die 
Bevölkerung auf eine neuer­
liche militärische Auseinan­
dersetzung vorzubereiten . Die­
se Erkenntnis ist eine Folge­
rung aus zaghaften Unterneh­
mungen und entscheidenden 
Unterlassungen für den Zivil­
schutz und wird von Äußerun­
gen sehr hoher Ministerial ­
beamter zur Gewißheit unter­
mauert. 

Die ausgeprägteste Furcht 
vor dem Bekenntnis zu dem 
Ihrem Empfinden nach "hei­
ßen Eisen " Zivilschutz hegen 

Ulrich Mackensen, wehrpolitischer Redakteur der 
"Frankfurter Rundschau", schrieb in der April-Aus­
gabe der ZIVILVERTEIDIGUNG (Heft 4-70) über 
" Zivilverteidigung - ungeliebtes Kind der Landes­
verteidigung" . Wie erwartet, hat dieser Aufsatz eine 
heftige Reaktion ausgelöst. Aus der Fülle der ein­
gegangenen Diskussionsbeiträge veröffentl ichen 
wir nachfolgend vier Aufsätze. Den Einsendern 
danken wir dafür, daß sie nicht widerspruchslos 
hingenommen haben, was den Widerspruch her­
ausforderte. Unsere Zeitschrift will ein Forum sein, 
das stellten wir zu Beginn unserer Arbeit nach­
drücklich fest. Deshalb freut es uns, daß wir durch 
die Einsendungen zu dem Beitrag von Ulrich Mak­
kensen nunmehr tatsächlich zum Forum geworden 
sind. Unser Wahlspruch sollte heißen: Wir sind 
mündige Bürger, deshalb lassen wir uns nichts vor­
setzen, was wir nicht kritisch durchleuchten wer­
den. Wir streiten für ein komplexes humanitäres 
Ziel, den Schutz des Menschen. Deshalb müssen 
wir in höchstem Maße aufmerksam sein, damit 
nichts uns von diesem Ziele abbringen kann. 

einige Gemeindeoberhäupter 
großer Städte, - zumal in 
Wahljahren . Sie genießen es 
geradezu, von den Regierun­
gen zu Initiativen für den Zi­
vilschutz vorerst noch nicht 
gezwungen zu werden. 

Dabei sind unsere Mitbür­
ger gar nicht so uneinsichtig! 
Selbst die in die Selbstschutz­
Unterrichtung "Geschickten " 
(siehe 3. Absatz oben) - tref­
fen sie auch mit auf den Ge­
sichtern abi es barer Skepsis 
ein oder demonstrieren gar 
ihre Ablehnung im Auftreten 
bzw. stiller Resistenz (z. B. 
Zeitungslesen I); in 2 bis 3 
Stunden tauen sie auf, betei­
ligen sich , gewinnen zu­
sehens eine positive Einstel­
lung. 

Solche Beobachtungen 
stellen al lei n im Lande Ba­
den-Württemberg zwischen 20 
und 60 Mitarbeitern des BVS 
täglich an. Das beweist: Um 
die mit Recht angeprangerte 

Unpopularität des Zivilschut­
zes zu überwinden, fehlt es 
an noch mehr Aufklärung! 

Herr Mackensen, Sie ha­
ben - zumindest auf die Mit­
arbeiter des BVS bezogen -
mit der Behauptung unrecht 
" . . . die Leute des Zivilschut-
zes . .. taten ... wenig bis 
nichts ... um ihr Image auf-
zubessern ... " Im Jahre 1969 
wurden in Baden-Württemberg 
150477 Menschen für den 
Selbstschutz angesprochen, 
zum Teil in Unterrichtungen 
bis zu 24 Stunden Dauer über 
lebenserhaltende Verhaltens­
normen vor und während 
eines Katastrophen- bzw. Ver­
teidigungsfalles instruiert. Da­
mit ist meiner Meinung nach 
nicht nur viel für den Selbst­
schutz, sondern zugleich auch 
für das Ansehen seiner Befür­
worter getan. Mancher promi ­
nente Wahl redner würde sich 
öffentlich alle 10 Finger lek­
ken , könnte er damit diese 

Masse Zuhörer in seine Ver­
sammlungen holen! 

Ohne Zweifel werden mit 
einer solchen Aufklärungslei ­
stung noch zu wenige Ohren 
erreicht. Um genügend laut­
stark wirken zu können , müß­
ten die Massenkommunika­
tionsmittel helfen . Von denen 
fühlen wir uns allerdings 
alleingelassen. Die bei vielen 
Wortführern in Presse, Rund­
funk und Fernsehen überdeut­
lich spürbare Aversion gegen 
alle Belange der Verteidi­
gung, die Nichtachtung wenig 
sensationeller und fotogener 
Vorgänge, im Wohlstandsden­
ken verhaftete Abneigung ge­
gen Unbequemlichkeiten als 
vermutliche Ursache dafür an­
zusehen ist sicher nicht ab­
wegig . 

Eine Verquickung der BVS­
Arbeit mit militärischen oder 
paramilitärischen Organisatio­
nen erscheint jedem Praktiker 
absurd! 

Heinz de la Porte 
Kornwestheim 

.'. .,' 

Ich kann Ihrem Aufsatz -
die Redaktion meint "provo­
zierender Aufsatz " - wieso 
eigentlich? - von meiner 
Sicht in vielen Punkten zu­
stimmen . Der Zivilschutz wird 
seit vielen Jahren in wech­
selnden Abständen mit un­
terschiedlicher Intensität be­
fürwortet oder " infrage ge­
steilt" . In seinen finanziel ­
len Mitteln wird er jedoch 
mehr und mehr beschnitten 
und dabei - so paradox es 
klingen mag - auch wieder 
durch amtlich bekundetes 
Wohlwollen dem Bürger 
empfohlen. In Ihrem Auf­
satz bemerken Sie, daß der 
Zivilschutz als "ungeliebtes 
Kind " wohl untrennbar mit 
der Familie "Landesverteidi­
gung " verbunden ist, aber 
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die Anerkennung wird ver­
weigert. Sie stellen die Fra­
ge : "ob es am Kind liegt 
oder an den Eltern " ? Aus 
langer Praxiserfahrung möchte 
ich behaupten , am " Kind " 
liegt es nicht. Es stimmt si­
cherlich , daß das Kind "Zivil ­
schutz " sich nicht richtig zu 
artikulieren weiß. Aber wer 
schon mit einem Sprachfehler 
geboren wird , hat es immer 
schwer. Um bei der bildhaften 
Familie zu bleiben , kann ihrem 
Aufsatz entnommen wecden , 
daß Sie befürworten, daß das 
besagte "Kind " trotzdem ge­
deihen könnte, wenn ihm die 
Aufmerksamkeit des Bun­
des-Verteidigungsministeri­
ums gewidmet würde , und 
liefern gleich eine 5-Punkte­
Medizin mit. 

Vielleicht ein gangbarer 
Weg; aber die Verabreichung 
der Medizin würde derart viele 
.. besorgte Ärzte " auf den Plan 
rufen , daß nach dem bisher 
Erlebten das " Kind " zu Tode 
kuriert werden würde. Es sei 
denn, nur wenige ausgesuchte 
Fachleute würden frei von 
überkommenen Vorstellungen 
der Familie .. Gesamtverteidi­
gung " ein neuzeitliches und 
funktionsgerechtes .. Schwe­
den-Haus " -) errichten , um 
auch dem " Kellerkind " aus 
dem Hinterhof den ihm ge­
bührenden Raum in aller 
Öffentlichkeit zu verschaffen. 

-) s ... ZB" Nr. 2170 S. 4. 

,', 
',' 

Eversmann , 
Cuxhaven 

Ulrich Mackensen beginnt 
seinen provozierenden Auf­
satz .. Zivilschutz, ungeliebtes 
Kind der Landesverteidigung " 
mit der Feststellung , daß es 
zum Wesen der journalisti­
schen Kritik gehöre, durch 
Überbetonung einzelner Punk­
te auf Übel aufmerksam zu 
machen . Mackensen möchte 
seine Auffassung zur Ände­
rung der Misere als Diskus­
sionsbeitrag gewertet wissen . 
Mein Beitrag ist in vierfacher 
Hinsicht erforderlich: 

1. Es hätte keiner provo­
zierenden Überschrift bedurft, 
um auf Fehler und Versäum-
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nisse im Bereich der Zivilver­
teidigung in der BRD auf­
merksam zu machen, denn 
der Bevölkerungsschutz ist 
ein notwendiges Übel , solange 
durch eine permanente Frie­
denspolitik die Welt nicht er­
löst ist von der Geißel des 
Krieges . 

Die rechte Wertung wird 
die Zivilverteidigung in der 
Bundesrepublik Deutschland 
erst dann finden , wenn der 
politische Wille der im Staat 
Führenden unmißverständlich 
und für jedermann sichtbar 
zur Durchsetzung dieser un­
populären Aufgabe gegeben 
wird und wenn die gesetz­
und verfassungsgebenden Or­
gane im Staat durch ihr poli­
tisches Gewicht und nicht nur 
durch bloße Gesetzestexte zu 
erkennen geben, daß der 
Schutz und die Verteidigung 
unseres Lebensraumes, unse­
rer Freiheit und Existenz un­
verzichtbarer Bestandteil der 
staatlichen Aufgaben und 
staatsbürgerlichen Pflichten 
des Volkes sind. 

Für den Bevölkerungs­
schutz sind die Möglichkeiten 
und Formen des humanitären 
Helfens und Wirkens bisher 
keinesfalls erschöpft. In der 
ganzen Welt muß der Geist 
der Bereitschaft gefördert wer­
den , die Mittel und Wege zur 
Verhinderung und Vermei­
dung des Krieges zu finden . 
Am Freiheitsbewußtsein der 
Bevölkerung muß sich auch 
der Friedenswille des Staates 
orientieren mit der logischen 
Konsequenz, daß der Staat 
selbst die pOlitischen Zeichen 
für den Schutz und die Si­
cherheit der ihm anvertrauten 
Menschen deutlich setzt. 

2. Die Hinweise Ulrich 
Mackensens auf Versäumnisse 
und Fehler beim Aufbau des 
Zivilschutzes kann man un­
besehen übernehmen . Sie 
sind traurige Realität. Allein , 
es genügt nicht , die Finger 
auf Wunden zu legen und 
System und Methode anzu­
prangern . Zur Kritik gehört 
auch, daß 

realisierbare und In die ge­
seIlschaftspolItische Land-

schaft passende Verbes­
serungsvorschläge für den 
Zivilschutz vorgelegt wer­
den. 

Das ist nicht geschehen! 
Man hätte vom Verfasser er­
warten können, daß er gleich­
zeitig mit der Kritik Ansätze 
zeigt, wie besser und anders 
als bisher die bereits im Frie­
den notwendigen Maßnahmen 
der unermüdlichen Vorsorge 
für den bestmöglichen Schutz 
der Bevölkerung für Zeiten 
der Not beschaffen sein sol­
len. Wie sollte z. B. die Informa­
tion der Öffentlichkeit in die­
sem lebenssichernden Vertei­
digungssektor als notwendige 
geistige Vorbereitung auf per­
sönliches Engagement in der 
Gesamtaufgabe aussehen? 
Verstärkung der staatsbür­
gerlichen Unterrichtung als 
Mittel gegen die Methoden 
und Ziele des ideologischen 
Kampfes des WeItkommunis­
mus auf unseren Lebensbe­
reich und unsere Lebensord­
nung ist die erste Maßnahme. 

3. Mackensen bietet die 
Zuweisung des zivilen Bevöl­
kerungsschutzes in die Zu­
ständigkeit des Bundesver­
teidigungsministers als Lö­

sung an. 
Wollen wir das? 
Können wir das? 
Nein! Denn dieser Weg ist 

unbeschreitbar. Überlegt man 
die Folgen, die sich völker­
rechtlich und staatsrechtlich 
daraus ergeben , so muß man, 
wie der Verfasser selbst aus­
drückt, in der Tat .. gequält 
aufschreien ", denn 

hier wird in die falsche 
Richtung marschiert, hier 
wird mit dem falschen Beln 
paradiert. 

4. Was not tut - Ist nicht 
eine Unterstellung des zivilen 
Bereichs unter die militärische 
Oberhoheit, sondern die Her­
stellung eines gleichberech­
tigten Partnerverhäitnlsses bei 
ausreichender FInanzausstat­
tung mit dem Ziel einer Ko­
ordination und Kooperation 
Im gesamten Sicherhelts- und 
Verteidigungssystem. Ein künf­
tiger Krieg liegt nicht aus­
schließlich im Kampfbereich 

des Soldaten. Genau so sind 
auch auf sich allein gestellte 
Zivilschutzmaßnahmen unrea­
listisch . Die Problematik wird 
deutlich sichtbar, wenn der 
Verteidigungskampf auf unse­
rem Territorium stattfindet. 
Da der psychologische Kampf 
vom potentiellen Gegner sich 
dabei nicht nur gegen die 
Truppe, sondern viel mehr 
noch gegen die Bevölkerung 
richtet und von der Propa­
ganda bis zur Massenbeein­
flussung , von der List bis zur 
Gewalt reicht, gegen Geist, 
Wille und Moral der Bevölke­
rung geführt wird, ist eine in 
einem Guß - Landesverteidi­
gung unerläßlich, in der die Be­
lange der Bevölkerung die be­
vorzugte Berücksichtigung fin­
den müssen . 

Was not tut - ist nicht 
die Erledigung der Zivilschutz­
aufgaben durch den "Appa­
rat" des militärischen Vertei­
digungsressorts, sondern eine 
Straffung und Konzentration 
der zivilen VerteIdIgungs­
führung. Das kann im zivi­
len Verwaltungsbereich ohne 
Schaffung neuer Behörden 
durchgeführt werden. Denn 
von Teilgebieten des Zivil­
schutzes abgesehen, ist der 
Verwaltungs- und Führungs­
apparat, den die Zivilvertei­
digung benötigt, im wesent­
lichen vorhanden. 

Eine Herauslösung des 
Zivilschutzes aus dem Ressort 
des Bundesinnenministeriums 
würde auch organisatorisch­
administrtaiv neue Schwierig­
keiten bringen. Die Gliederung 
militärischer Stellen und Ein­
heiten richtet sich am militä­
rischen Kampfauftrag aus. Nur 
in Teilbereichen der Territo­
rialorganisation sind Anglei­
chungen der Führungs- und 
Kommandostruktur an den zi­
vilen Bereich möglich. Im zi­
vilen Bereich hingegen wer­
den Verteidigungsaufgaben 
durch den Bund unter Mitwir­
kung der autonomen Organi­
sationsträger Länder und Ge­
meinden wahrgenommen . Die 
Organisationsformen sind 
ausschließlich an der zivilen 
Verwaltungsstruktur und dem 
Verwaltungsaufbau orientiert. 



Im Gegensatz zum militäri­
schen Bereich sind die Zu­
ständigkeiten auf dem Gebiet 
der Zivilverteidigung ver­
schiedenen Bundesressorts 
zugeordnet. Die Bundesmini­
ster sind in ihrem Geschäfts­
bereich eigenverantwortlich , 
der Bundesminister des Innern 
hat lediglich Koordinationsbe­
fugnis. 

Die vorgeschlagene Zutei­
lung des zivilen Bevölke­
rungsschutzes in den militäri­
schen Apparat des Verteidi­
gungsministers bringt versor­
gungstechnisch keine Vorteile, 
sondern Versorgungsschwie­
rigkeiten . Die Erfahrungen 
in den bei den letzten Kriegen 
haben zu der Erkenntnis ge­
führt , daß die militärische 
Versorgung sich an Logistik 
und Infrastruktur des Staates 
auszurichten hat. Dieses Ver­
fahren sichert bei Einräu­
mung gewisser Prioritäten für 
militärische Zwecke die Si­
ehersteIlung des Bedarfs der 
Bevölkerung und garantiert 
versorgungstechnisch die 
Durchführung von lebens-
und verteidigungswichtigen 
Funktionen auf diesem Ge­
biet. 

Jeder, der mit der Materie 
vertraut ist, weiß , daß die Lo­
gistik des Militärs entspre­
chend dem Kampfauftrag der 

Streitkräfte anders aufgebaut 
und gegliedert sein muß als 
die Versorgungsmaßnahmen 
für die Zivilbevölkerung . Das 
trifft sowohl für die Versor­
gungsausstattung (insbeson­
dere für die Nahrungsmittel) 
als auch für die Versorgungs­
kette und die Versorgungs­
basis zu . 

Die Eingliederung In den 
militärischen Verteidigungs­
bereich bedeutet einen Sta­
tusverlust des Zivilschutzes, 
der nach internationalem 
Recht zu den im Artikel 63.2 
des IV. Genfer Abkommens 
zum Schutze von Zivilperso­
nen In Kriegszeiten vom 12. 8. 
1949 genannten besonderen 
Organisationen gehört, wei­
che die Lebensbedingungen 
der Zivilbevölkerung durch 
Aufrechterhaltung der lebens­
wichtigen öffentilchen Dien­
ste, durch Verteilung von 
Hilfssendungen und durch 
Organisation von Rettungs­
aktionen sichern sollen. 

Wollen wir, daß der Zivil­
schutz als Organisation und 
die Tätigkeit seines Perso­
nals, das den gleichen Rah­
men hat, wie in Artikel 63.1 
des IV. Genfer Abkommens 
für die Tätigkeit der interna­
tionalen Gesellschaft des 
Roten Kreuzes festgelegt, ge­
ändert wird und dadurch in 

Bei den Regierungspräsidenten in 
Arnsberg, Düsseldorf und Köln 

ist jeweils die Stelle eines 

DEZERNENTEN 
für die Katastrophenabwehrplanung und die 

Leitung der Katastrophenschutzdienste 
(Verg .Gr. lIa BAT mit Bewährungsaufstieg) 

zu besetzen. 

Mit diesem Aufgabengebiet sind verbunden : 

1. Die regionale Katastrophenabwehrplanung sowie 
die Koordinierung und Inspektion der Katastrophen­
abwehrplanung auf Kreis- und Gemeindeebene. 

2. Die Koordinierung der Organisation, der Ausbil­
dung , des Einsatzes und der Versorgung der Kata­
strophenschutzdienste im Regierungsbezirk. 

Neben guter Allgemeinbildung werden gefordert : 

ZUR DISKUSSION 
Gefahr gerät, als militärische 
Organisation oder halbmilitä­
rische Hilfsorganisation vom 
potentiellen Kriegsgegner an­
gesehen und entsprechend 
behandelt zu werden? 

Nein! 
Wollen wir, daß der 

Schutz des Personals der Zi ­
vilschutzorganisation geändert 
wird und eine andere Zielset­
zung erhält? 

Nein! 
Wollen wir in Gefahr brin­

gen, daß die den Zivilschutz­
hilfsdiensten zufallenden Auf­
gaben, nämlich die Vorberei­
tung und Durchführung von 
Schutzmaßnahmen für die Be­
völkerung gegen feindlichen 
Waffeneinsatz und die huma­
nitären Rettungs- und Hilfs­
aktionen für andere schutz­
und hilfsbedürftige Personen 
in Frage gestellt werden? 

Nein! 
Wollen wir in Gefahr stei­

len, daß die Zivilschutzhilfs­
dienste nicht mehr ihre huma­
nitäre Hilfstätigkeit unter 
sinngleichen Bedingungen 
durchführen können wie die 
anerkannten Gesellschaften 
des Roten Kreuzes? 

Nein! 
Wollen wir heraufbe-

schwören, daß die BRD von 
einem in Vorbereitung befind­
lichen internationalen Abkom-

men ausgeschlossen wird , 
das die Stellung des Hilfs­
personals und der Hilfsorga­
nisation des zivilen Bevölke­
rungsschutzes nicht nur für 
einen Besatzungsfall , sondern 
für einen Verteidigungskampf 
präzisieren und verbessern 
soll? 

Nein! 
Die BVS-Helfer In Kadern 

der Heimatschutztruppe aus­
zubilden Ist ein ganz schlech­
ter Vorschlag. Entweder 
bleibt der ZIvIlschutzhelfer 
für ausschließlich humani­
täre und passive Schutzmaß­
nahmen eingesetzt und wird 
als solcher International an­
erkannt und geschützt, oder er 
erhält einen Status des mili­
tärischen oder halbmilitäri­
schen HIlfspersonals und fällt 
damit für den Bevölkerungs­
schutz gänzlich aus. 

BVS-Helfer sind zur Unter­
stützung der Nachbarschafts­
hilfe in den Wohnvierteln vor­
gesehen und nicht für den 
Einsatz in den Sicherungs­
kompanien der Heimatschutz­
truppe. Wir wollen keine Mi­
litarisierung der Zivilschutz­
dienste mit Luftschutzgenera­
len an der Spitze. 

Man sollte die Vorschläge 
von Ulrich Mackensen schnell 
wieder vergessen. 

Albert Butz, Köln 

Kenntnisse über den Aufbau der allgemeinen inneren 
Verwaltung sowie des Zivil- und Katastrophenschut­
zes, organisatorische Fähigkeiten , möglichst Einsatz­
erfahrungen in einem Fachdienst sowie Erfahrungen 
in der Zusammenarbeit zwischen Behörden und frei­
willigen Hilfsorganisationen. 

Der Bewerber muß körperlich voll leistungsfähig sein 
und sollte das 50. Lebensjahr nicht überschritten 
haben. 
Bewerbungen mit handgeschriebenem Lebenslauf, 
Lichtbild , beglaubigten Zeugnisabschriften und son­
stigen Befähigungsnachweisen sind bis spätestens 
1. Juli 1970 an den 

Innenminister des Landes Nordrhein-Westfalen 
- Abteilung V -

4 Düsseldorf, Elisabethstr. 5 
zu richten . 

Persönliche Vorstellung nur nach Aufforderung . 
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D as Katastrophenschutzgesetz 
sieht vor, daß wehrpflichtige 
Helfer, die sich mit Zustim­

mung der zuständigen Behörde 
zum Dienst im Katastrophenschutz 
verpflichten, keinen Wehrdienst zu 
leisten brauchen, solange sie im 
Katastrophenschutz mitarbeiten. 

Diese gesetzliche Regelung 
könnte den Anschein erwecken, daß 
es sich hier um einen echten Bei­
trag zur Wehrgerechtigkeit handelt. 
Inzwischen haben der Bundesmini­
ster des Innern und der Bundes­
minister der Verteidigung die 
Höchstzahlen der für den Katastro­
phenschutz freizustellenden Helfer 
vereinbart. 

Alle Hoffnungen, daß die Bun­
desregierung ihr in der Regierungs­
erklärung angekündigtes Ziel , "ein 
Maximum an Gerechtigkeit durch 
Gleichbehandlung der wehrpflichti­
gen jungen Männer zu schaffen und 
Wehrdienstausnahmen und Wehr­
dienstbefreiungen abzubauen ", kon­
sequent verfolgen würde, haben 
sich bislang als trügerisch erwie­
sen. 

Es bleibt daher festzustellen, 
daß der Katastrophenschutz in sei ­
ner gegenwärtigen allgemeinen 
Konzeption, aber auch von der An­
wendbarkeit der besonderen Wehr­
dienstbefreiungsvorschriften her 
nicht in dem Maße geeignet ist, 
einen nennenswerten Beitrag zur 
Wehrgerechtigkeit zu leisten, wie 
dies politisch geboten erscheint. 

Von der Konzeption her ist der 
Katastrophenschutz auf dem Prin­
zip der Freiwilligkeit aufgebaut. Es 
ist in die freie Entscheidung des 
Helfers gestellt, ob er auf unbe­
stimmte Zeit (Helfer auf Widerruf) 
oder auf Zeit mitarbeiten will. 

Wie nicht anders zu erwarten, 
besteht nur bei den wehrpflichtigen 
Helfern Neigung, sich auf Zeit (in 
der Regel für10Jahre) zu verpflich­
ten. Der Umfang solcher wehr­
dienstbefreienden Verpflichtungen 
ist aber durch die vorgenannte Ver­
einbarung zwischen Bundesminister 
des Innern und Bundesminister der 
Verteidigung stark eingeschränkt. 
Allen übrigen Helfern bietet das 
Katastrophenschutzgesetz keinen 
Anreiz zu einer Verpflichtung auf 
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Dienst 
• Im 

Katastrophen 
schutz 

Horst-Walter Gabriel 

Horst-Walter Gabriel 
ist Städt. Oberamtsrat bei der Stadt 

Bielefeld . Geb. 1918 in 
Kunzendorf/Schles. Im Kriege 

Offizier in einer Panzergrenadier­
Division . Nach schwerer 

Verwundung Studium der Natur­
wissenschaften in Breslau. 

Seit 1945 Verwaltungsbeamter. 
Ab 1963 Aufbau des Zivil­

und Katastrophenschutzes in der 
Stadt Bielefeld . 

Der Aufsatz von Walter Butz "Der 
Dienst im Katastrophenschutz -
ein Beitrag zur Wehrgerechtigkeit" 
(ZIV 1/2-70) hat die Möglichkeiten 
für einen Wehrdienstausgleich auf­
gezeigt. A. Butz stellte fest, das 
Gesetz über die Erweiterung des 
Katastrophenschutzes vom 9.7.1968 
ließe eine breitere Anwendbarkeit 

des Wehrdienstausgleiches zu. 

Zeit (z. B. auf 3 Jahre). Die nicht 
wehrpflichtigen Helfer werden im 
Gegenteil durch das Gesetz vor 
Verpflichtungen auf Zeit abge­
schreckt, da 

die RechtsteIlung der Helfer 
im KatSG verschlechtert wurde, 
die bisherigen finanziellen Zu­
wendungen (Aufwandsentschä­
digung für Führer und Unter­
führer, Wartungs- und Pflege­
gelder für Kraftfahrer, Wege­
und Zehrgelder für die Helfer) 
entfallen sollen und 
das Unterlassen von Dienst­
pflichten mit Geldbußen geahn­
det werden kann . 

Die Erfahrungen beim Aufbau 
des LSHD haben doch gezeigt, daß 
voll einsatzfähige Einheiten und 
Einrichtungen mit Helfern auf Wi­
derruf nicht aufgebaut werden kön­
nen. In einer Zeit , in der wenig Nei­
gung besteht, einen Dienst für die 
Allgemeinheit zu leisten, wird es 
daher schwierig, wenn nicht un­
möglich sein , die notwendige An­
zahl von Helfern zu gewinnen und 
über längere Zeiträume deren Mit­
arbeit zu erhalten , insbesondere 
dann, wenn die für die Ausbildung 
und den Einsatz so wichtigen 
schweren und oft unangenehmen 
Übungsdienste gefordert werden 
müssen. 

Den Hauptverwaltungsbeamten 
der kreisfreien Städte und Kreise 
ist durch das Katastrophenschutz­
gesetz eine Aufgabe zugefallen, die 
sie in voller Verantwortung für die 
Sicherheit ihrer Bürger bei dieser 
Konzeption nicht zu tragen vermö­
gen. 

Will man Wehrgerechtigkeit er­
reichen , dann sollte die Belastung 
der Helfer in etwa mit der Bela­
stung eines Soldaten vergleichbar 
sein. 

Man wird im allgemeinen da­
von auszugehen haben, daß ein 
Helfer maximal 100 bis 120 Stunden 
im Jahr Dienst im Katastrophen­
schutz leistet. In 10 Jahren erbringt 
somit der Helfer bei der gegenwär­
tigen Ausbildungskonzeption äußer­
stenfalls eine Dienstleistung, die -
wenn man davon ausgeht, daß der 
Soldat täglich 8 Stunden Dienst lei­
stet, - einer Dienstzeit von 150 Ta­
gen entspricht. Hierzu muß aber 



noch angemerkt werden, daß der 
wehrpflichtige Helfer ohne Unter­
brechung seiner Berufsausbildung 
nachgehen kann und die ganze 
Zeit seinen vollen Arbeitsverdienst 
erhält. Das Problem der Kontrollier­
barkeit der Dienstleistung eines 
Helfers, der sich für 10 Jahre ver­
pflichtet hat, wird sich dringender 
denn je stellen, zumal ein erheb­
liches Mißtrauen seitens der Wehr­
ersatzbehörden besteht und durch 
das Gesetz eher gefördert als aus­
geräumt wird. 

Die Organisationen selbst wer­
den über diese Konzeption, die 
ihnen in den Einheiten Helfer auf 
Zeit und Helfer auf Widerruf be­
schert, nicht erbaut sein, da der 
eine Helfer, zumindest der vom 
Wehrdienst befreite, bei der Nicht­
erfüllung seiner Pflichten mit einer 
Geldbuße belegt werden müßte, 
während der Helfer auf Widerruf in 
der Regel dann von dem jederzeiti­
gen Widerrufsrecht seines Dienst­
verhältnisses Gebrauch machen 
wird , wenn man mit Geldbuße an 
die Einhaltung seiner freiwillig über­
nommenen Verpflichtung erinnern 
will. 

Will man also wirklich einsatz­
fähige Einheiten mit voll ausgebil­
deten Helfern, die einen der Bela­
stung eines Soldaten vergleich­
baren Dienst leisten, dann stehen 
dieser Absicht die derzeitige Ge­
setzeskonzeption mit einem unein­
heitlichen Rechtsstatus der Helfer 
und das Fehlen eines einheitlichen 
Dienstrechtes mit entsprechender 
Disziplinarordnung entgegen. 

Zu einer Zeit, in der 30000 
hauptberufliche Kräfte für Pflege­
berufe fehlen , in einer Zeit, in der 
Fernsehen, Rundfunk und Presse 
Mißstände im Krankentransport, im 
Unfallhilfsdienst und im Unfall­
meidedienst als eine Folge des all­
gemein verbreiteten Nicht-Dienen­
Wollens öffentlich anprangern , ist 
die Konzeption des Katastrophen­
schutzgesetzes, das hierauf nicht 
ausreichend Bedacht nimmt, unrea­
listisch und so nicht das geeignete 
Instrument, die Wehrungerechtig­
keit zu mildern. 

Es ist daher höchste Zeit, diese 
wirklichkeitsfremde Konzeption des 
Katastrophenschutzgesetzes neu zu 
überdenken und hierbei zu prüfen , 
ob nicht die Wehrersatzbehörden 
für die Entscheidung über die Ver­
wendung eines Wehrpflichtigen bei 
der Truppe oder beim Katastro­
phenschutz und auch für dessen 
Heranziehung zuständig sein sollen . 

Genauso wichtig dürfte in die­
sem Zusammenhang auch die Über­
legung sein , ob nicht der humani­
täre Dienst im Katastrophenschutz 
als Ersatzdienst für Kriegsdienst­
verweigerer anerkannt werden 
sollte. 

Wenn die derzeitige Konzep­
tion des Katastrophenschutzes 
schon allgemein nicht dazu angetan 
ist, einen sinnvollen Beitrag zur 
Wehrgerechtigkeit zu erbringen, so 
sind die speziellen Bestimmungen 
über die Wehrdienstbefreiung der 
Katastrophenschutz-Helfer (§ 8 Ab­
satz 2 KatSG) in Verbindung mit der 

schon erwähnten Vereinbarung zwi­
schen Bundesminister des Innern 
und Bundesminister der Verteidi­
gung so wenig praktikabel , daß sie 
gleichfalls keinen sinnvollen Bei­
trag zur Beseitigung der Wehr­
ungerechtigkeit zu leisten vermö­
gen. 

Den Trägern des Katastrophen­
schutzes werden äußerstenfalls bei 
voller Ausschöpfung der gegebe­
nen Möglichkeiten im Laufe der 
nächsten Jahre 10 Prozent des be­
nötigten Helfersolls durch wehr­
dienstfreie Helfer zur Verfügung 
stehen. Mit diesen Helfern werden 
gerade noch die KraftfahrersteIlen 
für die Einsatzfahrzeuge besetzt 
werden können , sofern man diese 
Helfer nicht als Führungskräfte be­
nötigt. Die 90 Prozent der übrigen 
Helfer werden , sofern sie über­
haupt für den Dienst im Katastro­
phenschutz gewonnen werden kön­
nen, Helfer auf Widerruf sein . Ein 
Katastrophenschutz, der nicht voll 
besetzte Einheiten mit ausgebilde­
ten , einsatzfähigen Helfern an die 
SchadensteIle zu bringen vermag, 
stellt sich selbst in Frage. Es ist 
endlich an der Zeit, die Zahl voll 
ausgebildeter, einsatzfähiger und 
auf längere Zeit zur Verfügung ste­
hender Helfer zu ermitteln . Es be­
steht sonst die Gefahr, daß der Ge­
setzgeber seine Entscheidungen 
immer wieder an Zahlen orientiert, 
die einer Nachprüfung nicht stand­
halten. Auch im Katastrophenschutz 
muß die Stunde der Wahrheit kom­
men , um endlich zu neuen politi­
schen Lösungen zu gelangen . 

AUSSCHREIBEN 5. 1 VerwaltungshIlfssachbearbeiter 
(Verg.Gr. VII / VI b BAT). 

Das Innenministerium Baden-Württemberg 
Stuttgart, Dorotheenstraße 6, 

Der Tätigkeitsbereich umfaßt die zentrale Ausbildung von 
freiwilligen Helfern und Führungskräften des Katastrophen­
schutzes. 

stellt bei der Landesstelle tür Katastrophenschutz 
in Baden-Württemberg , 
7302 Nellingen a. d. F. 

folgendes Personal nach den Bedingungen des BAT ein : 

1. 1 Schulleiter 
(Leiter des AusbIldungsreferats) 
(Verg.Gr. IV a / 111 BAT) 

2. AusbIldungsleiter für den Bergungsdienst 
(Verg.Gr. V b / IV a BAT) 

3. Fahrlehrer 
(Verg.Gr. VI b / V c BAT) 

4. Ausbilder für den Sanitätsdienst 
(Verg.Gr. VII / VI b BAT) 

Voraussetzung für die Stelle Nr. 1 sind insbesondere eine 
abgeschlossene Fachschulausbildung , organisatorische, 
didaktische und pädagogische Fähigkeiten . Für die anderen 
Stellen werden Bewerber mit abgeschlossener Berufsaus­
bildung und Berufserfahrung , Kenntnissen auf den ein­
schlägigen Gebieten sowie - ausgenommen für die Stelle 
Nr. 5 - mit der Fähigkeit zur Unterrichtserteilung bevorzugt. 
Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen (handgeschrie­
bener Lebenslauf, Lichtbild . beglaubigte Zeugnisabschrif­
ten) werden an das 

Innenministerium Baden-Württemberg, 7 Stuttgart, Post­
fach 277, erbeten . 
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Ein Beispiel 
des kooperativen 
Föderalismus 

KATASTROPHEN 
SCHUTZ 

Der Auftrag an 
die kreisfreien Städte 
und Kreise 

D as Katastrophenschutzge­
setz1) hat eine neue Epoche 
für den Zivilschutz in der Bun­

desrepublik eingeleitet. Es faßt die 
Kräfte des Bundes und der Länder, 
die der gemeinsamen Aufgabe des 
Schutzes bei Katastrophen dienen, 
organisatorisch zusammen: Ein in 
Anbetracht der Konkurrenzhaltung 
des Bundes und der Länder be­
deutsamer Erfolg , mit dem es ge­
lungen ist, dem bisherigen Parallel­
aufbau ein Ende zu bereiten. Das 
Katastrophenschutzgesetz kann 
deshalb, ohne seine Bedeutung 
überschätzen zu wollen , als ein 
Beispiel des kooperativen Födera­
lismus angesehen werden . Es ist zu 
hoffen, daß es nach den Grundsät­
zen , die seine Entstehung bestimmt 
haben , verwirklicht wird . Denn das 
Katastrophenschutzgesetz ist im 
wesentlichen ein Organisationsge­
setz, dessen Ausführung inhaltlich 
in großem Umfang von den auf sei­
ner Grundlage zu erlassenden all ­
gemeinen Verwaltungsvorschriften 
abhängt. 
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Über diese grundsätzliche 
Neugestaltung des Zivilschutzes in 
der Bundesrepublik Deutschland 
hinaus bringt das Katastrophen­
schutzgesetz eine territoriale Aus­
weitung und organisatorische Straf­
fung der Zivilschutzdienste. Wäh­
rend das ZGB2

) die Aufstellung 
des Luftschutzhilfsdienstes nur in 
den Ländern und den 97 als Luft­
schutzorte ausgewählten Gemein­
den3) vorwiegend kreisfreie 
Städte - vorsah, wird der Kata­
strophenschutz grundsätzlich in 
allen kreisfreien Städten und Land­
kreisen erweitert. Ihre Hauptver­
waltungsbeamten werden vom Ka­
tastrophenschutzgesetz am stärk­
sten betroffen ; denn ihnen über­
trägt es die Verantwortung für die 
praktische Durchführung des Kata­
strophenschutzes . 

Diese Verantwortung besteht 
allerdings nur im Rahmen des Ge­
setzes und der auf seiner Grund­
lage erlassenen Vorschriften . Außer 
dem Katastrophenschutzgesetz 
selbst sind aber bisher lediglich 

Regierungsdirektor Cr. Horst Bahro, 
Köln, geb. 1930 In Berlln, Abitur, Stu­
dium der Rechtswissenschaft, anschI. 
Referendar in Berlin, 56-59 Studium 
der Volkswirtschaft und neueren Ge­
schichte und ostwissenschaftl. Ergän­
zungsstudium, 1960 2. Staatsprüfung, 
1961-63 Studienleiter des Ostkollegs, 
1963-67 im Bundesministerium, seither 
Referent für kommunale Neugliederung 
im Innenministerium NRW, 1961-66 Re­
dakteur vom "Osteuropa-Recht", 1965 
Promotion zum Cr. jur., 1966-67 Stu­
dium der Betriebswirtschaft und Mathe­
matik in Köln und Bonn, seit 1970 Im 
Planungsstab des Bundeskanzleramtes. 

zwei vorläufige Runderlasse zur 
Ausführung des Gesetzes ergan­
gen4

), nicht aber allgemeine Ver­
waltungsvorschriften nach Art. 85 
Abs. 2 GG . Da diesen Runderlas­
sen schon wegen Formmangels 
nicht die Eigenschaft allgemeiner 
Verwaltungsvorschriften zukommen 
kann , könnten sie nur den Rechts­
charakter von Weisungen haben, 
und zwar ihrer generellen Bedeu­
tung wegen den allgemeiner Wei ­
sungen . Allgemeine Weisungen 
können aber nur einen besonderen 
Fall - wenn auch in allgemeiner 
Weise - oder ein komplexes, aber 
speziell es Sachgebiet regeins). Die 
vorläufigen Runderlasse aber be­
treffen generell-abstrakt sämtliche 
zuständigen Behörden und erfüllen 
damit materiell die Voraussetzun­
gen , die an allgemeine Verwal­
tungsvorschriften zu stellen sind , 
ohne jedoch deren Form zu haben . 
Diese Runderlasse besitzen des­
halb keine Verbindlichkeit. 

Diese Rechtslage entbindet die 
nach § 2 Abs. 3 KatSG zuständigen 



Behörden jedoch nicht davon, den 
Verpflichtungen nachzukommen, 
die sich aus dem Gesetz unmittel­
bar ergeben. Diese Verpflichtungen 
gehen sehr weit. Denn mit Aus­
nahme der wenigen Fälle, bei 
denen das Katastrophenschutzge­
setz ein Tätigwerden des Bundes­
ministers des Innern fordert (§ 4 
Abs. 2 Satz 1, § 5 Abs. 1 Satz 1, 
§ 13 Abs. 1 Satz 4) , ist das Gesetz 
in vollem Umfang anwendbar. Die 
zuständigen Behörden haben es 
deshalb durchzuführen, auch wenn 
die zu erwartenden allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften noch aus­
stehen . Dies führt zu der weiteren 
Konsequenz, daß die Kosten dieser 
Maßnahmen als unmittelbar durch 
das Gesetz verursacht vom Bund 
getragen werden müssen (§ 14 
Abs. 1 KatSG) . 

Die Planung der Maßnahmen 
des erweiterten 

Katastrophenschutzes 

Das Katastrophenschutzgesetz 
wendet sich unmittelbar an die in 
§ 2 Abs. 3 genannten Behörden, 
d. h. die Hauptverwaltungsbeamten 
der kreisfreien Städte und Land­
kreise. Behörden, die erst auf dem 
Wege über § 7 Abs. 3 KatSG zu­
ständig werden können, sind so­
lange nicht betroffen , als die erfor­
derlichen Maßnahmen des Landes 
nicht ergangen sind. 

Das seit dem 13. Juni 1968 in 
Kraft befindliche Gesetz stellt an 
die genannten Hauptverwaltungs­
beamten grundsätzlich die Forde­
rung , im eigenen Zuständigkeitsbe­
reich einen leistungsfähigen Kata­
strophenschutz aufzubauen und für 
Aufgaben im Verteidigungsfall zu 
erweitern . Um dieser Forderung 
entsprechen zu können, muß es die 
erste Aufgabe des Hauptverwal­
tungsbeamten sein , eine Bestands­
aufnahme des personellen und ma­
teriellen Potentials im eigenen Be­
reich vorzunehmen, die sich auch 
auf die voraussichtlich6) in seine 

Zuständigkeit zu überführenden 
LSHD-Einheiten und Einrichtungen 
erstrecken sollte. Erst diese Be­
standsaufnahme kann die Grund­
lage einer Aufstellungs-, Ausbil­
dungs- und Einsatzplanung geben. 

Jede Planung zur Erweiterung 
des Katastrophenschutzes steht 
unter dem Vorbehalt, daß ihr die 
noch zu erlassenden Vorschriften 
eines Tages entgegenstehen könn­
ten. Die Pläne müssen deshalb fle­
xibel gehalten sein und dürfen in 
keinem Fall spätere Änderungen, 
die auf Grund der Bundesvorschrif­
ten erforderlich werden , unmöglich 
machen. Andererseits wird der 
Bundesminister des Innern 
schon wegen der bisherigen Untä­
tigkeit - auf die Pläne der zustän­
digen Behörden, besonders wenn 
sie ins Werk gesetzt worden sind , 
Rücksicht nehmen und Änderungen 
nur innerhalb angemessener Über­
gangsfristen einführen. Insofern 
ermöglichen die noch fehlenden Re­
gelungen den zuständigen Behör­
den, die besonderen Bedürfnisse 
ihrer Bevölkerung und ihres Gebie­
tes angemessen zu berücksichti­
gen. 

Keinesfalls können die Unge­
wißheit über künftige Regelungen 
und die bisherige Untätigkeit des 
Bundes dem Hauptverwaltungsbe­
amten Anlaß sein, auch seinerseits 
inaktiv zu bleiben. Er muß sich viel­
mehr vor Augen führen , daß ihm 
die Verantwortung für sein Gebiet 
nicht abgenommen werden kann. 
Schon im Hinblick auf Friedens­
katastrophen wird er die notwen­
dige Vorsorge zu treffen und sich 
auf Notlagen einzurichten haben. 

Die Einordnung des LSHD 

Mit dem Erlaß über die Über­
leitung des LSHD auf die Kreis­
ebene7

) hat das Bundesamt für zi­
vilen Bevölkerungsschutz eine Ini­
tialzündung für die Erweiterung des 
Katastrophenschutzes gegeben. Mit 
dieser Überleitung ist eine wesent-

liche Voraussetzung für die organi­
satorische Umgestaltung erfüllt und 
eine Erleichterung für die endgül­
tige Einordnung des LSHD in den 
Katastrophenschutz geschaffen 
worden. Anders als die oben8) ge­
nannten vorläufigen Runderlasse 
ist der Überleitungserlaß rechtsgül­
tig. Zwar war das BzB für diese 
Maßnahme nicht nach dem als 
Rechtsgrundlage herangezogenen 
§ 13 Abs. 1 Satz 4 KatSG, sondern 
nach § 9 Abs. 1 ZBG in Verbindung 
mit Nr. 7, 8 AVV-Organisation­
LSHD9) zuständig. Denn es handelt 
sich hier um eine organisatorische 
Maßnahme innerhalb des LSHD, 
der eine andere territoriale Struk­
tur erhalten hat. Die übergeleiteten 
Einheiten können deshalb nicht 
nach den Grundsätzen des Kata­
strophenschutzgesetzes behandelt 
werden; sie sind keine Regieein­
heiten im Katastrophenschutz ge­
worden . Für Einheiten und Helfer 
gelten folglich weiterhin die Vor­
schriften des ZBG (§ 18 Abs. 3 
Satz 2 KatSG) , bis sie nach § 13 
Abs. 1 KatSG in den Katastrophen­
schutz eingeordnet werden . 

Dennoch wird der Hauptver­
waltungsbeamte durch diesen Er­
laß in den Stand gesetzt, ohne wei­
tere Maßnahmen des Bundes alles 
zur Vorbereitung der Einordnung 
Erforderliche zu veranlassen . Er 
kann z. B. die die LSHD-Einheit 
tragende Organisation nach § 1 
Abs. 2 KatSG auf ihre Eignung prü­
fen , die Verpflichtung der Helfer 
vorbereiten und schließlich kon­
krete Vorstellungen über die Ge­
samtplanung im Zuständigkeitsbe­
reich entwickeln. 

Wenn der Hauptverwaltungs­
beamte auch nicht selbst Maßnah­
men der Einordnung treffen kann 
- hierfür ist nach § 13 Abs. 2 Satz 4 
KatSG ausschließlich der Bundes­
minister des Innern zuständig - , so 
ist er doch nicht gehindert, diese 
Umstellung durch eigene Maßnah­
men vorbereitend einzuleiten . c> 
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Organisation der 
Katastrophenschutzeinheiten 

Zur Organisation des Kata­
strophenschutzes gehört neben sei­
ner Stärke und Dislozierung (Ver­
teilung auf die Länder und inner­
halb dieser auf die kreisfreien 
Städte und Landkreise) die Struk­
tur, also der innere Aufbau , und 
sein Funktionieren nach Führungs-, 
Einsatz- und technischen Grund­
sätzen. 

Für die Festlegung der Stärke 
und Gliederung des Katastrophen­
schutzes in den Ländern ist nach 
§ 4 Abs. 2 KatSG der Bundesmini­
ster des Innern, für dieselbe Frage 
in den kreisfreien Städten und 
Landkreisen die zuständige ober­
ste Landesbehörde zuständig. Da­
bei ist unter Gliederung sowohl die 
Dislozierung als auch die Eintei­
lung in Fachdienste, also ein Teil 
der inneren Struktur, zu verste­
hen10) . So hat der Hauptverwal­
tungsbeamte rechtlich auf die 
Stärke des Katastrophenschutzes 
keinen , auf die Dislozierung nur in­
nerhalb seines eigenen Zuständig­
keitsbereichs Einfluß. Tatsächlich 
kann er aber die Zeit, in der keine 
verbindlichen Vorstellungen des 
Bundes über die Dislozierung be­
stehen , durch eigene Aktivität den 
Katastrophenschutz seines Kreises 
oder seiner Stadt aufbauen und da­
mit Vorbedingungen schaffen , die 
der Bund weitgehend zu berück­
sichtigen haben wird . Außerdem 

kann er schon jetzt Überlegungen 
anstellen , nach welchen Gesichts­
punkten die Katastrophenschutz­
kräfte im eigenen Gebiet - unter 
Berücksichtigung der Bedürfnisse 
der Nachbarschaftshilfe - zu sta­
tionieren sind . 

Wenn auch bis zum Erlaß von 
Aufstellungsweisungen nach § 4 
Abs. 2 KatSG nicht endgültig zu 
übersehen ist, welche Stärke der 
Katastrophenschutz im Gebiet der 
zuständigen Behörde haben wird , 
so ist doch mit der Überleitung des 
LSHD auf die Kreisebene ein be­
stimmtes Potential an Menschen 
und Gerät vorhanden , das durch 
die künftigen Maßnahmen des Bun­
des jedenfalls nicht verringert wer­
den wird. Mit diesem Potential 
kann der Hauptverwaltungsbeamte 
rechnen . Außerdem kann er das 
über dieses Potential hinausge­
hende Reservoir an personellen 
und sachlichen Mitteln mustern und 
auf seine Verwendbarkeit prüfen . 
Es kommt hierbei nicht darauf an , 
daß es sich um Katastrophen­
schutzorganisationen handelt, de­
nen nach Nr. 2 Abs. 2 des vorläufi~ 

gen Runderlasses des BzB vom 
22. August 196911

) die allgemeine 
Eignung zuerkannt worden ist. 
Denn weder sind diese Richtlinien 
verbindlich , noch ist überhaupt die 
Feststellung einer allgemeinen Eig­
nung von rechtlicher Bedeutung, 
weil es nach § 1 Abs. 2 KatSG all­
ein auf die individuell festzustel­
lende Eignung der Einheit oder 
Einrichtung ankommt. Deshalb 
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kann die Feststellung der allgemei­
nen Eignung die Prüfung der indi ­
viduellen nicht ersetzen oder er­
leichtern , und der Mangel der allge­
meinen Eignung kann die Feststel­
lung der individuellen Eignung 
durch den Hauptverwaltungsbeam­
ten nicht verhindern . 

In den Aufbau bestehender Or­
ganisationen sollte der Hauptver­
waltungsbeamte bei seinen vorbe­
reitenden Maßnahmen nicht ein­
greifen , bevor Bundesregelungen 
vorliegen. Jeglicher Eingriff dieser 
Art bringt eine vorübergehende 
Schwächung der Einsatzkraft mit 
sich , und überdies ist mit großer 
Wahrscheinlichkeit zu erwarten , 
daß die kommenden Vorschriften 
bestehende Organisationsformen 
nicht hinnehmen werden . Ebenso­
wenig sollten gegenwärtig Füh­
rungs- oder Einsatzvorschriften er­
lassen werden . 

Personal- und Materialplanung 

Die Verpflichtung von Helfern 
nach § 8 Abs. 1 und 2 KatSG setzt 
das Vorhandensein von Einheiten 
voraus, deren Eignung nach § 1 
Abs. 2 KatSG vom Hauptverwal­
tungsbeamten festgestellt worden 
ist, oder die sie nach § 1 Abs. 1 
KatSG ohnehin besitzen (z. B. 
THW-Einheiten) . Bei der Zustim­
mung zur langfristigen Verpflich­
tung nach § 8 Abs. 2 KatSG hat der 
Hauptverwaltungsbeamte die Ver­
einbarung zwischen BMI und 
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BMVtdg vom 4. August 196912) zu 
beachten. Der dazu ergangene 
Runderlaß des BzB vom 17. Sep­
tember 196913) hat mangels Eigen­
schaft einer allgemeinen Verwal­
tungsvorschrift keine verpflich­
tende, sondern lediglich eine erläu­
ternde Funktion. 

Unter diesen Voraussetzungen 
sollte der Hauptverwaltungsbeamte 
unmittelbar im Anschluß an die 
Feststellung der Eignung von pri­
vaten Einheiten die Trägerorgani­
sation veranlassen, ihre Helfer zur 
Abgabe von Verpflichtungserklä­
rungen aufzufordern, und zwar -
wenn die Voraussetzungen des § 8 
Abs. 2 KatSG vorliegen, - zur lang­
fristigen Verpflichtung, um eine auf 
Dauer angelegte Einsatzfähigkeit 
zu erzielen. Zweifelhaft ist jedoch 
angesichts des Fehlens von Bun­
desvorschriften, welche Anforde­
rungen neben den gesetzlichen 
Voraussetzungen an die Eignung 
der einzelnen Helfer zu stellen sind 
und wie ihr Vorliegen festgestellt 
werden soll. Hier liegt für den 
Hauptverwaltungsbeamten ein weit­
gehender Ermessens- und Beurtei­
lungsspielraum, den er pflichtge­
mäß auszufüllen hat. 

Für die Ausbildung der ver­
pflichteten Helfer hat nach § 6 Kat­
SG in erster Linie die Trägerorga­
nisation Sorge zu tragen. Der 
Hauptverwaltungsbeamte dürfte gut 
daran tun, sich über das Ausbil­
dungspotential der in seinem Be­
reich tätigen Organisationen ein 
Bild zu mache:l , um nötigenfalls 
Vorstellungen für zusätzliche Aus­
bildungsstätten entwickeln zu kön­
nen. In der Regel dürfte jedoch 
mangels ausreichender Personal­
stärke die Errichtung einer zusätz­
lichen Ausbildungsstätte für einen 
Landkreis oder eine kreisfreie 
Stadt nicht in Betracht kommen. 

Hinsichtlich der Materialpla­
nung ist der Hauptverwaltungsbe­
amte am stärksten auf ein Tätig­
werden des Bundes angewiesen, 
weil er nur das Gerät an die Ein-

heiten weitergeben kann , das ihm 
nach § 5 Abs. 1 KatSG zur Verfü­
gung gestellt worden ist. Solange 
dies nicht geschehen ist, kann nur 
das Material der übergeleiteten 
LSHD-Einheiten ,in die Planung ein­
bezogen werden. Es dürfte jedoch 
zweckmäßig sein , den auf den vor­
aussichtlichen Personalstand abge­
stellten Materialbedarf zu erheben, 
um die vorgesetzten Stellen recht­
zeitig auf die kommenden Anforde­
rungen hinweisen zu können. 

Ausblick 

Das Katastrophenschutzgesetz 
legt den Hauptverwaltungsbeamten 
der kreisfreien Städte und Land­
kreise eine schwerwiegende Ver­
antwortung für den Schutz der in 
ihrem Zuständigkeitsbereich leben­
den Menschen auf, der sie erst 
dann voll entsprechen können, 
wenn der Bund und die Länder 
die ihnen obliegenden Rahmen­
aufgaben im wesentlichen erfüllt 
haben. Bis dahin können sie die 
erforderlichen Vorbereitungen be­
ginnen und vor allem planend tätig 
werden. Diese Aufgabe steht nicht 
in ihrem Belieben, sondern ist als 
Verpflichtung aus dem Katastro­
phenschutzgesetz abzuleiten. 

Dem für den Zivilschutz insge­
samt zuständigen Bund wird es ob­
liegen, so schnell wie möglich die 
erforderlichen Vorschriften zu er­
lassen und die für ihre Ausfüllung 
erforderlichen Mittel bereitzustel­
len, damit sich das Katastrophen­
schutzgesetz nicht - wie bisher 
viele Zivilschutzmaßnahmen - als 
ein Fehlschlag, letztlich zu Lasten 
einer von Katastrophen schwer be­
troffenen Bevölkerung, erweist. 0 

1) Gesetz über die Erweiterung des Kata­
strophenschutzes (KatSG) vom 9. Juli 1968 
(BGBI. I S. 776) . 

2) Erstes Gesetz über Maßnahmen zum 
Schutz der Zivilbevölkerung vom 9. Oktober 
1957 (BGBI. I S. 1696) in der Fassung des 
Gesetzes zur Errichtung des Bundesamtes 
für zivilen Bevölkerungsschutz vom 5. De-

zember 1958 (BGBI. I S. 893) . Vgl. dazu 
auch die hierzu ergangenen Vorschriften 
der Länder, so etwa das Gesetz über die 
Mitarbeit der Gemeinden und Gemeinde­
verbände auf dem Gebiet der zivilen Ver­
te idigung vom 27. März 1962 (GVBI. NW. 
S. 125) für Nordrhein-Westfalen . 

3) Rundschreiben des Bundesministers des 
Innern vom 25. Oktober 1958. 

4) Vorläufiger Runderlaß des Bundesbeam­
ten für zivilen Bevölkerungsschutz über die 
Stäbe bei den Hauptverwaltungsbeamten der 
kreisfreien Städte und Landkreise nach § 7 
Abs. 3 KatSG vom 22. August 1969 (GBMI. 
S. 501) . 

Vorläufiger Runderlaß des Bundesamtes für 
zivilen Bevölkerungsschutz über die Mitwir­
kung privater Einheiten und Einrichtungen 
im Katastrophenschutz nach § 1 Abs. 2 Kat­
SG vom 22. August 1969 in der Fassung 
vom 12. November 1969 (GMBI. S. 501) . 

5) Vgl. Bahro, Horst - Bönsch, Georg -
Junga, Horst: Erweiterter Katastrophen­
schutz einschließlich Selbstschutz und Auf­
enthaltsregelung , Zivilschutz und Zivilvertei­
digung, Handbücherei für die Praxis , Heft D, 
Bad Honnef 1969, Kommentar zu § 2 KatSG , 
Nr. 4, S. 43. Schaefer, Rolf - Limbach 
Peter: Gesetz über die Erweiterung de~ 
Katastrophenschutzes, Kommentar, Köln -
Berlin - Bonn - München 1969, erwähnen 
diesen Problembereich überhaupt nicht ; 
Roeber, Horst - Goeckel , Klaus : Kata­
strophenschutzgesetz - Kommentar , Mün­
chen 1969, § 2 Rn . 7, führen lediglich aus, 
daß Weisungen für den Einzelfall oder eine 
Vielzahl von Fällen erlassen werden kön­
nen. 

6) Weisung des Bundesamtes für zivilen 
BevölkerungSSChutz zur Überleitung des 
LSHD auf die Kreisebene vom 22. August 
1969 (GMBI. S. 501) . 

7) Erlaß vom 22. August 1969, aaO (Fuß­
note 6). 

8) AaO (Fußnote 4) . 

9) Allgemeine Verwaltungsvorschrift über 
Gliederung, Stärke und Aufstellung des 
Luftschutzhi Ifsdienstes (AVV-Organ isation­
LSHD) vom 21 . Dezember 1960 (GMBI. 1961 
S. 49) . 

10) Vgl. Bahro - Bönsch - Junga, aaO 
(Fußnote 5) , Kommentar zu § 4, Nr. 5, 
S. 53 f. 

11) Vorläufiger Runderlaß des BzB über die 
Mitwirkung privater Einheiten usw. , aaO 
(Fußnote 4). 

12) Vereinbarung über die Freistellung von 
Wehrpflichtigen gemäß § 8 Abs. 2 Katastro­
phenschutzgesetz vom 24.129 . Juli 1969 
(GMBI. S. 363) . 

13) Runderlaß des Bundesamtes für zivilen 
Bevölkerungsschutz über die Durchführung 
der Vereinbarung über die Freistellung von 
Wehrpflichtigen gem. § 8 Abs. 2 KatSG 
vom 17. September 1969 (GMBI. 363) in 
der Fassung vom 16. Oktober 1969 (GMBI. 
501) . 
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Alles hätte ich erwartet, aber nicht diese Frau , die 
der Filmschauspielerin Ruth Leuwerik so ähnelt, wie im 
nächsten Augenblick der FDP-Politikerin Hildegard 
Hamm-Brücher. Doch die erste Dame Niedersachsens, 
Karin -Rut Diederichs , paßt weder in das eine noch das 
andere Klischee. 

Sie könnte das große Thema für Illustrierte sein . 
Warum ist sie es nicht? Wohl , weil vor der eigenen 
Publicity immer die Sache steht, für die sie sich voll und 
ganz einsetzt , allerdings unaufdringlich . Andernfalls 
müßten viele ihrer Taten ei nem weitaus größeren Publi ­
kum bekannt sein . 

Die Zurückhaltung ist auf den ersten Blick das er­
staunlich ste an Karin -Rut Diederichs. 
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"Es wundert mich, daß die 
Generation, die im letzten 

Krieg den Selbstschutz 
selber praktiziert hat, jetzt 

so gut wie gar nichts tut. 
Als Mutter dreht es mir 

beim Anblick der Bilder 
hungernder und verletzter 

Kinder in Biafra und Vietnam 
das Herz im Leibe um, 

weil unsere Kinder im Ernst­
fall genauso hilflos da­

stünden. Das muß nicht sein." 
Statt ins Prominentenviertel von Hannover zu kom­

men, muß ich mich vom Taxifahrer belehren lassen: .. Es 
gibt Stadtteile, in denen der Quadratmeter das Doppelte 
und Dreifache kostet. " In Laatzen also, wo das Messe­
gelände Hannovers liegt , wohnt Dr. Georg Diederichs, 
noch amtierender Ministerpräsident Niedersachsens, mit 
Ehefrau Karin-Rut und dem sechsjährigen Sohn JÖrg. 

Vor dem offenen Tor an der Leinerandstraße 23 
patroulliert kein Polizist. Lediglich ein halbes Dutzend 
Kinder, als Indianer verkleidet, umzingelt mich mit 
schwingenden Tomahawks, stiebt jedoch auseinander, 
nachdem sich Winnetou und Großer Adler als Stammes­
häuptlinge vorgestellt haben. Auf meinen Skalp sind sie 
nicht erpicht. 

Ganz ohne Schutz ist das Haus dennoch nicht. Vor 
zwei Jahren wurde eine Alarmanlage installiert, weil ein 
Fremder vor Frau Diederichs Pistole und Beil auf den 
Tisch legte und mit rollenden Augen drohte: .. Ich schieße 
nicht, wenn Sie mir sofort helfen." 

* 
Es sind meist Bittsteller, die Karin-Rut Diederichs 

mehr oder minder aggressiv angehen. Da fordert ein 
Rentner aus dem entgegengesetzt gelegenen Stadtteil 
Vahrenwald : .. Ich habe eine so schöne Wohnung. Aber 
die Gören aus der Nachbarschaft lassen mich nicht in 
Ruhe. Sprechen Sie mal mit ihnen . Mich verspotten sie , 
wenn ich ihnen sage , daß s:e verschwinden sollen. Sie 
müssen unbedingt vorbeikommen , Frau Diederichs ... 

Ein unmögliches Ansinnen an die erste Dame des 
Landes, denkt man unwillkürlich . Um so erstaunlicher 
ihre Reaktion . Karin-Rut Diederichs ( .. Mein Mann hat 



Das Porträt: 

Karin-Rut 
Diederichs 

FRAU DES 
MINISTERPRÄSIDENTEN VON 
NIEDERSACHSEN 

mir am Anfang unserer Ehe gesagt, versuche immer 
möglichst viel selber und nicht über Mitarbeiter zu 
machen " ,) fährt hin. Aber sie stellt nicht die Kinder zur 
Rede, sondern den Mann. 

Gerade in seiner Gegend gäbe es so viele soziale 
Einrichtungen, wo alte Menschen Anteilnahme und Un­
terhaltung fänden . Und dort störten keine Kinder. 

Wochen später bombardiert der Rentner sie wieder 
mit Anrufen : " Kommen Sie vorbei. Überzeugen Sie sich, 
wie gut ich Ihre Ratsch läge befolge. " 

* 
Von mate riel len Zuwendungen hält Karin-Rut Die­

derichs wenig , wenn nicht gleichzeitig Anregungen ge­
geben werden , die schlummernden Eigeninitiativen zu 
wecken . Da ist auf dem Gebiet der Zivilverteidigung 
nach ihrer Meinung bislang viel zu wenig getan worden : 
"Die Bevölkerung ist vom Fatalismus befallen, weil sie 
glaubt, daß mit dem Abwurf einer Atombombe alles aus 
sei . Dabei sind die Überlebenschancen groß." 

Gegen dieses Vorurteil arbeitet sie mit Vorträgen , 
die sie als Landesfrauenrefere ntin für den Verband der 
Heimkehrer Niedersachsens hält. Als Beisp iel führt sie 
den Se lbstschutz in den skandinav ischen Ländern an : 
" Dort klappt d ie Organisation bestens. Übungsmäßig 
sind schon ganze Stadtteile Stockholms evakuiert wor­
den." 

Es wundert sie, " daß die Generation , die im letzten 
Kr ieg den Selbstschutz selber praktiziert hat, jetzt so 
gut wie gar nichts tut. " Es wundert sie vor allem des­
halb, weil fast täglich in Presse, Funk und Fernsehen 
gezeigt wird, daß bei kriegerischen Auseinandersetzun­
gen die Bevölkerung die schlimmsten Qualen erdulden 
muß. 

Wörtlich sagt sie : " Als Mutter dreht es mir beim An­
blick der Bilder hungernder und verletzter Kinder in 
Biafra und Vietnam das Herz um , weil unsere Kinder 
im Ernstfall genau so hilflos dastünden. Das muß nicht 
sein. " 

Aber : die erste Dame Niedersachsens übt auch 
Selbstkritik: " Bevdr Sie kamen , habe ich mir überlegt, 
wie ich für den Ernstfall gerüstet bin . .. Lebensmittel­
vorräte sind genug vorhanden . Doch gibt es in unserem 
Haus keinen ausreichend geschützten Raum und in 
unserer Nachbarschaft auch nicht. " 

Das sei ein Übel , das - so stellt sie fest - schnell­
stens behoben werden muß. Der Zeitpunkt sei schon 
fixiert : "Am 14. Juni sind Landtagswahlen , dann tritt 
mein Mann als Ministerpräsident ab , um nur noch als 
Hinterbänkler tätig zu sein . Dann wird er endlich Zeit 
haben , sich mit diesem Problem zu befassen. So etwas 
ist schließlich Männersache. " 

In erster Linie lebt Karin-Rut Diederichs für ihre 
Fam ilie. Muß ihr Mann für einen Tag nach Bonn, steht 
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sie mit ihm um fünf Uhr auf: " Es ist ziemlich kalt heute, 
Georg. Ich lege dir besser den Wintermantel ' raus. " 

Unter diesem Gesichtspunkt ist jeder Auftritt von ihr 
in der Öffentlichkeit zu bewerten, selbst dann, wenn ei­
gentlich sie die Hauptperson ist. 

Anläßlich der erfolgreichen Premiere des in Hannover 
uraufgeführten Musicals "OUTSIDE", das von Bundes­
wehrsoldaten und ihren Frauen dargestellt wurde , war 
sie trotz der Anwesenheit ihres Mannes und des Gene­
rals Schnez die wichtigste Besucherin. Sie fungierte als 
Schirmherrin des Abends für die Aktion "Si lberfisch ", 
einer ständigen Einrichtung, die mit den Reinerlösen 
aus solchen Wohltätigkeitsveranstaltungen alten und 
einsamen Menschen hilft. 

Obwohl Karin-Rut Diederichs auf diesem Sektor, 
was Ideen und Entschlußkraft anbelangt, allein ihren 
" Mann " steht, tut sie es doch für ihren Mann, der die 
Zeit dafür nicht aufbringen könnte. 

Sie ist eins mit ihrem Mann, obwohl die Verbindung 
ungewöhnlich erscheint. Nebenbei entgleitet ihr in un­
serem Gespräch die Bemerkung: " Ich war schon Groß­
mutter, bevor ich Mutter wurde." 

Für Karin-Rut Diederichs ist es die erste, für Mini­
sterpräsident Dr. Georg Diederichs nach dem Tod sei­
ner ersten Frau Annelise die zweite Ehe. Was beide eng 
miteinander verkettet, sind gleichgeartete Erlebnisse. Er 
saß bei den Nazis ein , sie bei den Russen. 

Und hier liegt denn auch der Schlüssel, warum 
Karin-Rut Diederichs weder in das Klischee einer ju­
gendlich mütterlichen Ruth Leuwerik noch in das der 
intellektuell streitenden Hildegard Hamm-Brücher paßt. 

* 
18 Jahre erst zählt sie, als sie nach einem sechs­

monatigen totalen Kriegseinsatz als Rechnungsführerin 
im Reichsluftfahrtsministeriun in Berlin-Lankwitz zu­
rückkehrt in ihren Heimatort nach Wittenberge an der 
Eibe. Mit vier anderen Mädchen und 27 Jungen, alle 
im Alter zwischen 13 und 22 Jahren, gründet sie den 
alten Schwimm klub neu. Man trifft sich heimlich, und 
dabei fallen harte Worte gegen die russischen Besatzer, 
die wegen eines Vereinsverbots zum Verstecken und 
zur Heimlichtuerei zwingen. Jugendl iche bedenken eben 
nicht die Gefahr. 

Irgendwie kriegen die Besatzer Wind von den stür­
mischen Schwimmern. Über Nacht werden alle 32 abge­
holt und bekommen vor einem Militärtribunal der Roten 
Armee den Prozeß als " illegale Widerstandsgruppe" 
gemacht. Elf Todesurteile werden verhängt und sieben 
kurz darauf vollstreckt. Zu den vier, die auf ihre Hin­
richtung stündlich warten , gehört Karin-Rut. 121 lange 
Tage rechnet sie damit, den nächsten Morgen nicht zu 
überleben, erst dann wird sie zu einer zehnjährigen 
Freiheitsstrafe begnadigt. Auf den Tag genau sitzt sie 
die zehn langen Jahre ab: "Vom GPU-Keller über die 
Festung Torgau kam ich nach Sachsenhausen . " Im De­
zember 1955 wird sie in die Bundesrepublik entlassen. 
Über die Lüneburger Heide kommt die junge Frau ohne 
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Jugendzeit nach Hannover, wo sie eine Anstellung 
in der Wohlfahrt bei der Stadt findet. In Hannover lernt 
sie den Witwer Dr. Georg Diederichs kennen und lieben. 

* 
Nahezu zweieinhalb Stunden hat es gedauert, be­

vor Karin-Rut Diederichs mir das erzählte. Freiwillig 
hätte sie es nicht getan . Wie schon anfangs gesagt, geht 
es ihr um die Sache. 

Aber ich möchte wissen , wieso sich eine Frau , die 
sich hauptsächlich auf ihre Familie konzentriert, trotz­
dem noch für den Zivilschutz engagiert. Dabei fällt der 
Satz : "Während meiner Gefangenschaft bildete sich bei 
mir das Gefühl zur Mitverantwortung und tätigen Hilfe." 

Frage, Antwort, Frage, Antwort - daraus ergibt sich 
der eben geschilderte Leidensweg . Nur, bei Karin-Rut 
Diederichs ist kein Funken der Verbitterung geblieben. 

* 
Wie hart müßte jetzt Ihre Kritik die verantwortlichen 

Politiker für die zivile Verteidigung treffen . Denn auf 
diesem Sektor spart sie nicht mit berechtigten Vor­
würfen . Die wichtigsten davon lauten : 

"Der gesamte Selbstschutz ist schlecht organisiert. 
Zuviele Einzelvereine denken bloß daran, wie sie ihre 
Eigenständigkeit rechtfertigen und den anderen an die 
Wand drücken können. " 

Die Hauptschuld gibt Karin-Rut Diederichs dem Ge­
setzgeber und damit jedem einzelnen Bundestagsabge­
ordneten : "Aus Bequemlichkeit schieben sie das Pro­
blem des Überlebens vor sich her, weil sie keine öffent­
liche Meinung zum Nachdenken zwingt. Auf die Idee, 
von sich aus darauf zu kommen, verfallen sie nicht. " 

Als Alternative bietet die Landesmutter Niedersach­
sens an : " Man sollte einen Verantwortlichen finden . 
Warum nicht den Verteidigungsmin ister? Für jede 
Mark, die er dann mehr in die militärische als in die zi­
vile Verte idigung steckte, sollte ihn das schlechte Ge­
wissen plagen. Wozu haben wir denn das Konzept der 
Gesamtverteidigung, das der zivi len Verteidigung 
ebenso viel Gewicht beimißt wie der militärischen?" 

Jedesmal , wenn sie Einrichtungen der Zivilvertei­
digung besucht, hat Karin-Rut Diederichs die Bilder von 
Biafra und Vietnam vor sich: " Dann schöpfe ich immer 
wieder die Hoffnung, wie bei meinem Aufenthalt in der 
Landesschule für den Selbstschutz in Voldagsen , wo 
Jugendliche zwischen 16 und 20 mit großer Begeiste­
rung an den Kursen teilnahlt1en , daß die Erkenntnis der 
Notwendigkeit zur zivilen Verteidigung bald mehr An­
hänger findet. " 

Schützenhilfe dafür leistet sie unaufhörlich : " Kann, 
wie es leider oft passiert, keiner von der Regierung zu 
einer Veranstaltung freiwilliger Helfer erscheinen, so 
möchte wenigstens ich ihnen zeigen, wie sehr ich als 
Frau des niedersächsischen Ministerpräsidenten ihr 
Engagement schätze." 

* 
Bleibt uns nach diesem Interview nur zu fragen 

übrig : "Warum, Herr Dr. Diederichs, treten Sie schon 
jetzt als Ministerpräsident von Niedersachsen zurück? 
Für Ihre Frau ist noch kein Ersatz gefunden ... " 
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DIE ERSTE 
WASSERSICHERSTELLUNGS 

VERORDNUNG 

Zum Wassersicherstellungsgesetz 

Unter dem 31 . März 1970 ist 
die Erste Wassersicherstellungs­
verordnung (1 . WasSV) ausgefer­
tigt und im Bundesgesetzblatt vom 
22. April 1970 (BGBI. I S. 357) ver­
kündet worden. Gemäß § 7 der 
Verordnung ist sie am Tage nach 
ihrer Verkündung, am 23. April 
1970, in Kraft getreten. 

Diese Rechtsverordnung ist die 
erste zu einem der fünf SichersteI­
lungsgesetze überhaupt. 1) Sie fin­
det ihre Rechtsgrundlage in § 3 des 
Wassersicherstellungsgesetzes vom 
24. August 1965. Sie enthält Vor­
schriften über 

1. die Grundsätze für die Be­
messung des lebensnotwendigen 
Bedarfs an Trinkwasser, des un­
entbehrlichen Umfangs bei der Ver­
sorgung mit Betr iebswasser und 
des Bedarfs an Löschwasser; 

2. die Grundsätze für die Be­
schaffenheit des Trink- und Be­
triebswassers. 

Mit dieser Rechtsverordnung 
haben nunmehr die planenden 
Stellen nach § 4 des Wassersicher­
stellungsgesetzes (WasSG) , das 
sind die Gemeinden und die Ge­
meindeverbände, die Möglichkeit, 
den Bau von Notbrunnen zur Trink­
wassernotverordnung zu planen 
unter Anwendung der Grundsätze 
für die Bemessung und die Be­
schaffenheit des aus ihnen gewon­
nenen Trinkwassers. 

A. Das WasSG vom 24. August 
1965, in Kraft seit dem 16. Sep­
tem ber 1965, wi rd seit dem 1. Ja­
nuar 1968 im Zuge der Bundesauf­
tragsverwaltung gemäß Art. 85 GG 
in Verbindung mit § 16 WasSG von 
den Ländern, den Gemeinden und 
den Gemeindeverbänden ausge­
führt. Ab 1. Januar 1968 lagen den 
zuständigen Landes- und Kommu­
nalverbänden in Form einer "vor­
läufigen Empfehlung " die Planungs­
grundsätze nach §§ 4 und 7 WasSG 
vor, die nunmehr in die Rechtsver­
ordnung übernommen worden sind . 
Diese Rechtsform schafft sowohl 
für die Verwaltung als auch für den 
Staatsbürger eine verbindliche 
Rechtsgrundlage zur Durchführung 
des Schwerpunktprogramms "Trink­
wassernotversorgung aus Brunnen 
und Que llfassungen " .2) 

Das WasSG enthält in § 1 
einen Katalog von Aufgaben, die 
zur Versorgung und zum Schutze 
der Zivilbevölkerung - sowie der 
Streitkräfte - auf dem Gebiete der 
Wasserwi rtschaft für Zwecke der 
Verteidigung zu erfüllen sind. Die 
beschränkten Haushaltsmittel des 
Bundes haben die Bundesregie­
rung gezwungen, die wichtigste 
Aufgabe herauszulösen und ihr 
Vorrang zu verleihen . Die Bundes­
regierung hat in ihrem dem Bun­
destag vorgelegten "Bericht über 
das Konzept der zivilen Verteidi-

gung und das Programm für die 
Zeit bis 1972" vom 20. Dezember 
1968 (BT-Drucksache V/3683, S. 8) 
u. a. festgestellt: "Trinkwasser ist 
für das Überleben fast noch wichti­
ger als Lebensmittel ". Dem "Trink­
wasser-Notprogramm" ist, unmittel­
bar nach dem Schutzbau-Programm, 
dem die Priorität 1 zuerkannt 
wurde, die Priorität 2 verliehen 
worden. Im weiteren Bericht vom 
13. Februar 1970 (BT-Drucksache 
VI/386) , erstattet auf Grund eines 
Beschlusses des Deutschen Bun­
destages vom 2. Juli 1969, hat die 
Bundesregierung eine organisato­
rische, personelle und materielle 
Verstärkung der Katastrophen­
schutzorganisationen als ihr wei­
teres Ziel aufgezeigt, daneben aber 
Grneut die Pflicht zur SichersteI­
lung der Versorgung der Bevölke­
rung u. a. mit Wasser betont. Mit 
dem Satze: " in besonderem Maße 
sind diese Verpflichtungen dort 
verbindlich, wo sie sich nicht nur 
aus Gründen der humanitären Für­
sorge oder aus Zweckmäßigkeits­
erwägungen ergeben, sondern wo 
außerdem auch gesetzliche Rege­
lungen zu Grunde liegen", wird auf 
unmittelbar geltendes Recht ver­
wiesen . Das gilt allgemein für die 
Vorsorgegesetze,3) im besonderen 
hier für das WasSG. 

Mit der Erwähnung des "Trink­
wassernotprogramms" ist die im 
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Jahre 1968 vom seinerzeit zustän­
digen Bundesminister für Gesund­
heitswesen4

) erstellte Konzeptions) 
angesprochen . Danach wird der 
Trinkwassernotversorgung der Zi­
vilbevölkerung 6) aus netzunabhän­
gigen Einzelbrunnen Vorrang zuer­
kannt. Die Bundesregierung hat in 
Überarbeitung und Fortschreibung 
der Finanzplanung über die bereits 
bekannten Mittelansätze für die 
Jahre 1968 bis 19727

) hinaus hierfür 

im Jahre 1973 18 Mio. DM , 
im Jahre 1974 19 Mio. DM , 

also steigende Haushaltsmittel , vor­
gesehen. 

B. Im sachlichen Geltungsbe­
reich (§ 1 der Verordnung) erstrek­
ken sich die Bestimmungen auf 
Vorsorgemaßnahmen nach dem 
WasSG zur Deckung des notwen­
digen Bedarfes an Trinkwassers). 
zur Versorgung mit Betriebswas­
ser9

) im unentbehrlichen Umfang 
und zur Deckung des Bedarts an 
Löschwasser. Wenn auch der Trink­
wasserversorgung hier der Vorrang 
gebührt, sollen Wasserversorgungs­
anlagen , im Rahmen des Schwer­
punktprogramms, also Notbrunnen , 
zur Betriebswasser- und zur Lösch­
wasserversorgung mitherangezo­
gen werden , soweit ihre Spende­
leistung über den lebensnotwendi­
gen Bedarf der Zivilbevölkerung an 
Trinkwasser hinausgeht. 

1. Eine Planung der Baumaß­
nahmen der Notbrunnen muß zum 
Ausgangspunkt den Bedarf haben. 10) 

Der Bedarf an Trink- , Betriebs- und 
Löschwasser wird an Wassermen­
gen bemessen , die hierfür aus An­
lagen der zentralen Wasserversor­
gung und aus Einzelanlagen be­
reitgestellt werden müssen. Die 
Angaben über den zu erwarten~en 
Bedarf sind erforderlich für die 
Größenbestimmung der technischen 
Anlagen zur Wasserversorgung . 
Ohne die Grundsätze für die Be­
messung des Wasserbedarfs im V­
Fall ist es unmöglich , bereits in 
Friedenszeiten die Eignung vorhan­
dener Anlagen nachzuprüfen oder 
neue zu bauen . Der Planungstech­
niker braucht diese Kapazitätswerte, 
" Regelwerte " genannt, für seine 
technischen Anlagen . 
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In Friedenszeiten ist der Was­
serbedarf höher als in Notzeiten . 
Mit der Ermittlung des Wasserbe­
darfs und der Festlegung von Was­
serbedarfszahlen in Friedenszeiten 
hat sich der Deutsche Verein von 
Gas- und Wasserfachmännern 
(DVGW) befaßt. In der Zeitschrift 
GWF, Heft 28/1969, Seite 773 bis 
775, sind die ermittelten Wasser­
bedarfszahlen veröffentlicht. Dieser 
vom April 1969 stammende Entwurf 
ist inzwischen überarbeitet worden 
und zeigt nach dem Stande vom 
4. März 1970 in seiner noch nicht 
veröffentlichten Endfassung geringe 
Abweichungen auf ; sie können hier 
unberücksichtigt bleiben . Der im 
Entwurf April 1969 ermittelte " Haus­
haltsbedarf " erfaßt sowohl den 
häuslichen Bedarf der Bevölkerung 
als auch den "aus erhebungstech­
nischen Gründen nicht ausglieder­
baren Bedarf des Kleingewer­
bes " .l1 ) Nach Gemeindegrößenklas­
sen wird bei Orten unter 2000 Ein­
wohnern der Haushaltsbedarf mit 
65 Liter je Einwohner und Tag an­
gegeben, er steigt dann bei Orten 
mit mehr als 200000 Einwohnern 
auf 120 Liter je Einwohner und Tag 
an. Nach Wohngebäudetypen staf­
felt er sich von Einfachwohnungen 
mit 60 bis 80 Liter je Einwohner 
und Tag über Einfamilien-Einzel­
häuser mit WC und Badewanne 
(100 bis 200 Liter je Einwohner und 
Tag) bis zu Komfortwohnungen (mit 
sanitärer Höchstausstattung) auf 
200 bis 400 Liter je Einwohner und 
Tag . Der Einzelbedart für häus­
liche Zwecke ist für Trinken und 
Kochen mit 3 Liter (immer je Ein­
wohner und Tag), für Wäsche­
waschen mit 20 Liter, für Geschirr­
spülen mit 4 Liter, für Raumreini­
gen mit 3 Liter, für Körperpflege 
(ausschließlich Baden) mit 10 Liter, 
für WC mit 20 Liter, für Baden und 
Duschen mit 20 Liter ermittelt. Ver­
fügen die Haushaltungen über Ge­
schirrspül- und Waschmaschinen , 
schnellt der Bedarf um weitere 10 
bis 25 Liter bzw. 100 bis 180 Liter 
hoch.12

) 

In Notzeiten ergeben sich 
zwangsläufig Einschränkungen im 
Wasserbedart gegenüber dem frie­
densmiißigen Verbrauch . Das gilt 

besonders im Verteidigungsfall. Das 
WasSG spricht daher auch in § 1 
Nr. 1 und in § 3 Nr. 2 vom " lebens­
notwendigen Bedarf an Trinkwas­
ser ". Dieser lebensnotwendige Be­
darf war bislang stark umstritten . 

Zu Vergleichszwecken dürften 
folgende Zahlen von Interesse sein : 

Liter 
Autowäsche mit Eimer 20- 40 
Autowäsche mit Schlauch 100-200 
Krankenhäuser je Tag 
und Bett 250-600 
Kasernen je Mann und 
Tag 200-400 
Schlachthöfe je Stück 
Großvieh 300-400 
Kaufhäuser (mit Klima-
anlage, Restaurants 
u. ä.) je Beschäftigten 
und Tag 400-900 

Er erfährt eine unterschied­
liche Beurteilun\:j nach örtlicher 
Situation und Zeitraum. 

a) Für den Aufenthalt im 
Schutzraum, innerhalb einerSchutz­
raumgemeinschaft für ruhende 
Menschen , beschränkt auf einen 
Schutzraumaufenthalt von 14 Ta­
gen, ist er vom Bundesgesundheits­
rat ermittelt worden. Diesen Ermitt­
lungen lag zu Grunde ein Gutach­
ten des Bundesgesundheitsamtes 
vom 6. November 1963, in dem eine 
Staffelung eines Wasserverbrau­
ches innerhalb der ersten drei Tage 
(6 Liter je Kopf und Tag). nach ins­
~esamt sieben Tagen für jeden 
dritten Tag eine Wassermenge von 
20 Liter je Kopf und Tag , vorge­
schlagen wurde . Nach einem neuer­
lichen Gutachten des Bundesge­
sundheitsamtes vom 4. Februar 
1965 wurde ein einheitlicher Was­
serbedarf als lebensnotwendiger 
Mindestbedarf mit 2,5 Liter Trink­
wasser je Kopf und Tag zu Grunde 
gelegt. Diesem Gutachten schloß 
sich der Bundesgesundheitsrat nach 
eingehender Erörterung der ein­
schlägigen Fragen an mit folgen­
dem Votum : 

"Allen Bevorratungsmaßnah-
men für den Verteidigungsfall muß 
ein lebensnotwendiger Mindest­
bedarf von 2,5 Liter Trinkwasser je 
Kopf und Tag zu Grunde gelegt 



werden. Dieser Mindestbedarf gilt 
für Personen aller Altersklassen 
und ist für einen Zeitraum bis zu 
14 Tagen tragbar." 

Dieses Votum war entschei­
dend bestimmt durch die Sonder­
heiten des Schutzraumaufenthaltes, 
nicht zuletzt durch die Forderung 
"wenig Wasser auf geringem 
Raum ". Der für die Unterbringung 
von Menschen dringend benötigte 
Aufenthaltsraum sollte nur im 
äußerst beschränkten Umfange 
durch Vorratslagerung von Wasser 
und Nahrungsmitteln eingeschränkt 
werden. 

b) In Abweichung hiervon muß 
der lebensnotwendige Bedarf an 
Trinkwasser ermittelt werden für 
die Teile der Bevölkerung, die 
außerhalb des Schutzraumes und 
der Schutzraumgemeinschaft einer 
Beschäftigung nachgehen, bei de­
nen also die Aufrechterhaltung des 
Lebens des Individuums aus medi­
zinischen Gründen die Einhaltung 
hygienischer Mindestanforderungen 
verlangt. Hierzu wurden in Ver­
gleich gezogen die Trinkwasser­
mengen bei Schiffen, die bei Kriegs­
schiffen mit höchstens 50 Liter je 
Kopf und Tag seit langem üblich 
waren. Das Bundesgesundheitsamt 
ermittelte hier einen Trinkwasser­
bedarf von 48 Liter je Kopf und 
Tag außerhalb eines Haushaltsbe­
vorratsprogrammes, das unter­
schiedlich, von anderen Gesichts­
punkten als denen der Raum- und 
Zeitfrage in einem Schutzbunker, 
bestimmt werden kann . Zur Vermei­
dung untragbarer Mißstände und 
einer Seuchengefahr, nicht zuletzt 
beim unerläßlichen Abspülen von 
Fäkalien wurde ein Mindestbedarf 
von 50 Liter je Kopf und Tag fest­
gestellt. 

Der Bundesgesundheitsrat hat 
in einem Votum vom 5. März 1970 
sich zu der Frage geäußert: 

"Wie hoch ist nach § 3 Nr. 1 
des Wassersicherstellungsgesetzes 
der lebensnotwendige Bedarf an 
Trinkwasser außerhalb eines 
Schutzraumes und außerhalb eines 
Haushaltsbevorratungsprogrammes 
zu bemessen?" 

Dieser Äußerung in der Voll­
versammlung des Bundesgesund­
heitsrates vom 5. März 1970 und 
dem hieran sich anschließenden 
Votum des Bundesgesundheitsra­
tes gingen eingehende Ermittlun­
gen seines Ausschusses (9) " Was­
ser und Abwasser " voraus. Dieser 
Fachausschuß kam in seiner Sit­
zung vom 4. Februar 1969 zu fol­
gendem Beschluß : 

"Der vom Bundesgesundheits­
rat am 29. Juni 1965 festgelegte 
Mindestbedarf an Trinkwasser von 
2,5 I/Kopf und Ta~ gilt nur für die 
Bevorratung für nicht arbeitende 
Menschen während der auf maxi­
mal 14 Tage zu begrenzenden 
Oberlebensphase in der Betreu­
ungsgemeinschaft des Schutzrau­
mes. Nach dieser, soweit wie mög­
lich abzukürzenden Zeit vergrößert 
sich der lebensnotwendige Min­
destbedarf auf ca. 15 I/Kopf und 
Tag. Um die Entwicklung von un­
tragbaren allgemein-hygienischen 
Mißständen und Seuchengefahren 
zu verhindern, muß nach weiterer 
Stabilisierung der Verhältnisse ein 
Mindestbedarf von 30 I/Kopf und 
Tag zu Grunde gelegt werden." 

Das abschließende Votum des 
Bundesgesundheitsrates vom 5. 
März 1970, beschlossen auf der 
Vollversammlung des Bundesge­
sundheitsrates des gleichen Tages, 
ergänzt den Fachausschußbericht 
und lautet : 

"Der Bundesgesundheitsrat hat 
bereits am 29. Juni 1965 ein Votum 
zu der Frage erstattet, wie hoch 
nach § 3 Nr. 1 des Entwurfs eines 
Wassersicherstellungsgesetzes der 
lebensnotwendige Bedarf an Trink­
wasser für die Haushalts- und 
Schutzraumbevorratung zu bemes­
sen sei. 

Der in diesem Votum genannte 
Mindestbedarf an Trinkwasser von 
2,5 I pro Kopf und Tag (I/KT) gilt 
nur für die Bevorratung für nicht 
arbeitende Menschen während der 
Oberlebensphase in der Betreu­
ungsgemeinschaft des Schutzrau­
mes. 

Außerhalb eines Schutzraumes 
und unabhängig von einem Haus-
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haltsbevorratungsprogramm ist der 
Bedarf der Bevölkerung auf 15 I/KT 
zu bemessen, soweit eine netzunab­
hängige Notversorgung aus EinzeI­
brunnen erfolgen soll. 

Durch Bereitstellung dieser 
Menge allein ist die Entwicklung 
von untragbaren Mißständen und 
von Seuchengefahren nicht zu ver­
hindern. Gesicherte hygienische 
Verhältnisse können erst dann er­
reicht werden, wenn der Bevölke­
rung eine Wassermenge von min­
destens 50 I/KT zur Verfügung ge­
steilt wird. Derartige Wassermen­
gen können nur durch eine zen­
trale Trinkwasserversorgung gelie­
fert werden. Diese behält daher 
auch in Notzeiten ihre vorrangige 
Bedeutung. " 

c) Abgesehen von diesen aus 
allgemeinhygienischen und aus 
seuchenhygienischen Gesichtspunk­
ten angestellten Überlegungen wa­
ren die Regelwerte auch umstritten 
aus finanziellen Erwägungen. Um 
die Kosten für den Bau eines Not­
brunnens möglichst gering zu hal ­
ten, wurde im Verlauf der Verhand­
lungen die Auffassung vertreten , 
daß für den lebensnotwendigen 
Bedarf gemäß § 3 Nr. 1 WasSG 
(außerhalb des Schutzraumes und 
im Zeitraum von mehr als 14 Ta­
gen) ein Regelwert von 5 Liter je 
Kopf und Tag genüge, der, nach 
hydrogeologischen Gegebenheiten 
bis zu 8, allenfalls " bis zu 15 Liter 
je Kopf und Tag " ansteigen kann. 

Im Verlaufe der langwierigen 
Verhandlungen wurden diese Über­
legungen , insbesondere von den für 
die Durchführung der Vorsorge­
maßnahmen zuständigen obersten 
Landesbehörden , als nicht vertret­
bar zurückgewiesen . Eine Formu­
lierung " ... bis zu . . . " läßt klare 
Planungen nicht zu . Eine feste Zahl 
als Regelwert, nur gering über­
oder unterschreitbar, ist unerläß­
lieh . Überdies sind Kostenüberle­
gungen beim Bau von Notbrunnen 
nicht einfach nach geringeren Ko­
sten für Flachbrunnen , die eine ge­
ringere Spendeleistung erbringen , 
und nach höheren Kosten für Tief­
brunnen, die höhere Spendelei -
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stungen zeigen, anzustellen . Flach­
brunnen sind zwar billiger als Tief­
brunnen. Beide Brunnenarten er­
fordern jedoch für jeden Brunnen 
eine fixe Grundsumme. Sie liegt im 
Durchschnitt zwischen 10000 bis 
15000 DM für einen mit elektri­
scher Motorpumpe betriebenen 
Brunnen, bei einer angenomme­
nen Standardtiefe von rund 30 Me­
ter. Muß ein Brunnen tiefer ausge­
bracht werden , erwachsen zusätz­
liche Kosten , die nach Erfahrungs­
sätzen durchschnittlich 1000 DM je 
Meter betragen. Mit einem tieferen 
Brunnen lassen sich jedoch zumeist 
höhere Spendeleistungen erzielen. 
Oftmals bedingen hydrogeologische 
Eigenarten des Standortes des 
Brunnens eine größere Tiefe, die 
bis zu 200 Meter gehen kann . Der 
Gedanke, durch Flachbrunnen in 
größerer Zahl an Stelle von Tief­
brunnen in geringerer Zahl eine 
bessere Ausnutzung der zur Ver­
fügung stehenden Haushaltsmittel 
zu erreichen, hat sich somit als 
nicht praktikabel erwiesen. Mit Re­
gelwerten ..... bis zu 15 Liter je 
Kopf und Tag " können die planen­
den Behörden aber auch nicht 
praktisch arbeiten . Sie brauchen 
einen festen Regelwert, von dem 
sämtliche Planungen, auch die 
Wahl des Standortes des Brunnens, 
ausgehen müssen. Dieser Regel­
wert mit 15 Liter je Person und Tag 
hat nunmehr seinen Niederschlag 
in § 2 Abs. 1 der Verordnung ge­
funden. 

2. Bei der Festlegung der Re­
gelwerte in Abs. 2 des § 2 der 
Verordnung wurde weiter unter­
schieden nach dem lebensnotwen­
digen Bedarf an Trinkwasser für 
einen in Krankenanstalten , Pflege­
heimen u. ä. untergebrachten pfle­
gebedürftigen Menschen und einen 
in chirurgischen Anstalten, Infek­
tionskrankenanstalten oder den 
entsprechenden Fachabteilungen in 
Krankenanstalten betreuten Men­
schen. Die in § 2 Abs. 2 der Ver­
ordnung hierfür ermittelten Werte 
von 75 bzw. 150 Liter je Kranken­
bett und Tag stellen das Ergebnis 
dieser Überlegungen dar. Die Re­
gelwerte für das zu diesen Anstal­
ten und Heimen gehörende Stamm-
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personal ergeben sich aus Abs. 1 
des § 2 der Verordnung. 

Für Betriebe und Anstalten, 
deren Weiterarbeit nach der Zivil­
verteidigungsplanung unerläßlich 
ist, konnte generell der lebensnot­
wendige Bedarf an Trinkwasser 
nicht ermittelt werden. Zu den hier 
angesprochenen Betrieben und An­
stalten zählen u. a. Betriebe der 
Ernährungsindustrie, wie Molke­
reien , Schlachthöfe, und Arznei­
mittelwerke. Sie benötigen für ihre 
Produktion Wasser von Trinkwas­
serqualität. Sollen sie nach der zi­
vilen Verteidigungsplanung auch 
im V-Fall weiterarbeiten , muß ihr 
Bedarf an Trinkwasser gesichert 
sein. Für jeden Betrieb ist auf 
Grund der im Verteidigungsfall ge­
gebenen Produktionsauflagen, nach 
Art und Umfang der Leistungen, 
nach den vorhandenen technischen 
Anlagen und Einrichtungen sowie 
unter Berücksichtigung der Zuliefe­
rungsmöglichkeiten der Vorpro­
dukte der Bedarf im einzelnen zu 
ermitteln. Aus diesem Grunde wur­
de die weiche Formulierung des 
Abs. 3 von § 2 der Verordnung ge­
wählt. Sie steht in einem inneren 
Zusammenhang mit der Formulie­
rung des § 4 der Verordnung, der 
sich auf die Bemessung des Be­
darfs an Betriebswasser in unent­
behrlichem Umfang erstreckt. 

Für die Haltung von Nutztie­
ren sind in Abs. 4 des § 2 der Ver­
ordnung Regelwerte festgelegt mit 
40 Liter je Großvieheinheit und 
Tag. Als Großvieheinheit in diesem 
Sinne gelten 

1 Pferd oder ein Rind über zwei 
Jahre, 

2 Pferde oder 2 Rinder unter zwei 
Jahren, 

5 Schweine, 

10 Schafe. 

Andere Nutztiere, wie Klein­
vieh (hierzu zählen Hühner, Gänse 
u. ä.), müssen im Gesamtlebondge­
wicht hierauf bezogen werden. In 
diesem Zusammenhang wird an­
statt von Trinkwasser besser von 
Tränkwasser gesprochen , das den 

in Stallungen gehaltenen Nutztie­
ren zugeführt wird . Die Versorgung 
der Nutztiere mit Tränkwasser in 
Trinkwasserqualität muß sicherge­
stellt sein, weil diese Tiere für die 
Gewinnung von Lebensmitteln (z. B. 
Fleisch , Milch, Eier) unentbehrlich 
sind und eine Infektion des Men­
schen beim Verzehr dieser Lebens­
mittel durch gegebenenfalls mit 
dem Tränkwasser aufgenommene 
Krankheitserreger und andere Stoffe 
in gesundheitsschädlicher Konzen­
tration nicht auszuschließen ist. Der 
Ausdruck .. Nutztiere" schränkt den 
Einzugsbereich für einen lebens­
notwendigen Bedarf an Tränkwas­
ser in Trinkwasserqualität ein . 
Haustiere bleiben unberücksichtigt. 
Werden jedoch Haustiere als Tiere 
zu Dienstverrichtungen (z. B. Wach­
hunde) oder für Zuchtzwecke (z. B. 
in Hundezwingern) verwendet, ist 
ihr Trinkwasserbedarf mit zu be­
rücksichtigen . Die hier ermittelten 
Werte beruhen auf den im Jahre 
1957 als .. Mindestwassermengen 
für Mensch und Tier in Katastro­
phenfällen " festgestellten Bemes­
sungszahlen, veröffentlicht in der 
Zeitschrift GWF "Wasser, Abwas­
ser", Heft 40/1957, Seite 1017. 

Die Regelwerte sind technische 
Werte, deren der planende Tech­
niker für seine Maßnahmen bedarf. 
Aus der Formulierung ... .. in der 
Regel .. . " in Verbindung mit der 
jeweiligen Zahl (§ 2 Abs. 1 bis 4 
der Verordnung) ist zu ersehen, 
daß der Brunnen grundsätzlich 
diese Menge, multipliziert mit der 
Zahl der aus ihm im Einzugsbereich 
zu versorgenden Personen usw., als 
Spendenleistung 13) erbringen soll. 
Abweichungen nach oben und nach 
unten sind zulässig und oft aus 
den Bedingungen des Einzelfalles 
heraus unumgänglich. Die festge­
setzten Litermengen geben dem 
Staatsbürger jedoch keinen Rechts­
anspruch auf eine entsprechende 
Literzuteilung im V-Falle. Für die 
Wasserversorgung im V-Falle ist 
weder eine Rationierung des Trink­
wassers vorgesehen noch möglich . 
Die Menge des zur Verfügung ste­
henden Trinkwassers bestimmt sich 
im Einzelfall aus der jeweiligen 
Lage. (Forts. ZIV. 7/8-70) 



Joachim 
Rudersdorf 

-1ft 
T rinkwasser ist im Bericht der 

Bundesregierung über die 
Zivilverteidigung als lebens­

wichtiges Gut apostrophiert. Zur Si­
ehersteIlung einer netzunabhängi­
gen Versorgung mit unverseuchtem 
Wasser fördert sie im Rahmen 
ihres finanziell recht begrenzten 
Notstandsprogramms vordringlich 
den Bau von Einzelbrunnen. 

Nach der grundlegenden Arti ­
ke lserie " Das Wassersicherste l­
lungsgesetz - in neuer Sicht " von 
Ministe ri alrat Dr. Horst Roeber in 
Zivilschutz 1969 - Heft 9-11 -
soll vom kommunalen Standort aus 
über die neue Aufgabe berichtet 
werden . 

Im Frühjahr 1968 beauftragte 
der Regierungspräsident in Köln 
als zuständige Behörde im Sinne 
des WasSG I) den Oberstadtdirek­
tor, sein Gebiet unter Berücksichti­
gung der Daten der Planungsgrund­
lagen2

) zum Schwerpunktprogramm 
der "Trinkwassernotversorgung aus 

Ergänzend zu den vorstehenden 
Ausführungen über die Notbrun­
nen berichtet Joachim Rudersdorf 
über die Planung von Brunnen 
für die Trinkwassernotversorgung 
der Bevölkerung in einem Vertei­
digungsfall - hier in Köln. 

Brunnen und Quellfassungen " des 
Bundesministers für Gesundheits­
wesen zu überprüfen und ihm das 
Ergebnis bis Ende Mai mitzuteilen. 

I. Zuständigkeitsregelung 

Mit diesem Auftrag stellte sich 
zunächst die Frage, welche Stelle 
der städtischen Verwaltung ihn 
durchzuführen habe. Innerhalb der 
staatlichen Behördenorganisation 
ist fo lgende Zuständigkeitsregelung 
getroffen : 

Bund: Nach dem auf § 9 der 
Geschäftsordnung der Bundesregie­
rung 3) gestützten Organisations­
erlaß vom 18. 11 . 1969 hat der Bun­
deskanzler die Zuständigkeit für 
die zum Geschäftsbereich des bis­
herigen Bundesministers für Ge­
sundheitswesen gehörenden Auf­
gaben auf dem Gebiet der Wasser­
wirtschaft - zu diesem werden 
auch die nach dem WasSG gerech­
net - auf den Bundesminister des 
Innern übertragen. 

Land Nordrhein-Westfalen 
Oberste Landesbehörde : Das 
WasSG und die auf Grund des 
WasSG ergangenen Rechtsverord­
nungen werden von den Ländern 
einschließlich der Gemeinden und 
Gemeindeverbände im Auftrag des 
Bundes4

) ausgeführt5
) . Entspre­

chend der grundgesetzlichen Rege­
lung 6) richten die zuständigen 
obersten Bundesbehörden ihre 
Weisungen an die obersten Lan­
desbehörden, die wiederum den 
weiteren Vollzug sicherzustellen 
haben. Adressaten der Weisungen 
des Bundesministers des Innern 
zur Durchführung des WasSG sind 
die für die Wasserwirtschaft zu­
ständigen obersten Landesbehör­
den , im Lande Nordrhein-Westfa­
len ist dies der Minister für Ernäh­
rung , Landwirtschaft und Forsten7) . 

Landesmittelbehörde : Zustän­
dige Behörde i. S. d. § 26 Abs. 1 
WasSG und damit kompetent für 
eine Vielzahl von Aufgaben im Rah-
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men der Durchführung des Geset­
zes ist die obere Wasserbehörde, 
nach dem nordrhein-westfälischen 
Wassergesetz8

) der Regierungsprä­
sident. 

Innerhalb dieser hinsichtlich 
ihres Kompetenzbereichs universal 
sachlich zuständigen Behörde9) 

sind nach dem für die Bezirksregie­
rungen des Landes verbindlichen 
Mustergeschäftsverteilungsplan des 
Innenministers1o

) die Aufgaben der 
Wasserwirtschaft , zu denen auch 
die Angelegenheiten der Wasser­
versorgung im Rahmen der zivilen 
Verteidigung gehören , dem Dezer­
nat 64 - Wasserrecht und Wasser­
wirtschaft - zugewiesen. Bei der 
Wahrnehmung dieser Aufgaben un­
tersteht der Regierungspräsident 
der Fachaufsicht des Ministers für 
Ernährung , Landwirtschaft und For­
sten, da er ja in dessen Geschäfts­
bereich tätig wird 11

) . 

Stadt Köln: Planungsträger ist 
nach § 4 des Gesetzes die Stadt. 
Darüber, welcher Stelle der städti­
schen Verwaltung die Planung ob­
liegt, ist keine Regelung getroffen, 
insbesondere fehlt eine §26 WasSG 
ähnliche aufgabenorientierte Ver­
knüpfung . 

Die Durchführung der anstehen­
den Vorsorgemaßnahme, insbeson­
dere aber ihre Planung, erfordert 
umfassende Kenntnisse in den bei­
den Bereichen Zivilverteidigung und 
Wasserwi rtschaft 12). 

Der Oberstadtdirektor hat in 
Ausübung seines Rechtes, die Ge­
schäfte zu leiten und zu verteilen l3 ) , 

entschieden, daß das zur Rechts- , 
Sicherheits- und Ordnungsverwal­
tung gehörende Stadtamt für Zivil­
schutz unter Beteiligung eines Ar­
beitskreises, in dem sämtliche durch 
die Maßnahme betroffenen Stellen 
innerhalb und außerhalb der Ver­
waltung vertreten sind , die Auf­
gaben nach dem WasSG wahr­
nimmt. 

Bei stärkerer Würdigung des 
wasserwirtschaftlichen Faktors der 
Aufgabe wäre auch eine andere 
Organisationsentscheidung denkbar 
gewesen. 

Der Verfasser hat festgestellt , 
daß bei einer Reihe von Kreisen 
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und kreisfreien Städten insbeson­
dere Stellen der Bauverwaltung mit 
der Planung befaßt sind. 

11. Einzelheiten zur Kölner Planung 

1. Drei Planungsabschnitte: Art 
und Umfang der Planung sowie die 
Größe des Stadtgebiets haben es 
notwendig gemacht, den Planungs­
raum zu teilen . Im Rahmen des er­
sten Planungsabschnittes wurde 
der rechtsrheinische Teil des Stadt­
gebiets auf die Anlage von Notver­
sorgungsbrunnen hin überprüft. 
Dem ersten Abschnitt , in dem ca. 
ein Drittel der Kölner Bevölkerung 
wohnt , sollen zwei weitere folgen . 
Es wird angestrebt, die vorgeschla­
genen bzw. noch vorzuschlagenden 
Maßnahmen in den Jahren 1970 bis 
1972, also noch in dem Zeitraum , 
den der Bericht der Bundesregie­
rung über das Konzept der Zivilen 
Verteidigung und das Programm 
für die Zeit bis 197214

) behandelt , 
zu realisieren. 

2. Bestandsaufnahme: Nach den 
Planungsrichtlinien (vgl. Anm. Ziff. 2) 
und -hinweisen des Regierungsprä­
sidenten waren zunächst sämtliche 
betriebenen und nicht mehr betrie­
benen Brunnen zu erfassen und 
durch eine Vielzahl von technischen 
Angaben zu beschreiben . 

Den Brunneneigentümern der 
öffentlichen Hand wurden die Er­
hebungsbögen unmittelbar zugelei­
tet , bei privaten Wasserfassungen 
war die Stelle der städtischen Ge­
sundheitsverwaltung, der die Auf­
gaben der örtlichen Wasserbehörde 
übertragen sind, eingeschaltet. 
Diese hat im Rahmen der landes­
rechtlichen Vorschriften über die 
Gewässeraufsicht die Daten, sofern 
sie aus ihren eigenen Unterlagen 
nicht zu entnehmen waren , ermit-
telt. . 

3. Bedarfsermittlung: Ausgehend 
von der Bestandsaufnahme wurde 
festgestellt , welche Brunnen für die 
Trinkwassernotversorgung heran­
gezogen werden können . Eine oder 
mehrere der als geeignet erkann­
ten Anlagen wurden einem Versor­
gungsbereich zugeordnet. Bei der 
Abgrenzung der Bereiche waren 
folgende Gesichtspunkte zu berück­
sichtigen: Die Transportentfernung 

von Brunnenstandort zu den Be­
darfsplätzen sollte 750 m nicht über­
schreiten , schwer überwindbare 
Hindernisse (Eisenbahnanlagen , 
Hoch- und Tiefstraßen) sowie grö­
ßere Flächen ohne Wohnbebauung 
waren damit zwangsläufig an der 
Peripherie der Bereiche anzuord­
nen. Von der durch die technische 
Ausgestaltung des Regelbrunnens 
bedingten Versorgungsleistung von 
6000 Menschen bei 15stündiger 
Betriebszeit konnte in Anbetracht 
der Unterschiedlichkeit der einzel ­
nen Anlagen vielfach abgewichen 
werden : 

- Im Planungsraum liegen 4 Werke 
der öffentlichen Wasserversorgung . 
Von diesen gehen strahlenförmig 
die Hauptversorgungsleitungen aus. 
Es ist damit zu rechnen, daß die 
Wasserversorgung in unmittelbarer 
Umgebung eher betriebsbereit 
bleibt als in werksfernen Bereichen . 
Zudem verfügen die Versorgungs­
gesellschaften über Einrichtungen 
zurWasserverteilung (Kesselwagen), 
die im Bedarfsfall aus Effektivitäts­
gründen zunächst hier eingesetzt 
werden dürften. Die Abgrenzung 
größerer Bereiche war hinsichtlich 
Bevölkerungszahl und Ausdehnung 
gerechtfertigt. 

- Ähnliche Überlegungen gelten 
den Versorgungsbereichen , in denen 
große Industriebetriebe mit eigener 
Wasserversorgung liegen. Eine Mit­
versorgung der umwohnenden Be­
völkerung bei Ausfall des öffent­
lichen Netzes ist hier eher möglich 
als bei den Anlagen, die nicht in 
einen solchen Komplex einbezogen 
sind. 

In den Bereichen, in denen 
nicht auf bereits vorhandene Brun­
nen zurückgegriffen werden kann, 
sollen neue Anlagen gebaut wer­
den. Bei der Bereichsabgrenzung, 
die allen aufgezeigten Kriterien 
Rechnung zu tragen hatte, machte 
die Auflage, die Versorgungsziffer 
von 6000 Menschen nicht zu über­
schreiten , einige Schwierigkeit: Die 
Grenzen der Versorgungsbereiche 
stimmen mit denen der häufig 
gleich großen Stadtbezirke nicht 
überein , da bei deren Abgrenzung 
andere Gesichtspunkte maßgebend 
waren. Als Grundlage für die Fest­
stellung der Einwohnerzahl wurde 



deshalb eine vom Statistischen Amt 
der Stadt erstellte Sonderauszäh­
lung der Bevölkerung innerhalb 
von Straßenblocks herangezogen. 

4. Standortwahl der Notversor­
gungsbrunnen: Neben den stand­
ortmäßigen Voraussetzungen, die 
Gewähr dafür bieten , daß eine Ver­
unreinigung des zu fördernden 
Grundwassers ausgeschlossen und 
der Betrieb der Anlage durch Ein­
sturz der umstehenden Gebäude 
nicht gefährdet ist, war hinsichtlich 
des Besitzverhältnisses geboten, 
nur Grundstücke in Anspruch zu 
nehmen, die im Eigentum der öf­
fentlichen Hand stehen . Bei deren 
Auswahl war in erheblichem Um­
fang der Arbeitskreis eingeschaltet, 
da ja gerade hier in vielfacher Weise 
die Belange der einzelnen Fach­
dienststellen und der beteiligten 
dritten berührt waren . 

5. Planungsergebnis: Der Ober­
stadtdirektor hat - durch umfang-

reiche Planungsunterlagen begrün­
det - dem Regierungspräsidenten 
vorgeschlagen, im rechtsrheinischen 
Teil des Stadtgebietes 31 Brunnen 
zu' bauen. Von diesen sollen 17 auf 
Schulgrundstücken, 4 im öffentlichen 
Straßenraum, 7 auf <:3rünflächen und 
3 auf privaten Grün- bzw. Platzflä­
chen errichtet werden. 

Über die Durchführung der 
Maßnahmen bringen wir in Kürze 
einen weiteren Bericht. 

• 
Anmerkungen : 

1) Gesetz über die SichersteIlung von Lei ­
stu ngen auf dem Gebiet der Wasserwirt­
schaft für Zwecke der Verteidigung (Was­
sersicherstellungsgesetz - WasSG) vom 
24. 8. 1965 (BGBI. I S. 1225) 

2) - Vorläufige Empfehlungen für die Pl a­
nung von Vorsorgemaßnahmen gem. §§ 4 
und 7 des Wassersicherstellungsgesetzes 
vom 24. 8. 1965 des Bundesm inisters für 
Gesundheitswesen - Stand : 4. 1. 1968 -
- Auszug aus dem Entwurf der Ersten und 
Zweiten Wassersicherstellungsverordnung 

3) vgl. hierzu auch Art . 65 GG 

4) Bundesauftragsverwaltung der Länder -
Art . 85 GG 

5) § 16 Abs. 1 WasSG 

6) Art. 85 Abs. 3 GG 

7) Der Ministerpräsiden t des Landes hat 
§ 4 Abs. 2 des Landesorganisationsgeset­
zes entsprechend die Geschäftsbereiche der 
obersten Landesbehörden durch seine Be­
kanntmachung vom 8. 1. 1963 (GV. NW. 
1963 S. 7) abgeg renzt. 

8) Wassergesetz für das Land Nordrhein­
Westfalen (LWG) vom 22. 5. 1962 (GV. NW. 
1962 S. 235) 

9) § 76 " d) 1 - Verwaltungsrecht " von 
Hans J . Wolft 

10) Innere Organisation der Bezirksregie­
rungen ; hier: Organisationsplan und Muster-
9 eschäftsverte i I u ng sp I an 
RdErl. des Innenministers vom 26. 8. 1965 
(MBI . NW. 65 S. 1260) 

11) § 13 Abs. 2 Zift . 1 des Gesetzes über 
die Organisation der Landesverwaltung -
Landesorganisationsgesetz (LOG. NW.) vom 
10. 7. 1962 (GV. NW. 62 S. 421) und § 83 
I c) Verwaltungsrecht " von Hans J. Wolft 
12) Anm . 3. zu § 4 WasSG im Kommentar 
von Roth-Dickenbrok 

13) § 53 Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen i. d . F. der Bekannt­
machung vom 11 . 8. 1969 (GV. NW. S. 656) 

14) Drucksache V/3683 

Garantierte 
Betriebssicherheit 

durch 

Elektro-Aggregate 

MOTOREN-WERKE MANNHEIM AG 
VORM. BENZ ABT. STAT. MOTORENBAU 

Wir liefern Notstromaggregate und Netzersatzanlagen in den 
leistungen von 40 bis 250 kVA zur Versorgung von Wasser-, 
luft- und Klimaanlagen und sonstiger elektrischer Geräte. 

Das Foto zeigt ein vollautomatisches Diesel-Bunkeraggregat 
mit 40 kVA, ausgerüstet mit einem aufgeladenen MWM-Vier­
takt Dieselmotor vom Typ TD 208-6, 57 PS bei 1500 U/min. 

Wir bauen geräuscharme, wassergekühlte Dieselmotoren als 
Antriebe von Spezialaggregaten für wartungsfreien 30 tägigen 
Betrieb. Wir beraten Sie unverbindlich. Bitte wenden Sie 
sich an: Motoren-Werke Mannheim AG . 6800 Mannheim . 
Carl-Benz-Straße . Telefon: 3841. 
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A uf dem 10. Ascheberger 
Gespräch, das der Bun­

desverband für den Selbst­
schutz am 8. April dieses Jah­
res veranstaltete , hielt Len­
nart Petterson aus Stockholm, 
Kanzleichef im Bereitschafts­
ausschuß für psychologische 
Verteidigung, ein Referat über 
" Die geistige Landesverteidi ­
gung Schwedens " . Er begrün­
dete die Notwendigkeit der 
"geistigen Verteidigung " mit 
dem historischen Hinter­
grund. Daß es Schweden ge­
lungen ist, nahezu 150 Jahre 
lang in Frieden zu leben , 
während ringsum die Welt in 
Flammen stand , hält Petter­
son für eine Folge der Neu­
tralitätspolitik, die mit der 
außenpolitischen Linie : 
"Bündnisfreiheit im Frieden­
Neutralität im Kriege " ge­
kennzeichnet werd en kann . 

Trotz 150 Jahre andauern­
den Friedens hat sich Schwe­
den auf die Aufklärung der 
Bevölkerung über die Total­
verteidigung eingestellt. "Wir 
legen somit den Schwerpunkt 
auf konkrete Information über 
die Verteidigung in ihrer Ge­
samtheit und ihre verschiede­
nen Zweige ", stellt der Vor­
tragende fest, und er hält die 
Aufklärung über die Totalver­
te idigung als die Hauptauf­
gabe in Friedenszeiten. Die 
Schwierig keiten zu solchem 
Unterfangen in einem demo­
kratischen Staat, in dem die 
Meinungsbildung nicht durch 
ein staatliches Organ gesteu­
ert sein soll, führt Lennart 
Petterson an und deren 
Meisterung . 

" In Schweden haben wir 
die Aufgabe so gelöst, daß es 
dem Staat, das heißt der Re­
gierung und dem Reichstag 
und vor allem dem Minister 
für die Landesverteidigung , 
obliegt, die Aufklärung für die 
Totalverteidigung zu betrei­
ben und aktiv daran teilzu­
nehmen . Von diesem Ge­
sichtspunkt aus ist es folge­
richtig, daß die Staatsgewalt 
die Verantwortung für die 
Verteidigungspolitik hat und 
über die Verteidigungsausga­
ben beschließt. Die Aufklä­
rung ist, unabhängig davon 
ob besondere Mittel hierfür 
bereitgestellt werden , ein in­
tegrierender Teil der Vertei-
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GIISTIGI 
LINDIS­

VIRTIIDIGUNG 
IN SCBWIDIN 

Ober einen Vortrag 
von 

Lennart Petterson, 
Stockholm 

digungskonzeption . Die Auf­
klärung über die Verteidigung 
darf nicht als eine Angelegen­
heit angesehen werden, die 
ausschließlich die Wehrmacht 
betrifft. Dies wäre nicht ge­
eignet, der Verteidigung die 
breite Verankerung im Volke 
zu geben , die für einen star­
ken Verteidigungswillen not­
wendig ist. " 

Man tut viel in Schweden 
für eine Aufklärung der Be­
völkerung über Kriegsgefah­
ren und zum Wecken und 
Wachhalten der Verteid i­
gungsbereitschaft. Neben der 
Aufklärungsarbeit der staat­
lichen Organe gibt es eine 
bedeutende Anzahl freiwilli­
ger Verteidigungsorganisatio­
nen. Diese haben hauptsäch­
lich die Aufgabe, die Ausbil ­
dung von Personal für die 
Totalverteidigung zu betrei­
ben. Die aktivste dieser Orga­
nisationen, " Volk und Vertei­
digung " , hält Ausbildungs­
kurse ab und gibt aufklärende 
Schriften heraus; sie zählt zu 
ihren Mitgliedern Personen 
aller Gruppen aus unter­
schiedlichsten sozialen und 
geistigen Verhältnissen und 
Personen in führenden Stei­
lungen anderer Verbände und 
Organisationen . Es besteht 
die Möglichkeit, Meinungen 
über die Verteidigungsbereit-

schaft der Bevölkerung aus 
allen Schichten zu sammeln 
und auszuwerten und damit 
gez ielt wiederum alle Kreise 
anzusprechen. " Der Schwer­
punkt der Tätigkeit ist gegen­
wärtig in hohem Grade auf 
die Jugendlichen gelegt, in 
Zusammenarbeit mit den de­
mokratischen Jugendverbän­
den, die ,Volk und Verteidi ­
gung ' angeschlossen sind. " 
Die Organisation erhä lt j ähr­
lich '/2 Million Kronen Staats­
zuwendungen, bleibt aber 
vom Staat völlig unabhängig. 

Petterson erhellt mit inter­
essanten Ausführungen die 
Stellung der Massenmedien 
Fernsehen und Rundfunk, die 
für eine Werbung oder Auf­
klärungsarbeit und Beeinflus­
sung zu positiver Einstellung 
der Bevölkerung zur Totalver­
teidigung nicht eigentlich her­
angezogen werden können. 
Die Zeitungen befinden sich 
in Privatbesitz, die schwedi­
sche Rundfunkgesellschaft ist 
formaljuristisch eine Privat­
gesellschaft, wenn auch der 
Staat im Vorstand die Majori­
tät hält. Das Programm wird 
von journalistischen Gesichts­
punkten her gestaltet, und es 
bleibt daher der Einstellung 
des jeweiligen Produzenten 
überlassen, ob man sich mit 
Verteidigungsproblemen be-

faßt. Petterson aber ist zuver­
sichtlich, was dieses Problem 
angeht, und meint, daß Ta­
gespresse sowie Rundfunk 
und Fernsehen "in ihrer Ge­
samtheit eine positive Ein­
stellung" zur Gesamtverteidi­
gung und den Verteidigungs­
anstrengungen einnehmen . 
Somit wird man sich also mit 
der Landesverteidigung be­
fassen , wird aber auch in völ­
liger Freiheit Kritik anbringen 
und sogar Agitationen links­
radikaler Vertreter zulassen. 

Trotz erheblicher Propa­
ganda gegen Wehrbereit­
schaft und Vereidigungswillen 
haben Meinungsumfragen 
und andere Erhebungen in 
Schweden einen ungebroche­
nen Verteidigungswillen der 
Bevölkerung festgestellt. Nicht 
einmal bei der Jugend zeigt er 
sich geschwächt. Interessant 
und zunächst verblüffend 
scheint eine Untersuchung 
des Verteidigungswillens 
nach der Invasion in der 
Tschechoslowakei im Herbst 
1968. Während sonst nach 
Krisen in der Welt stets eine 
Aufwärtsentwicklung sich ab­
gezeichnet hatte, wurde dies­
mal ein Sinken von 78 auf 
73 Prozent festgestellt. Der 
Vortragende nennt folgende 
Erklärung für dieses Verhal­
ten : " Ein Grund für diese 
Veränderung kann gewesen 
sein, daß die Tschechen kei­
nen militärischen , sondern 
nur einen zivilen , passiven 
Widerstand entgegensetzten . 
In der Presse und im Rund­
funk und Fernsehen wurde 
dieser nicht nur als einzigar­
tig , sondern auch als erfolg­
reich dargestellt. Der zivile 
Widerstand erhielt in den 
Massenmedien weit größere 
Proportionen , als ihm offen­
bar zukam, und ihm wurde 
eine weitaus größere Bedeu­
tung beigemessen , als er in 
Wirklichkeit hatte. Eine an­
dere Ursache ist wahrschein­
lich, daß die Anhänger des 
passiven Widerstandes die 
Gelegenheit benutzten, den 
zivilen Widerstand in der 
Tschechoslowakei als Beweis 
für die Richtigkeit ihrer Auf­
fassung hinzustellen - also 
eine Abwertung der militäri­
schen Verteidigung und eine 
Aufwertung des passiven Wi­
derstandes." Petterson hält 



keine der Versionen für "zu­
friedensteilend " und meint: 
" Immer noch sind drei Viertel 
des schwedischen Volkes der 
Ansicht, daß wir uns gegen­
über einem Angriff verteidi­
gen sollten - mit konventio­
nellen Waffen , wäre vielleicht 
hinzuzufügen. " 

Der Vortragende setzt sich 
mit der Meinungsbildung des 
einzelnen auseinander, weil 
sie mit den Massenmedien in 
zunehmendem Maße konfron­
tiert ist. " Es liegt auf der 
Hand , den Massenmedien 
und besonders ihren moder­
nen Ausdrucksformen, Rund­
funk und Fernsehen , eine ent­
scheidende Bedeutung beizu­
messen. Dies scheint jedoch 
nicht der Fall zu sein, viel­
mehr dürfte noch die persön­
liche Beeinflussung - von 
Mann zu Mann , von Mensch 
zu Mensch - eine größere 
Rolle spielen, wenigstens für 
die politische Meinungsbil­
dung." Petterson zeigt auf, 
daß Untersuchungen in 
Schweden das sogenannte 
"Zweistufensystem " bestäti­
gen, wonach die Meinungsbil­
dung in zwei Stufen vor sich 
geht : vom Meinungswecker 
über den Meinungsvermittler 
zu der Masse der Allgemein­
heit. Die Meinungsvermittler 
sollen in diesem Prozeß eine 
Schlüsselstellung einnehmen, 
da sie, meistens in Vereini­
gungen tätig, als Zeitungsle­
ser politisch unterrichtet, in­
nerhalb ihrer Vereinigungen 
und darüber hinaus aktiv wir­
ken können . Weil in den 
skandinavischen Ländern die­
se Volksbewegung eine 
starke Stellung einnimmt, 
eine ganz bedeutende in 
Schweden, nennt man sie die 
vierte Staatsmacht: den 
Schwedenverein . Ihm, näm­
lich den organisierten Mei­
nungsvermittlern, wird im­
mense Bedeutung innerhalb 
des Prozesses der Meinungs­
bildung beigemessen . Wir 
greifen aus dem Referat die 
Vorbereitungen für einen 
Ernstfall heraus. Das neu­
trale, seit Generationen in 
Frieden lebende Schweden 
ist bestens gerüstet, einem 
Überfall zu wehren. Im Jahre 
1954 wurde der " Bereit­
schaftsausschuß für die Ver­
teidigung", dessen Hauptauf-

gabe die Planung der Tätig­
keit im Kriege ist, durch Be­
schluß des Reichstages ein­
gerichtet. Er besteht aus der 
Leitung und einer Kanzlei. 
Der Ausschuß hat einen Vor­
sitzer und 14 Mitglieder. Die 
Kanzlei ist mit sechs haupt­
amtlichen Angestellten und 
zwei Sachverständigen be­
setzt. Die Mitglieder des Aus­
schusses vertreten sowohl die 
Behörden, den Oberbefehls­
haber der Wehrmacht, das 
Reichsamt für die zivile Lan­
desverteidigung , das Außen­
ministerium, wie auch die 
Presse (den Verband der Zei­
tungsverleger, den Journali­
stenbund, den Publizisten­
klub, TT Telegrammbüro der 
Zeitungen) , den Schwedi-

stand der Kriegsorganisation 
wird bei diesen Übungen fest­
gestellt. Wenn die geistige 
Verteidigung wirkungsvoll 
sein soll , erklärt Petterson, 
kann sie nicht bei Kriegsaus­
bruch erst improvisiert wer­
den . Sie muß im Frieden vor­
bereitet werden. Schweden 
hält sich an diese Maxime : 
Umfangreiche Evakuierungen 
sind vorgesehen, Verlagerung 
von Presse, Rundfunk und 
Fernsehen ; eine Dezentrali­
sierung der Massenmedien, 
Arbeit einer Staatlichen Auf­
klärungszentrale zur Erhal­
tung des Widerstandsgeistes 
der Bevölkerung und des Ver­
teidigungswillens. Ihre Haupt­
aufgaben : Neuheitsvermitt­
lung , Beratung über Ver-

Anzahl Wehrpflichtverweigerer in Schweden 1966-1969 
Jahr Anträge Entschiedene Stattgegebene Abgewiesene 

1966 835 
1967 1112 1210 1081 100 
1968 2033 1122 791 245 
1969 2077 1366 715 541 

Anzahl Totalverweigerer 

1967 61 1968 

sehen Rundfunk und die 
Volksbewegungen wie den 
Schwedischen Gewerkschafts­
bund , "Volk und Vertretung ", 
Frauenorganisationen und Ju­
gendorganisationen. Die breite 
Verankerung des Ausschus­
ses in den Organen stellt 
eine Stärke dar. 

Und so sieht die Ausbil­
dung kriegsdienstverpflichte­
ten Personals aus: Kurse , 
teils in Stabsdienstübungen. 
Alle zwei Jahre 2-3 Tages­
kurse, getrennt für Neuheits­
vermittler und für Aufklärer. 
Außerdem gemeinsame Kurse 
für beide Gruppen in gewis­
sen geographischen Berei­
ellen, die den Wehr- oder Mi­
litärbereichen entsprechen. 
Stabsübungen oder Stabs­
spiele, alle sechs oder acht 
Jahre durchgeführt, sollen 
das Funktionieren der gesam­
ten Organisation überprüfen. 
Sie finden zusammen mit der 
militärischen psychologischen 
Verteidigung , dem Schwedi­
schen Rundfunk und dem 
Schwedischen Telegramm­
büro statt. Der Ausbildungs-

112 I 1969 317 

öffentlichungen , Aufklärung 
der eigenen Bevölkerung und 
Informationserteilung an das 
Ausland . Eine Zensur gibt es 
auch im Kriegsfalle nicht. An 
ihre Stelle aber soll , um Mit­
teilungen auszuschalten, die 
den Verteidigungswillen zu 
schwächen imstande wären , 
eine freiwillige Beratung 
durch die Aufklärungszentrale 
erfolgen. 

Der Vortragende wollte 
nur kurz auf die Frage und 
das Problem der Wehrdienst­
verweigerer eingehen , aber er 
hat es dennoch recht umfas­
send getan. Schweden hat 
eine allgemeine Wehrpflicht 
- gleich uns - und darum 
sicher auch in manchem ähn­
liche Probleme. Ob sich im 
Frieden die Ausformung der 
geistigen Verteidigung oder 
der Totalverteidigungsaufklä­
rung als richtig erwiesen hat 
hinsichtlich der steigenden 
Zahl der Kriegsdienstverwei­
gerer, kann nicht eindeutig 
bejaht werden. Auch in 
Schweden gibt es Studenten­
aufruhr, randalierende Ju-

gendliche, gibt es Zwischen­
fälle bei den Musterungen 
Wehrpflichtiger und vor allem 
äußerst aktive Agitation ge­
gen den Wehrdienst und für 
die Wehrdienstverweigerung . 
Die Anträge auf Befreiung 
vom Wehrdienst haben sich 
innerhalb weniger Jahre auf 
2000 Mann erhöht (siehe Ta­
belle . Eine Abiturientenklasse 
hat geschlossen die Befrei­
ung vom Dienst mit der Waffe 
beantragt. Dieses Verhalten 
wertet man als Ergebnis hef­
tiger Agitation und stellt 
gleichzeitig fest , daß sich die 
Beweggründe der Wehr­
dienstverweigerer auffallend 
geändert haben. Waren es 
früher überwiegend religiöse 
Gründe, werden neuerdings 
viele Weigerungen aus ethi­
schen oder politischen Moti­
ven angestrebt. Es gibt Ju­
gendliche, die es nur ableh­
nen, für das reiche Schweden 
Wehrdienst zu leisten , für ein 
armes Entwicklungsland aber 
jederzeit zur Waffe zu greifen 
bereit wären . Wer aus " tiefen 
Gewissenskonflikten " den 
Wehrdienst verweigert, wird 
nach dem Gesetz zu waffen­
freier Dienstleistung herange­
zogen. Manche wandern lie­
ber ins Gefängnis, als für 
Schweden Waffendienst zu 
leisten . Die Zahl dieser "To­
talverweigerer" ist erheblich 
angestiegen. Sie bedeutet 
eine ernsthafte Gefahr für die 
Landesverteidigung ; sie wird 
als solche erkannt und ange­
gangen. Unter Teilnahme des 
Ministers für Landesverteidi ­
gung ist eine Gegenaktion 
begonnen worden, unter­
stützt durch "Volk und Ver­
teidigung " mit Kursen für die 
Jugendverbände. 

Den Verteidigungswillen 
insgesamt gesehen haben die 
Agitationen für die Wehr­
dienstverweigerer aber nicht 
brechen können, stellt der 
Vortragende abschließend 
fest. Das beweisen Meinungs­
untersuchungen . 

" Der weitaus überwie-
gende Teil unseres Volkes ist 
der Auffassung, daß es wert 
sei , Schweden mit der Waffe 
in der Hand zu verteidigen, 
wenn es angegriffen wird ." 

e.m.o. 
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Dipl.-Ing . Ernst Wilhelm 
Schmalen berg , 
geb. 1925 in Gummersbach , 
war nach seinem Studium 
des Bauingenieurwesens an 
der TH Darmstadt ab 1951 
auf dem Gebiet des Stahlbaus 
und der Statik , von 1957 
bis 1961 im Kernreaktorbau 
in Karlsruhe tätig . Seit 
1961 bei der Krupp GmbH. 

Zivilverteidigung - Kriterien und Möglichkeiten 

I m Rahmen einer Verteidi­
gungskonzeption ist der Er­

halt lebenswichtiger Indu­
strien und öffentlicher Versor­
gungsanlagen nicht nur für 
die militärische Verteidigung 
von Bedeutung, sondern auch 
die entscheidende Vorausset­
zung für den Schutz der Be­
völkerung eines Landes. 

Der Zivilschutz wird neben 
organisatorischen und betrieb­
lichen vor allem bauliche Maß­
nahmen in erheblichem Um­
fange erfordern . Hierbei sind 
Schutzüberlegungen für die 
Bereiche der Wasser- und 
Abwasserwirtschaft der Elek­
trizitäts-, Gas- und Brennstoff­
versorgung und für Anlagen 
der Nachrichtenübermittlung 
zu treffen - desgleichen aber 
auch für Fabrikations- und La­
gerstätten der Nahrungs- und 
Arzneimittelindustrie und son­
stiger für das Überleben wich­
tiger Industrien. 

Auf Grund unterschied­
licher Gegebenheiten in Struk­
tur und Aufbau der verschie­
densten Bereiche der Indu­
strie ist die Aufstellung 
einheitlicher Schutzrichtlinien 
kaum möglich . Ebenso wird 
man davon ausgehen müssen, 
daß nur bei wenigen indu­
striellen Anlagen oder Teilen 
von solchen mit wirtschaftlich 
vertretbaren Maßnahmen ein 
Vollschutz in geeigneter Form 
erreichbar ist. Es werden eine 
Reihe von Maßnahmen zwar 
Schutz gegen die Wirkung 
konventioneller Waffen bieten, 
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jedoch nicht gegen die Aus­
wirkungen der Kernwaffen . 

In jedem Falle bedarf es 
eingehender Untersuchungen 
nach einer Vielzahl von Ge­
sichtspunkten , wie oder in­
wiewe it Schutz für bestehende 
oder neuzuplanende Indu­
striel le Anlagen notwendig 
und sinnvoll zu verwirklichen 
ist. So sollten insbesondere 
bei vorsorglich getroffenen 
baulichen Schutzmaßnahmen 
weitgehend Eingriffe in die 
betrieblichen Belange, d. h. 
Störungen und Behinderun­
gen des Betriebsgeschehens 
und der Arbeitsabläufe, ver­
mieden werden . 

Die friedensmäßige Nut­
zung einer industriellen An­
lage sollte, soweit eben ver­
tretbar, vorrangig bleiben . 

Die Planung von Schutz­
maßnahmen wird vorwiegend 
unter dem Gesichtspunkt der 
aufzuwendenden finanziellen 
Mittel geschehen. Es so llten in 
jedem Falle solche Maßnah­
men zur Durchführung gelan­
gen, deren Einbeziehung bei 
Neuplanung von Werksanla­
gen oder Anlagenteilen kei­
nen oder nur einen geringen 
Kostenaufwand nach sich zie­
hen . Diese "Vernunftsplanung " 
müßte schon im eigenen 
Schutzinterese des Werksbe­
treibers liegen . 

Soweit innerhalb eines zu 
schützenden Betriebes Inge­
nieure mit Sicherheitsaufga­
ben betraut sind, sol lten diese 
neben anderen dort tätigen 
Fachkräften auf jeden Fall 

Bauing . Karl-Heinz La wo , 
geb. 1929 in Essen , 

trat 1954 bei der Friedr. 
Krupp GmbH , Essen , ein 

und ist zur Zeit als technisch­
wissenschaftlicher Mitarbeiter , 

in der Stabsabteilung For­
schung und Entwicklung tätig , 

die Dipl.-Ing . Ernst Wilhelm 
Schmalenberg als Abteilungs­

leiter führt. 

bei Planungsaufgaben unter 
Schutzgesichtspunkten und 
der Überwachung bei der Maß­
nahmendurchführung hinzu­
gezogen werden . 

In der Folge sind eine 
Reihe von Schutzvorschlägen 
aufgeführt, die z. T. in An­
lehnung an die bautechni­
schen Grundsätze für den zivi­
len Bevölkerungsschutz erar­
beitet wurden . Hierbei sind 
keine ausgesprochenen Per­
sonenschutzmaßnahmen, wie 
z. B. Erstellung von Schutz­
bunkern , berücksichtigt. Es 
wird jedoch insbesondere auf 
die Notwendigkeit hingewie­
sen, daß bei al len Maßnah­
men des baulichen Betriebs­
schutzes der Personenschutz 
im Vordergrund stehen muß. 

Maßnahmen des betrieb­
lichen Werkschutzes, wie Auf­
stellung von Werksfeuerweh­
ren, Rettungstrupps usw. , sind 
ebenfa lls nicht Gegenstand 
dieser Ausarbeitung. So wur­
den auch im allgemeinen Maß­
nahmen, die einen Eingriff 
in den rein betrieblichen Auf­
bau bzw. in die Arbeitsab­
läufe zur Folge haben, weit­
gehendst außer acht ge lassen. 
Sie bedürfen in jedem Falle 
der Einzeluntersuchung für 
die jeweils zu schütz'ende in­
dustrielle Anlage. 

Soweit eine klare Abgren­
zung nach den oben erwähn­
ten Gesichtspunkten nicht 
möglich ist, werden ledig li ch 
Empfehlungen al lgemeiner Art 
gegeben. 

Allgemein gültige Vorschläge für bauliche Maßnahmen 

Baukörper, Erdaushub, Fun­
damente Grundsätzlich min­
dert eine Auflockerung der in­
dustriellen Bebauung die Ge­
fahr der Beschädigung oder 
Zerstörung infolge Waffenwir­
kungen . Für den Schutz der 
Gesamtanlage ist eine mög­
li chst weiträumige Bebauung, 
Trennung der Baukomplexe 
untereinander durch Freiflä­
chen , Grünstreifen u. ä. zweck­
mäßig. 

Die Größe der Baukörper 
soll sich auf das unbedingt 
erforderliche Ausmaß be­
schränken, und die Zusam­
menlegung zu großen Einhei­
ten sollte dort vermieden wer­
den , wo keine zwingenden 
betrieblichen oder kostenbe­
dingten Gründe vorliegen . 

Neuanlagen sollten mög­
li chst geschlossen, nicht ver­
winke lt, mit glatten Außenflä­
ehen erstel lt werden. Bei Bau­
körpern, sowe it nicht unbe­
dingt notwendig, sol lten Vor­
bauten vermieden werden. 

Je mehr bauliche Anlagen 
der Erde angeschmiegt und je 
tiefer sie versenkt ange legt 
werden, um so größer wird 
die erzielte Sicherheit. Unter­
erdgleiche abgesenkte Bau­
werke sind selbstverständ lich 
am besten geschützt. Es ist 
jedoch die Gefahr zu berück­
sichtigen, daß in diesem Fall 
die Verdämmungswirkung bei 
Bomben-Nahtreffern eine be­
sondere Rolle spie len kann . 

Erdaushub von Neu- und 
Erweiterungsanlagen kann , so-



BAULICHER 
SACHSCHUTZ 
für lebenswichtige Industrien 
und Anlagen der öffentlichen Versorgung 

weit hierzu die entsprechen­
den Voraussetzungen vorhan­
den sind , unter Einsparung 
des Abtransportes der Erd­
massen zur Anschüttung von 
Erdwällen und zur Überdek­
kung tiefliegender oder un­
terirdischer Bauwerke zum 
Schutz gegen konventionelle 
als auch zum Teil gegen Kern­
waffenwirkungen verwendet 
werden . So sollte insbeson­
dere die Gefahr der Fortpflan­
zu ng von Flächenbränden 
durch diese Maßnahmen ge­
mindert werden . Zu berück­
sichtigen sind jedoch erhöh­
ter Geländebedarf für Erd­
wälle, zusätzliche Unterhal ­
tungskosten bei begrünten 
Wällen u. evtl. Erschwernisse 
für die betrieblichen Arbeits­
abläufe durch Erdanschüttun­
gen. 

Fundamente für Einbauten 
sowie alle sonstigen , nicht 
zum eigentlichen Baukörper 
gehörenden Fundamente soll­
ten , wenn eben möglich, unab­
hängig und getrennt von Ge­
bäudekonstruktionen ange­
legt werden , so daß sie im 
Falle einer Bauwerksbela­
stung , beispielsweise durch 
Druckwellen, unbeeinflußt blei­
ben. Bei Erweiterungsbauten 
sind alte und neue Funda­
mente durch breite Dehnungs­
fugen, weiche Zwischen lagen 
u. ä. voneinander zu trennen . 

Tragkonstruktionen Bei 
industriellen Neubauvorhaben 
wird es stets von vielerlei Er­
wägungen abhängig sein, ob 
die tragenden Elemente in 
Stahlbeton oder Stahl ausge­
führt werden sollen . Empfeh-

lungen für das eine oder an­
dere Material können daher 
nicht gegeben werden, ohne 
nicht schon u. U. Eingriffe in 
innerbetriebliche Belange vor­
zunehmen . 

Tragkonstruktionen in Stahl­
ausführung können in den 
meisten Fällen bei Beschädi­
gungen relativ einfach durch 
Heraustrennen und Neuein­
setzen von Teilstücken, durch 
Nachrichten, Verwendung von 
Notverbindungen usw. zumin­
dest provisorisch wiederher­
gestellt werden. 

Konstruktionen in Stahl­
beton müßten bei Beschädi­
gungen je nach Schadensgrad 
ganz oder teilweise abgebro­
chen werden . Erfahrungen des 
letzten Krieges haben gezeigt, 
daß z. B. Stahlbetonskelette, 
die an einer oder mehreren 
Stellen durch Bombeneinwir­
kung in ihrer Lage verändert 
waren, nicht instandgesetzt 
werden konnten (etwa durch 
Anheben abgesackter Balken 
und Unterzüge mittels Einsatz 
von Öldruckwinden o. ä. Ge­
räten). Es entstand bei sol­
chen Versuchen in den mei­
sten Fällen eine so weitge­
hende Zerstörung, daß nur 
noch der Abbruch infrage 
kam . 

Im Gegensatz zu der da­
maligen Ausführungsart von 
Stahlbeton mit schlaffer Be­
wehrung ist heute die Ver­
wendung von Spannbeton in 
den Vordergrund getreten. Bei 
Bauwerken in dieser Ausfüh­
rungsart sind vor allem die 
Besonderheiten für die An-

schlüsse und Anschlußarten 
der einzelnen Konstruktions­
teile sowie die Sicherung der 
Spannstähle gegen Entspan­
nung durch Waffen- und 
Brandeinwirkung zu berück­
sichtigen - erhöhte Einsturz­
gefahren ! 

Welche Sicherheitsmaß-
nahmen bei Spannbetonkon­
struktionen in einem vertret­
baren Rahmen zusätzlich zur 
Anwendung kommen könnten , 
bedarf jeweiliger EinzeIunter­
suchungen . 

Stützen aus Beton oder 
Stahl , an die Kranbahnkon­
solen angehängt werden bzw. 
die der Aufnahme von Kran­
bahnen dienen , sind bei Neu­
an lagen derart auszubi Iden, 
daß die Einhaltung der Kran­
spur gewährleistet ist und so­
mit ein Herunterfallen der 
Krane vermieden wird . 

Trennung der Baukörper, 
Gebäudefugen Ebenso wie 
bei Fundamenten von Erwei­
terungsbauten sind Dehnungs­
fugen und sonstige Trennfu­
gen zwischen verschiedenen 
Baukörpern und Gebäudetei­
len bei Neubauvorhaben mög­
lichst so breit zu wählen , daß 
die Übertragung von Druck­
stoßbe lastungen über meh­
rere Gebäudeabschnitte oder 
Bauwerke verhindert oder zu­
mindest in der Wirkung herab­
gesetzt wird. 

Fugen, die nach außen hin 
offen oder mit leicht brennba­
ren Materialien abgedichtet 
ausgeführt wurden , können 
zum Schutz gegen Brände, 
Eindringen von Rauch , Staub 

usw. in Vorbereitung auf einen 
Verteidigungsfall mit nicht 
brennbaren Materialien , wie 
beispielsweise Asbestzement­
streifen , abgekantete und 
überlappte Metallstreifen o. ä., 
nachträglich verkleidet und 
abgedichtet werden . 

Brennbare oder nur äu­
ßerst hitzebeständige Deh­
nungsfugenprofile können u. 
U. durch Überspritzen mit 
hellem Putz, evtl. mit minera­
lischem Putz mit Kunststoff­
haftzusatz, zumindest teilge­
schützt werden . 

Fassadengestaltung Fas-
sadenaußenanstriche sollten 
wegen der Reflektionsfähig­
keit bei Hitzestrahlung mit 
möglichst hellen Farbtönen 
ausgeführt werden . 

Für Fassadenverblendun­
gen sollten bei Neuanlagen 
ebenfalls hellgetönte Mate­
rialien zur Anwendung kom­
men . 

Vorhangfassaden und Ver­
kleidungen aus Materialien 
mit geringer Widerstands­
fähigkeit gegen Hitze und 
Brand sind bei Neubauvorha­
ben nicht anzuwenden. 

Entsprechendes gilt auch 
bei der Materialauswahl für 
Blendschutzeinrichtungen, wie 
Sonnenschutzlamellen an Bü­
roraum- und Werkstattfen­
stern . 

öffnungen In MassIvkör­
pern Bei schwer massiven 
baulichen Anlagen , die durch 
ihre Ausführung bereits 
Schutz gegen Trümmerschlag , 
Splitter-, Brand- und Luft­
druckgefahren und je nach 

41 



den örtlichen Gegebenheiten 
auch bedingten Schutz gegen 
radioaktive Verstaubung bie­
ten , sollte im Falle einer Neu­
erstellung auf nicht notwen­
dige Öffnungen verzichtet 
werden . Dies gilt insbeson-
dere für massive Unter-
geschosse, Gebäudekerne, 
Fluchtwegtreppenhäuser und 
-Gänge. 

Betrieblich notwendige 
Öffnungen können gasdichte 
und feuersichere Abschlüsse 
erhalten, soweit dies nicht 
schon eine Forderung auch 
zu normalen Zeiten ist, wie 
für Brandabschnitte und 
Fluchtwege. Das gilt vor allem 
für solche Betriebe, die sich 
für die vorübergehende Un­
terbringung von Personen 
eignen oder üblicherweise 
dauernd mit Personal besetzt 
sind . Es bedarf der jeweiligen 
Überlegung im Einzelfall , ob 
vor diesen Öffnungen gas­
dichte Schleusen angelegt, 
Eingänge durch Schutzbau­
teile gegen direkte Waffenein­
wirkung oder durch trümmer­
sichere Überdeckungen ge­
schützt werden müssen. 

Bei Neuanlagen sollten 
Türen wegen der größeren 
Dichtigkeit und stabileren 
Einbaumöglichkeit möglichst 
allseitige Anschläge erhalten . 
Außerdem lassen sich durch 
Waffenwirkung in den Rand­
zonen schadhaft oder undicht 
gewordene, in Maueranschlä­
gen liegende Türen leichter 
provisorisch nacharbeiten. 
Aus verkehrstechnischen 
Gründen muß auf untere Ab­
schlußschwellen jedoch viel­
fach verzichtet werden. 

Türen sind weitgehendst 
selbstschließend auszubilden , 
wie es schon die allgem. 
Brandschutzbestimmungen er­
fordern. 

Besonders gefährdete Öff­
nungen, wie Transportöffnun­
gen, im Freien liegende Ein­
stiege, äußere Zugänge zu 
T.ransformatorräumen o. ä. , 
mit hochempfindlichen Gerä­
ten und Materialien belegten 
Räumen (Säure-, Gasfla­
schenlager u. a.), Lichtöffnun­
gen oder Oberlichter in Mas­
sivdecken usw. können im 
Verteidigungsfall zusätzlich 
durch Anbringung von vorge­
fertigten Beton- oder Stahl-
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platten geschützt werden . Das 
bietet vor allem Schutz gegen 
die Einwirkung von Trümmer­
schiag , Splittern, Bränden 
und Druckstößen, bei ent­
sprechender Abdichtung der 
Anschlüsse und Fugen jedoch 
auch gegen das Eindringen 
radioaktiven Staubes oder 
biologischer Kampfmittel. 

Die Verwendung von Be­
ton- oder Stahlplatten er­
scheint vor allem geeignet als 
nachträgliche Schutzmaßnah­
me in vorhandenen Anlagen , 
bei denen keine vorherige 
Einplanung von Sicherheits­
vorkehrungen für den Vertei­
digungsfall erfolgte. 

Auf das Erfordernis ent­
sprechenden Gerätes für den 
Transport sehr schwerer Ver­
schlußplatten darf besonders 
verwiesen werden . 

Raumabschließende Ele-
mente Bei der Ausführung 
von Neuanlagen industrieller 
Bauwerke ist jeweils zu prü­
fen, ob die erheblich kosten­
sparende, ausblasbare Bau­
weise angewendet werden 
kann . Dies ist vor allem dann 
eingehend zu untersuchen, 
wenn aus betrieblichen Grün­
den nicht schwermassive 
Baukörper erforderlich sind. 
Bei der Erstellung in ausblas­
barer Bauweise kann es sich 
sowohl um ganze Baukörper 
oder um Teile von solchen 
handeln (Verwaltungsgebäu­
de, Obertei le von Maschinen­
hallen, Lagergebäude usw.). 

Es wird davon ausgegan­
gen , daß die ausblasbaren 
Bauteile bei Beschädigung 
oder Zerstörung in den mei­
sten Fällen nur so geringe 
Kräfte auf die tragenden Kon­
struktiosteile ableiten, daß 
diese gar nicht oder doch nur 
geringfügig beschädigt wer­
den und somit ein verhältnis­
mäßig schneller, aber auch 
weitaus geringere Kosten ver­
ursachender Wiederaufbau 
möglich ist. 

Fenster und Lichtbänder 
bei Neuanlagen können an­
stelle von Glas mit transpa­
renten Kunststoffmaterialien 
ausgestattet werden. Es wird 
jedoch ausdrücklich auf die 
z. T. erhöhte Brandgefahr 
bzw. auf die geringe Hitzebe­
ständigkeit bei vielen Kunst­
stoffen verwiesen . Anderer-

seits ist bei Glas erhöhte Ge­
fahr gegeben , wenn z. B. 
schon durch relativ geringe 
Luftdrücke Scheiben zerstört 
und Personen durch umher­
fliegende Glassplitter verletzt 
werden können . Es ist frag­
lich, welche Gefahr man eher 
hinzunehmen bereit ist, da 
insbesondere die Gefahren 
bei Glas nicht zu unterschät­
zen sind. 

Aus diesen Gründen ist 
bei Neuanlagen zu erwägen, 
auch bei den Ausfachungen 
auf nicht unbedingt notwen­
dige Fensteröffnungen u. ä. 
zu verzichten . 

Dachkonstruktionen ein-
schließlich EIndeckung Dä­
cher so llten überall dort in 
Leichtbauweise hergeste ll t 
werden, wo diese Konstruk­
tionen zu vertreten sind . Das 
trifft vor allem für hohe Hal­
lengebäude zu (z. B. Maschi­
nenhausdächer von Kraftwer­
ken), bei denen durch Zerstö­
rung der Dächter mit erheb­
licher Trümmerschlagwirkung 
zu rechnen ist. Die Ausblas­
barkeit der Dächer in Leicht­
bauausführung vermindert 
außerdem die Gefahr der Ab­
leitung zu großer Kräfte bei 
Druckstößen auf die tragen­
den Konstru ktionstei le, die 
sonst zu einer Zerstörung 
derselben wesentlich beitra­
gen können . 

Neubaudächer in massiver 
Ausführung (Schwerbauwei­
se) sind über den Isolier­
schichten nach Möglichkeit 
mit feuer- und hitzebeständi­
gen Platten belägen , Beton­
schutzsch ichten , Estrichaufla­
gen u. ä. abzudecken zum 
Schutz gegen Direktschäden 
durch Stabbrandbomben, 
Brandkanister usw. sowie ge­
gen Brandausbrüche durch 
Funkenflug und Hitzestrah­
lung, außerdem gegen Be­
schädigungen durch Sp litter, 
umherfliegende Trümmer u. ä. 

Dächer vorhandener Anla­
gen mit Pappeindeckungen, 
fugenlosen Dachisolierungen 
aus Spachtel- oder Verguß­
materialien auf bituminöser 
oder Kunststoffbasis oder Ein­
deckungen mit verschweißten 
Folien sollten zusätzlich 
Schutzschichten aus nicht 
brennbaren, hitzebeständigen 
Materialien erhalten , wenn 

eine Anlage entsprechend 
ihrer Bedeutung besonders 
geschützt werden soll. Vor­
aussetzung für die Durchfüh­
rung solcher Maßnahmen ist, 
daß keinerlei Bedenken in 
statischer oder konstru ktiver 
Hinsicht bestehen . 

Dächer mit brennbarer 
Dachhaut können in Kr isen­
zeiten Schutzanstriche erhal­
ten , jedoch ist die Wirkung 
solcher Anstriche äußerst be­
grenzt. Sie bieten keinen 
Schutz gegen mechanische 
Beschädigungen und sind so­
mit auch wirkungslos bei 
nachfolgender Brandeinwir­
kung. 

Schornsteine und zugehö­
rige Nebenanlagen Die Er­
fahrungen des letzten Krieges 
haben gezeigt, daß für 
Schornsteine keine besonde­
ren Schutzmaßnahmen erfor­
derlich sind , da Schornsteine 
in den meisten Fällen durch 
Angriffe nicht oder nur in ge­
ringem Maße beschädigt wur­
den . 

Die Einplanung von Per­
sonenschutzbunkern in Fun­
damenten neu zu erstellender 
Schornsteine ist zu empfeh­
len. Werden jedoch Saugzüge 
unter den Schornsteinen an­
geordnet, muß das Eindrin­
gen von Rauchgasen in die 
Bunkeranlagen mit Sicherheit 
verhütet werden . 

Antriebsmotoren für Saug­
züge usw. können durch Ab­
deckhauben geSChützt wer­
den . 

Die Anlegung der Saug­
züge unter Schornsteinen bei 
der Erstellung neuer An lagen 
ergibt eine wesent liche 
Schutzgraderhöhung für diese 
Einrichtungen. 

Schutzhauben Für wich­
tige, besonders zu schüt­
zende Anlagenteile, wie Mo­
toren, Getriebe, Generatoren, 
Turbinen usw., können 
Schutzhauben zur Anwen­
dung gelangen. Diese können 
als ortsfeste Dauerarbeiten in 
begehbarer Form oder aber 
als bewegliche Hauben - bei 
entsprechender Größe auch 
aus transportfähigen Ab­
schnitten zusammengesetzt -
erstellt werden. Die Herstel­
lung erfolgt aus Stah l oder 
Stahlbeton. 

(Fortsetzung in ZIV 7/8-70) 



Zivilverteidigung: 

12. 3. 1970 

21 a' , 48-63 , G 01 s , OS 1 942662 ; 
Radaranlage ; A : Ekco Electronics 
Ud.. Southend-on-Sea , Essex 
(Großbritannien) ; E: Bollard , David 
Rooksby. North Fambridge; Jen­
kins, William Allred. Westcliff-on­
Sea . Essex (Großbritannien); 21. 8. 
69. Großbritannien 21 . 8. 68 , 31. 
10. 68 
42 c , 39-10, G 01 c , OS 1 910330 ; 
Sichtgerät-Einbaueinheit lür ein 
Radargerät ; A : Albiswerk Zürich 
AG , Zürich (Schweiz) ; E: Hunziker, 
Hans , Schlieren (Schweiz) ; 28. 2. 69 , 
Schweiz 9. 7. 68 

19. 3. 1970 

21 a '. 48-44 , G 01 s , OS 1 944804 ; 
Verlahren und Gerät zum Aullösen 
der Entfernungsmeßmehrdeutigkeit 
bei einem Entfernungsmeß-Fern­
meldesystem ; A : Genera l Electric 
Company, Schenectady, N. Y. 
(V.St .A.) ; E : Anderson , Roy Everett , 
Schenectady, N. Y. (V.St.A.) ; 4. 9. 
69 , V.St.Amerika 9. 9. 68 
42 c , 18, G 01 s , OS 1946271 ; 
Entfernungsmeßgerät ; A : AGA 
Aktiebolag, Lidingö (Schweden) ; 
E: Granqvist , Carl -Erik , Lidingö 
(Schweden) ; 12. 9. 69 , Schweden 
12. 9. 68 

26. 3. 1970 

21 a', 48-61, G 01 s , OS 1 942629 ; 
Impulsradar lür Flugzeuge ; A : 
Ekco Electronics Ud. , South-on­
Sea, Essex (Großbri tannien) ; E : 
Bollard, David Rooksby , North 
Fambridge ; Jenkins , William AI­
Ired , Westcliff -on-Sea, Essex (Groß­
britannien) ; 21 . 8. 69 , Großbritan­
nien 21 . 8. 68. 
21 a' , 48-63, G 01 s , OS 1 945545 ; 
Radar-System ; A : James ScoH , 
Electronic Engineering Ud., Glas­
gow, Schottland (Großbritannien) ; 
E: McPhedran , Alexander lan . 
Bearsden ; Paterson , lan Ramsey , 
Bishopbriggs , Glasgow , Schott­
land (Großbritannien) ; 9. 9. 69, 
Großbritannien 12. 9. 68 
21 a' , 48-63, G 01 s, AS 1 616708 ; 
Sekundärradaranlage mit einer 
Steuerantenne ; A : A. C. Cossor 
Ud ., london ; 6. 9. 62, Großbritan­
nien 6. 9. 61 

2. 4. 1970 

42 c , 17- 15, G 01 c, OS 1 945 326 ; 
Entfernungsmesser zur Messung 
der Entfernung eines Objektes , das 
einen lichtfleck aulweist ; A : Pail­
lard S.A. , Sainte-Croix, Waadt 
(Schweiz) ; E: Lietar, Christian , 
Yverdon, Waadt (Schwe iz) ; 2. 9. 69, 
Schweiz 27 . 9. 68 
42 c , 17-15, G 01 c , OS 1 947674 ; 
Entfernungsmesser mit Projektor 
zur Bildung eines Lichtlleckes auf 
dem Objekt, dessen Entfernung er­
mittelt werden soll ; A: Paillard 
S.A ., Sainte-Croix, Vaud (Schweiz) ; 
E : Odone , Giovanni , la Rosiaz, 
Vaud (Schweiz) ; 16. 9. 69, Schweiz 
24 . 9. 68 
42 c , 18, G 01 s . OS 1947558 ; 
Vorrichtung zum Oberprülen des 
ei nwandlreien Betriebes ei nes 
laser-Entfernungsmessers ; A : Com­
pagnie Generale d 'Electricite, Pa­
ris ; E : Ripart , Guy, Plessis Ro­
binson (Frankreich) ; 19.9.69, Frank­
reich 27 . 9. 68 
72 c , 16--{)5, F 41 I, OS 1 578039 ; 
Schleudervorrichtung lür Raketen 
mit bergungslähigem Triebwerk ; 

A = E: Racetti , Paolino , Rom ; 13. 5. 
65 , Italien 15. 10. 64 
74 a, 21--{)1 , G 08 b, OS 1947163 ; 
Bedienungsschalter lür eine Siche­
rungs- oder Alarmanlage ; A: Nira 
N.V., Emmen (Niederlande) ; E : 
Vansteenkiste, leopold , Wevel ­
gem (Belgien) ; 18. 9. 69, Nieder­
lande 27 . 9. 68 

9, 4. 1970 

21 a', 48-63 , G 01 s , OS 1 548483 ; 
Vorrichtung zum selbsttät igen Ver­
fo lgen eines Zieles; A : N.V. 
Hollandse Signaalapparaten , Hen­
gelo (Niederlande) ; E: Popta , Yfti ­
nus Frederick van ; Ehbel , Jan Dirk, 
Hengelo (Niederlande); 8. 9. 66 , 
Niederlande 14. 9. 65 
21 a ' , 54, H 04 b , OS 1 516805 ; 
Verlahren zur Verbesserung der 
Obertragungsqualität bei der Funk­
übertragung digitaler Zeichen ; A 
= E: Rehm, Hans, Dipl.-Ing ., 8051 
Neulahrn ; 2. 6. 66 
42 c , 25-50, G 01 c , OS 1 473894 ; 
Optisches Gerät mit Stabilisie­
rungskreisel ; A : Anschütz & Co. 
GmbH, 2300 Kiel-Wik ; E : Hintze , 
JOhannes, Dipl.-Ing ., 2300 Kiel ; 
24 . 6. 65 
72 c , 16-05 , F 41 I, OS 1 553997 ; 
Abschußgestell für Raketen ; A : 
Dynamit Nobel AG, 5210 Troisdorf ; 
E: Bode, Helmut, 3100 Celle ; Nico­
demus , Joachim , Dipl.-Phys., 3070 
Nienburg ; 5. 7. 65 
72 c , 16--{)5, F 41 I, OS 1 553999 ; 
Einrichtung für den Transport und 
den Abschuß von Raketengeschos­
sen mit starrem leitwerk; A: Dyna­
mit Nobel AG , 5210 Troisdorf ; E : 
SChöffl, Rainer , 3073 Liebenau ; 
15. 7 . 65 

Strahlenschutz : 

19. 3. 1970 

21 g , 18--{)1 , G 01 t , OS 1945148 ; 
Gerät zur Probenentnahme ; A = E: 
Garnier , Andre , Saint Remy les 
Chevreuse (Frankreich); 5. 9. 69 , 
Frankreich 13. 9. 68 

26. 3. 1970 

21 g, 18--{)1 , G 01 t , OS 1489891 ; 
Fensterloses Zählrohr zur Bestim­
mung radioaktiver Substanzen ; 
A= E: Wegner , lutz Axel , Dr., 5600 
Wuppertal ; 10. 12. 65 
21 g , 18--{)1 , H 01 j, OS 1 589038 ; 
Großflächige IonisationSkammer ; A : 
VEB Meßelektronik Dresden, Dres­
den ; E: Taube, Hans, Dresden; 
12. 11 . 66 
21 g , 18--{)1 , H 01 j, OS 1 614022 ; 
Messung niederenergetischer radiO­
aktiver Strahlung ; A= E: Kimmei , 
Hermann , Dr.- Ing., 8000 Mü nchen ; 
13. 9. 67 
21 g , 18--{)1 , H 01 j, OS 1 948014 ; 
Verbesserte Dosimeter lür ange­
regte Exoelektronenemissionen ; A : 
United States Atomic Energy Com­
mission , Germantown , Md . (V.St.A.) ; 
E: Becker , Klaus Herber!, Oak 
Ridge, Tenn . (V.St.A.) ; 23 . 9. 69, 
V.St.Amerika 23 . 9. 68 

2. 4. 1970 

21 g, 18--{)2, G 01 t , OS 1 589446 ; 
Vorrichtung zur Messung radioakti ­
ver Strahlung in einer Flüssigkeit ; 
A: Aktiebolaget Atomenergi , Stotk­
holm (Schweden) ; E : Strinlehag , 
Ove Magnus, Nyköping (Schwe­
den) ; 8. 6. 67 , Schweden 16. 6. 66 
21 g, 18--{)2, G 01 t, OS 1 945885 ; 
Anordnung zur Erlassung von Kern-

strahlung ; A : Fizichesky Institut 
imeni P. N. lebedeva, Moskau ; 
E: Kozlov , Stanislav Dedorovich , 
Moskau ; 10. 9. 69 , Sowjetunion 
11 . 9. 68 

9. 4. 1970 

21 g , 18--{)2, G 01 t , OS 1 589527 ; 
Halbleiter-Dosimeter ; A : The Bat ­
teile Development Corp., Colum­
bus. Ohio (V.St.A.) ; E: Kramer . 
Gordon , Columbus , Ohio (V.St .A .); 
9. 6. 67 , V.St.Amerika 13. 6. 66 
21 g , 18--{)2, G 01 t , OS 1 589843 ; 
Verlahren zur Ortung von radio­
akti v markierten Organen, insbe­
sondere von Organen im mensch­
lichen oder tierischen Körper ; A : 
Gesellschaft lür Strahlenlorschung 
mbH , 8042 Neuherberg ; E: Drexler, 
Günther, Dr.-Ing ., 8035 Gauting ; 
Perzl , Franz , Dr. rer. nat. , 8042 
Schieißheim ; 24 . 8. 67 

Feuerlöschwesen : 

19. 3. 1970 

61 a, 18---00, A 62 c , OS 1 708028 ; 
Stapel bare Aufnahmevorrichtung lür 
insbesondere brandgefährdete Wa­
ren ; A : Buczek , Rudi, 3051 Hagen­
burg ; Sbrzesny, Herbert , 3053 
Steinhude ; E: Buczek, Rudi , 3051 
Hagenburg ; 20. 4. 67 
61 a, 21--{)2, A 62 c , OS 1 559 667 ; 
Düsenvorrichtung ; A : John W. 
Stang Corp., Bell, Cali!. (V.St.A.) ; 
E: Miscovich . John Arthur, Flat , 
Alas . (V.St.A.) ; 20. 5. 64 
37 g ', 5-16, E 06 b, AS 1659513 ; 
Brandschutztür ; A : Badische Anilin­
& Soda-Fabrik AG , 6700 ludwigs­
haien ; E: Gäth , Rudoll , Dr., 6703 
Limburgerhol ; Stastny, Fritz , Dr . 
6700 ludwigshalen ; Breu , Rudoll , 
Dr ., 6715 lambsheim ; Gärtner, 
Friedhelm , 6701 Schauernhelm ; 
1. 4. 66 
61 a, 10--01, A 62 b, AS 1 409445 ; 
Schutzschichtsystem ; A = E: Ruhnke , 
Siegfried , 6903 Neckargemünd ; 
9. 12. 57 ; OT 20. 2. 69 
61 a, 14--{)3, A 62 c . AS 1 559618 ; 
Trockenpulver- l öschgerät ; A : CEAG 
Concordia Elektrizitäts-AG , 4600 
Dortmund ; E: Weiland , Manlred , 
4620 Castrop-Rauxel ; 22. 12. 65 

26. 3. 1970 

37 g', 1- 38 , E 06 c, OS 1 554652 ; 
Ausziehbare leiter ; A = E: Cap­
gras , Rene Augustin , Paris ; 14. 1. 
66 , Frankreich 14. 1. 65 
61 b, 2. A 62 d , OS 1 546504 ; 
Feuerlöschmittel ; A : John Kerr & 
Co . Ud ., liverpool (Großbritan­
nien) ; E : ROberts . Glyn Hugh , Li ­
verpool , lancashire (Großbritan­
nien) ; 14. 9. 64 , Großbritannien 
14 . 9. 63 , 3. 6. 64 

2. 4. 1970 

61 a, 12-{)3, A 62 c, OS 1708107 ; 
Druckanzeiger ; A : Vulkan-Werk 
Wilhelm Diebold , 7000 Stuttgart­
Feuerbach ; E : Stöffler , Bernhard , 
7031 Gärtringen ; 11 . 3. 67 
61 a, 12--{)4 , A 62 c, OS 1 559691 ; 
Feuerlöscher mit einem im lösch­
mitteibehälter angeordneten Vor­
ratsbehälter lür ein zum Austre i­
ben des löschmittels dienendes 
Treibmittel ; A : A. Werner & Co , 
5414 Vallendar ; E: Sailer , Gerhard , 
5414 Vallendar ; 20. 9. 66 
61 a, 17--{)1 , A 62 c. OS 1 708093 ; 
Feuererstickungsanlage ; A= E: 
Schwalb, Hans-Joachim , 6479 Schot­
ten ; 25 . 8. 67 

Atmungsvorrichtungen : 

12. 3. 1970 

30 k , 13--{)1 , A 61 m, OS 1566667 ; 
Obungs- und Prülgerät lür Be­
atmungsgeräte ; A : VEB Medizin­
technik leipzig , leipzig ; E: Go­
gOlkiewicz, Herbert ; Steidtmann , 
Christian , leipzig ; 10. 3. 67 
30 k, 13--{)1 , A 61 m, OS 1 944927 ; 
lungen-Beatmungseinrichtung ; A : 
The British Oxygen Company Ud., 
london ; E: Cox, l . A., London ; 
4. 9. 69, Großbritannien 6. 9. 68 

19. 3. 1970 

30 k, 13--{)1 , A 61 b, OS 1 912572 ; 
Verfahren und Einrichtung zum 
Erzeugen und Abgeben eines Ge­
misches aus zwei Gasen unter 
Einhaltung eines einstellbaren 
Mischungsverhältnisses ; A : Verillo 
Corp ., Richmond , Cali!. (V.St.A.) ; 
E : Ollivier , louis Andre , Menlo 
Park , Cali!. (V.St.A.) ; 12. 3. 69 , 
V.St.Amerika 18. 3. 68 

9. 4. 1970 

30 k, 13--{)1 , A 61 m. AS 1 491 791 ; 
Elektrische Anzeige- und Warnvor­
richtung für ein zeitgesteuertes 
Beatmungsgerät ; A : Pye Ud., Cam­
bridge (Großbritannien) ; E: McKen­
zie , Hugh William Gordon , Cam­
bridge (Großbritannien) ; 7. 5. 63 , 
Großbritannien 10. 5. 62 
30 k, 13--{)1, A 61 m, AS 1491856 ; 
Behandlungseinrichtung zur An ­
wendung in der Hochdruck-Sauer­
stofftherapie ; A : Vickers Ud., Lon­
don ; E: Goitein , Karl , Windsor, 
Berkshire (Großbritannien) ; 22. 7 . 
64. Großbritannien 24 . 7. 63 

Desinfektion und Sterilisation : 

12. 3. 1970 

30 i, 8--{)1 , A 61 I , OS 1642088; 
Wundabdeckung mit verbesserter 
Heilwirkung und Verlahren zu de­
ren Herstellung ; A : Parachem Corp., 
North Newark , N. J . (V.St.A.) ; E: 
Anderson , Robert JOhn , Bloom­
lield , Essex, N. J . (V.St.A.) ; 23. 12. 
59 , V.St.Amerika 23 . 12. 58 

19. 3. 1970 

30 i , 8--{)1, A 61 I OS 1 642088 ; 
Ein der menschlichen Haut an­
nähernd gleiches Wund-Abdek­
kungsmaterial ; A= E: Müller, Wil­
hel m, 6830 Schwetzi ngen ; 3. 1. 66 

26. 3. 1970 

30 i . 3--{)0 , A 61 I , OS 1 542772 ; 
Mittel zum Schutz von Materialien 
gegen Schimmelbelall ; A : Farben­
fabriken Bayer AG, 5090 lever­
kusen ; E: Sasse, Klaus , Dr., 5000 
Köln ; Steinlatt , Fritz , Dr. , 5670 Op­
laden ; Günther, Hans, Dipl. - Ing . ; 
Mannhardt,Annemarie , Di pl.-Chem ., 
8000 München ; 9. 10. 64 
30 i , 5--{)1 , A 61 I , OS 1492487 ; 
Gerät zur luftentkeimung von 
Räumen ; A: Vogesa Glühlampen­
fabrik GmbH & Co KG , 8630 Co­
burg ; Zusatz zu 1492486 ; 1. 7. 64 

2. 4. 1970 

30 i , 3--{)Q, A 61 I, OS 1492473 ; 
Antiseptische Mittel ; A : Stecker 
Chemieals Inc ., Ho-Ho-Kus, N. J . 
(V.St.A.) ; E: Stecker , Herbert C. , 
Dr .. Ho-Ho-Kus, N. J . (V.St.A .) ; 
11 . 4. 63 , V.St.Amerika 29. 5. 62 
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Schaumverträgliches 
Feuerlöschpulver 

Pulverförmige Feuerlösch­
mittel sind für alle Arten von 
Bränden, z. B. auch glutbil­
dende Stoffe, brauchbar. Da­
gegen sind Schaumfeuerlösch­
mittel nur für einige Arten 
von Bränden, z. B. brennende 
Flüssigkeiten , besonders ge­
eignet. Es gibt aber gewisse 
Brände, bei denen beide Ar­
ten von Feuerlöschmitteln ver­
wendet werden müssen, je­
doch hat das Pulver gewöhn­
lich die Wirkung, daß die 
Schaumbläschen brechen, wo­
durch aber die Wirkung des 
Schaumes zunichte gemacht 
wird . Es ist deshalb er­
wünscht, Feuerlöschmittel her­
zustellen, die den Schaum 
nicht zerstören. Ein solches 
schaumverträgliches Feuer­
löschpulver ist z. B. in der 
deutschen Auslegeschrift Nr. 
1 209437 beschrieben. Dort 
werden den üblichen lösch­
wirksamen Pulvern , z. B. Na­
trium- und Kaliumcarbonat, 
Rieselhilfsmittel und Natur-, 
Kunst- oder Silikonharze zu­
gesetzt. Dabei werden die 
löschwirksamen Pulverteilchen 
mit weniger als zwei Ge­
wichtsprozent, bezogen auf 
das Gesamtgewicht, eines in 
einem organischen, unbrenn­
baren Lösungsmittel gelösten 
Natur-, Kunst- oder Silikon­
harzes überzogen . 

Seit einiger Zeit ist es be­
kannt, daß hochfluorierte or­
ganische Chemikalien als Zu­
sätze für Schaumfeuerlösch­
mittel sehr geeignet sind. 
Werden diese Chemikalien 
den schaumbildenden Sub­
stanzen zugesetzt, so ist der 
erzeugte Schaum stabiler und 
längere Zeit beständig als 
ohne diesen Zusatz. Diese 
Chemikalien sind jedoch sehr 
teuer. 

Erfindungsgemäß werden 
Rieselhilfsmittel zur Schaum­
stabilisierung mit hochfluo­
rierten oder perfluorierten or­
ganischen Chemikalien oder 
deren Gemischen überzogen . 
Da nur die Rieselhilfsmittel, 
die lediglich einen kleinen 
Teil des gesamten Pulverge­
misches ausmachen, in dieser 
Weise behandelt werden , be­
nötigt man nur sehr kleine 
Mengen der teuren hochfluo­
rierten organischen Verbin­
dungen. Überraschenderweise 
werden durch diese kleinen 
Mengen im Feuerlöschpulver 
die Schaumbläschen, mit 
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denen die Schaumdecke in 
Berührung steht, versteift , wo­
durch die Neigung des 
Schaumes zu zerplatzen auf­
gehoben wird. Die pulverför­
migen Löschsalze selbst wer­
den nicht mit den hochfluo-
rierten Chemikalien über-
zogen, sondern nur mit 
schaumvert räglichen Harzen 
und Wachsen . Offensichtlich 
haben die hochfluorierten 
bzw. perfluorierten Chemika­
lien die Wirkung , daß sie die 
sehr feinen Häutchen aller 
Schaumbläschen benetzen und 
der Trocknungswirkung, wei­
che die pulverförmigen Salze 
auf die Bläschen ausüben, 
entgegenwirken. 

Unter die hochfluorierten 
bzw. perfluorierten Chemika­
lien, die erfindungsgemäß ver­
wendet werden , fallen z. B. 
die langkettigen Perfluorcar­
bonsäuren und deren Salze, 
insbesondere die Alkali - und 
Ammoniumsalze und die Salze 
mit primären , sekundären und 
tertiären Aminen . Die Salze 
mit einem langkettigen Car­
bonsäurerest und einem Al­
kali- oder Ammonium-Ion re­
agieren in wäßriger Lösung 
leicht alkalisch und wirken als 
anionenaktive Mittel. Diese 
werden für BCE-Löschpulver, 
die meistens Natrium- oder 
Kaliumbicarbonat enthalten , 
bevorzugt verwendet. Es kön­
nen aber auch kationen aktive 
hochfluorierteChemikalien ver­
wendet werden, die in wäß­
riger Lösung schwach sauer 
reagieren ; diese werden be­
vorzugt für saure Löschpulver 
der Brandklassen BCE ver­
wendet. Neben den schwach 
sauer reagierenden hochfluo­
rie rten Verbindungen können 
für Universal-Trockenlöschpul­
ver der Brandklassen A, B, C, 
D und E, die alle schwach 
sauer reagieren , auch ampho­
tere hochfluorierte Verbindun­
gen verwendet werden . Beim 
Löschvorgang löst sich der 
Überzug aus der hochfluorier­
ten Verbindung vom RieseI­
hilfsmittel ab und schwimmt 
auf dem abzulöschenden 
Treibstoff. Dadurch wird die 
Standzeit des Löschschaumes 
verlängert. 

Anmelder: Nu-Swift Inter­
national Ud., Eiland, Yo'rk 
(Großbritannien) ; Erfinder: Or. 
rer. nato Arnold Jordy, Halifax, 
Yorkshire (G roßbritannien) ; 
Anmeldetag: 30. 9. 1966, 
Großbritannien 23. 4. 1966; 
Offenlegungstag: 31. 7. 1969; 
Offenlegungsschrift 1 546506; 
Klasse 61 b , 2. 

Vorrichtung zur Erzeugung 
hochverschäumten 

physikalischen Feuer­
löschschaumes 

Die Erfindung bezieht sich 
auf eine Vorrichtung zur Er­
zeugung hochverschäumten 
physikalischen Feuerlösch­
schaumes mit veränderlichem 
Verschäumungsverhältnis. Die­
se besteht aus einem einsei­
tig durch eine Siebfläche ab­
geschlossenen Gehäuse, durch 
das ein die Siebfläche durch­
dringender Luftstrom geführt 
ist und in dem sich im Be­
reich zwischen der Luftstrom­
eintrittsstelle in das Gehäuse 
und der Siebfläche Sprühdü­
sen befinden, die das zuge­
führte Löschwasser-Schaum­
mittel-Gemisch auf die Sieb­
fläche sprühen. Derartige Vor­
richtungen sind für ein festes 
Verschäumungsverhältnis ge­
baut, das bei 1:1000 liegt. 

Der Erfindung liegt die 
Aufgabe zugrunde, eine Vor­
richtung der eingangs ge­
nannten Art zu schaffen, mit­
tels deren auf einfache Weise 
einwandfrei Löschschäume mit 
über einen weiten Bereich ver­
änderbaren Verschäumungs­
verhältnissen erzeugbar sind. 
Die Lösung dieser Aufgabe 
besteht erfindungsgemäß dar­
in, daß bei der eingangs ge­
nannten Vorrichtung in dem 
Gehäuse 1 zumindest zwei 
getrennte Düsensysteme 6 
und 7 unterschiedlicher Lösch­
wasse r-Schaummittel -Abgabe 
angeordnet sind , die wahl­
weise gemeinsam oder ge­
trennt für sich in Betrieb setz­
bar sind. 

Die Vorrichtung zur Erzeu­
gung von Feue~öschschaum , 
d. h. der Schaumgenerator, 
besteht aus dem Gehäuse 1, 
das einseitig durch die Sieb­
fläche 2 abgeschlossen ist 
und durch das ein Luftstrom 
geführt werden kann, der von 
dem Gebläse 3 erzeugt wird . 
Zwischen der Siebfläche 2 und 
der Eintrittsstelle 4 des Luft­
stroms in das Gehäuse 1 sind 
die beiden getrennten Düsen­
systeme 6 und 7 angeordnet. 
Sie sind jeweils mit Rohrlei­
tungen 5 verbunden , die zu 
an der Gehäuseaußenseite 
angeordneten getrennten 
Schlauchkupplungen 9 führen. 
In Abzweigleitungen zu den 
Rohrleitungen 5 liegen Strahl­
zumischer-Pumpen 8 a und 
8 b, welche aus zugeordneten 
Behältern das SchaummitteI­
konzentrat ansaugen und dem 
über die Schlauchkupplungen 
9 zugeführten Löschwasser 
zumischen. 

Beträgt die Flüssigkeitsab­
gabe des einen Düsensystems 
6 beispielsweise 200 I/ min ., 
während sich die Abgabe des 
anderen Düsensystems 7 auf 
400 Il min. beläuft, so können 
folgende unterschiedliche Ver­
schäumungsgrade eingestellt 
werden, wenn der von dem 
Gebläse 3 erzeugte Luftstrom 
jeweils konstant auf der 
Größe gehalten wird , die bei 
der Flüssigkeitsabgabe von 
2001/ min . ein Verschäumungs­
verhältnis von 1 :1 000 ergibt : 
Düsensystem 6 
(200 Il min .) in Betrieb 1 :1000 
Düsensystem 7 
(400 Il min.) in Betrieb 1 : 500 
beide Düsensysteme 
(600 Il min .) in Betrieb 1: 333 
Da der Betriebsd ruck des Was­
ser - Schaummittel- Gemisches 
stets ungefähr konstant ge­
halten wird , lassen sich die 
Düsen der bei den Düsen­
systeme hinsichtlich des 
Sprühwinkels und der Tröpf­
chengröße bei einer gegebe­
nen Strömungsgeschwindig­
keit der Luft genau auf die 
Maschenweite der Siebfläche 
abstimmen , so daß stets eine 
optimale Schaumqualität ge­
währleistet ist. Ein weiterer 
Vorteil besteht darin , daß 
eine Regulierungsmöglichkeit 
für die einzublasende Luft­
menge nicht erforderlich ist. 

Anmelder: Minimax AG, 
7417 Urach ; Erfinder : Wilhelm 
Frey, 7417 Oettingen ; Anmel­
detag: 13. 10. 1965; Bekannt­
machungstag : 2.1.1970; Aus­
legeschrift Nr. 1 559653; Klasse 
61 a, 21-02. 



Vorrichtung zum Halten 
einer Brille im Innern einer 

Gesichtsmaske 

Für den Benutzer einer 
Atemmaske ist es nicht mög­
lich, eine Brille zu tragen , die 
mit üblichen Bügeln versehen 
ist , die über und hinter die 
Ohren greifen, da durch diese 
Bügel Seitenteile der Maske 
vom Kopf weggehalten wer­
den , wodurch die Maske un­
dicht wird. Es werden zwar 
schon Brillen verwendet, die 
kurze Bügelstutzen aufweisen 
und die in Ansätze auf der 
Innenseite der Maske einge­
schoben werden können . Auf 
diese Weise kann die Brille in 
der Maske gehalten werden , 
sie muß aber zu diesem 
Zweck angepaßt werden , 

Der Erfindung liegt daher 
die Aufgabe zugrunde, eine 
Vorrichtung zu schaffen, die 
es ermöglicht, unter einer 
Atemmaske eine Brille zu tra­
gen, ohne daß die Maske ge­
ändert werden muß. Zu die­
sem Zweck ist ein Federdraht 
1 etwa in der Mitte zwischen 
seinen Enden abgebogen, so 
daß eine mittlere, nach unten 
gerichtete Schleife 2 gebildet 
wird; das untere Ende der 
Schleife 2 ist nach vorn ab­
gebogen, so daß der Quer­
steg , der beide Seitenteile der 
Schleife 2 verbindet, am Fen­
ster 4 der Atemmaske anliegt 
und dadurch gehalten wird. 
Die Schleife 2 trägt ein Rei­
bungsteil 6, das zweckmäßig 
aus einem elastischen Mate­
rial , wie z. B. Gummi , besteht. 
Dieses Reibungsteil 6 ist auf 
der Schleife 2 nach oben und 
unten verstellbar. Und es ist 
in Form eines Blockes ausge­
bildet, der mit Durchgängen 7 
versehen ist, die sich von 

oben bis unten durch ihn er­
strecken. Die Seitenteile der 
Schleife 2 verlaufen durch 
diese Durchgänge 7 hindurch 
und das Reibungsteil 6 wird 
durch die Reibung zwischen 
den Seitenteilen der Schleife 2 
und den Wänden der Durch­
gänge 7 gehalten. - Das Rei­
bungsteil 6 ist ferner mit zwei 
Aussparungen 9 versehen , die 
parallel durch den Teil 6 ver­
laufen, und zwar zwischen den 
Seitenteilen der Schleife 2. 
Diese Aussparungen 9 neh­
men einen Träger für das 
Brillengestell 10 auf. Dieser 
Träger ist U-förmig ausgebil­
det und hat parallele Schen­
kel 11 , die an ihren hinteren 
Enden durch einen Quersteg 
12 verbunden sind, der an den 
Brillensteg des Brillengestel­
les angeschweißt oder sonst­
wie mit ihm verbunden ist. 

Die Schenkel 11 des U­
förmigen Trägers können in 
die nach vorn laufenden Aus­
sparungen 9 im Reibungsteil 6 
eingesetzt werden, und zwar 

Alarm-Anlage 

Die Erfindung bezieht sich 
auf eine elektrisch betätigte 
Alarm-Anlage zur gegenseiti­
gen Alarmierung zwe ier zu 
schützender, über Leitungen 
miteinander verbundener Ob­
jekte, wobei jeweils beim 
einen Objekt angeordnete 
Alarmgeber Alarmmittel beim 
anderen Objekt über Doppel­
schwellwertschalter auslösen. 
Zum Auslösen eines Alarmes 
in einer Richtung werden be­
nötigt: ein Stromversorgungs­
gerät , ein Alarmgeber, eine 
doppelpolige Zuleitung zum 
Doppelschwell - Wertschalter 
und Alarmmittel mit zugehö­
riger Stromversorgung. Sol ­
len sich die Objekte gegen­
seitig alarmieren können, so 
ist dieser Aufwand zweimal 
notwendig. Bei einer derarti­
gen Anordnung wird die Be­
nutzung durch die zweifache 
Doppelleitung, die jeweils die 
Alarm gebende mit der zu 
alarmierenden Stelle verbin­
det, stark verteuert. 

so weit , daß die Brillengläser 
13 den richtigen Abstand von 
den Augen des Maskenträ­
gers haben . Ferner kann der 
Reibungsteil 6 auf der Draht­
sch leife 2 auf und ab verscho­
ben werden, so daß die Bril ­
lengläser 13 in der gewünsch­
ten richtigen Lage angeord­
net werden können . 

Die Atemmaske braucht 
also nicht verändert oder an­
ge paßt zu werden, da der Fe­
derdraht 1 im Innern der Mas­
ke durch Reibung oder durch 
leichte Klemmwirkung gehal­
ten wird. Das Brillengestell 
hat ferner keine Bügel , so 
daß die Atemmaske nicht vom 
Kopf abgehoben werden kann . 

Anmelder: Mine Safety 
Appliances Co., PittSburgh, Pa . 
(V.St.A.); Erfinder: Layton An­
drew Wise , Washington , und 
Eimer Edward Buban, Monroe­
ville (V .St.A .); Anmeldetag: 
15.7. 1969, V.St.Amerika 12. 8. 
1968; Offenlegungstag : 5. 3. 
1970; Offenlegungsschrift Nr. 
1935854; Klasse 61 a, 29-13. 

Aufgabe der Erfindung ist 
es, eine derartige Alarm-An­
lage so aufzubauen, daß auf 
die Doppelleitungen unter 
Beibehaltung der unbedingt 
notwendigen Sicherheit ver­
zichtet werden kann . Aus­
gehend von einer elektrisch 
betätigten Alarm-Anlage der 
beschriebenen Art wird diese 
Aufgabe dadurch gelöst, daß 
bei jeder alarmgebenden 
Stelle eine einpolig geerdete 
Stromversorgung 2 vorge­
sehen ist und daß der andere 
Pol der Stromversorgung über 
je einen durch Alarmgeber 6 
überbrückbaren Widerstand 8 
je eine einadrige Verbindung 
9 zur alarmierenden Stelle 
und je einen dort angebrach­
ten Widerstand 5 ebenfalls 
zur Erde geführt ist. 

In dem strichpunktiert ge­
ze ichneten Gehäuse 1 sind je­
weils untergebracht : das 
Stromversorgungsgerät 2, der 
Doppelschwellwertschalter 3, 
Alarmmittel 4 und als Span-

nungsabgriff für die Doppel ­
schwellwertschalter 3 ein Wi­
derstand 5. Außerhalb des 
Gehäuses 1 sind in einer 
durch einen Widerstand 8 ab­
geschlossenen Alarmschle ife 7 
unter sich parallel geschaltete 
Alarmgeber 6 angeordnet. Je 
ein derartiges Gehäuse mit 
jewei ls einem Alarmkreis 7 
ist an den zu schützenden 
Objekten A und Bangebracht. 
Die beiden Geräte sind durch 
die zweipolige Leitung 9 mit­
einander verbunden . Das 
Stromversorgungsgerät 2 ist 
einpolig geerdet. Der freie 
Pol wird zu der Klemme 10 
eines Klemmenpaares 10, 11 
geführt. Die Klemme 11 ist 
mit der Klemme 12 eines 
Klemmenpaares 12, 13 ver­
bunden . 

Bei der Betätigung eines 
Alarmgebers 6 wird der den 
Alarmkreis 7 abschließende 
Widerstand 8 überbrückt, wo­
durch sich die am Widerstand 
5 abgegriffene Spannung er­
höht und der Doppelschwell ­
wertschalter 3 anspricht. Da­
durch werden die Alarmmittel 
4 ausgelöst, also Alarm ge­
geben . - Wird , gewollt oder 
ungewollt, die Verbindung 
vom Stromversorgungsgerät 2 
zur Erde nach dem Wider­
stand 5 unterbrochen , so 
schaltet der Doppelschwell ­
wertschalter auf " Störung ", 
da nunmehr der Ansprechwert 
untersch ritten ist. Dieser 
Funktionsablauf trifft zu , ob 
der Teilnehmer A oder der 
Teilnehmer B den Alarmgeber 
6 betätigt ; in beiden Fällen 
wird beim korrespondieren­
den Teilnehmer der Alarm 
ausgelöst. Werden die beiden 
Leitungen 9 miteinander ver­
bunden , so sprechen im 
Alarmfalle beide Alarmeinrich­
tungen an . 

Durch die erfindungsge­
mäße Einrichtung wird nicht 
nur eine Doppelleitung einge­
spart, da die Rückleitung über 
Erde geht, sondern es wird 
auch eine äußerst wirtschaft­
lich zu erstellende Anlage an­
gegeben , da die Alarmgeber 
lediglich den bei der alarm­
gebenden Stelle angeordne­
ten Widerstand überbrücken 
müssen, um mit Sicherheit die 
zugehörigen Alarmmittel zum 
Ansprechen zu bringen . 

Anmelder: Or. A. Ristow KG, 
7500 Karlsruhe-Ourlach ; An­
meldetag : 12. 6. 1967; Offen­
legungstag : 15. 1. 1970; Offen­
legungsschrift Nr. 1 566725; 
Klasse 74 a, 21-01 . 
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BOCHERSCHAU 

Die deutsche Armee 
Eine BuchkrItIk des Werkes 

von Herbert Roslnskl 
Von Helmut Berndt 

Vor dem letzten Krieg , als 
die deutsche Aufrüstung schon 
weit vorangeschritten und die 
Wehrmacht bald die stärkste 
Streitmacht der Welt gewor­
den war, stellten sich außer­
halb Deutschlands viele Mili ­
tärs, Politiker und auch Allge­
mein-Interessierte die Frage, 
was diese deutsche Armee für 
ein Instrument sei und was 
man von ihr wohl zu befürch­
ten habe. Natürlich gab es In­
formationsquellen aus Deutsch ­
land selbst, aber sie schienen 
zu einseitig , zu gefärbt ; sie 
vermittelten keinen objektiven 
Eindruck. 

Als 1939 von dem Deut­
schen Herbert Rosinski, ge­
boren 1903 in Königsberg , der 
nach 1933 nach England und 
später von dort in die USA 
ausgewandert war, in Groß­
britann ien das Buch "Die 
deutsche Armee " herauskam , 
das kritisch , aber kenntnis­
reich die Entwicklungsge­
schichte der deutschen Streit­
kräfte schilderte, fand dieses 
Werk schnell ein außerordent­
liches Echo. 

Die seriöse, tiefschürfende 
Darstellung ist nun in deut­
scher Sprache bei einem deut­
schen Verlag herausgekom­
men . 

Rosinski ist stark von Hans 
Delbrück bee influßt worden , 
jenem Berliner Historiker, des­
sen Hauptarbeitsgebiet die 
Kriegsgeschichte gewesen ist. 
Delbrück hat sich nach dem 
Ersten Weltkrieg sowohl ge­
gen die Kriegsschuldthese 
der Alliierten ausgesprochen 
wie gegen die deutsche Dolch­
stoßlegende ; das kennzeich­
net sein unbefangenes objek­
tives Urteil. Er sah die 
Kriegsgesch ichte als Teil der 
Weltgeschichte. Ähnlich ist es 
bei Ros inski. Er bettet die 
militärischen Ereignisse in 
das übrige Geschehen ein . 

Am Anfang von Rosinskis 
Buch steht der Satz : " Die 
deutsche Armee beginnt mit 
Friedrich dem Großen ". Diese 
Armee war eine Streitkraft, 
deren Führungspositionen nur 
von Adeligen besetzt waren . 
" Die persönliche Ehre des 
Edelmanns war es , die die 
moralische Grundlage dieser 
Armee bildete. Sie und nicht 
das Nationalgefühl einte so 
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verschiedenartige Männer mit 
einem eisernen Band . Der 
ausgeprägte Sinn für Ehre 
machte jeden Gedanken an 
einen Rü ckzug unmögl ich , es 
sei denn unter dem Druck 
einer überwältigenden Über­
macht. " Nach Friedrich setz1e, 
nicht zuletzt unter den Schlä­
gen Napoleons, die Auflösung 
des Staates ein . Preußen 
wurde eine zweitrangige 
Macht. 

Dann kamen die Reformer : 
Scharnhorst und Gneisenau in 
Verbindung mit Freiherrn vom 
Stein . Der Vorrang des Adel s 
wurde abgebaut, die allge­
meine Wehrpflicht eingeführt. 

Die starren Gefechtsformatio­
nen wurden aufgelockert. Und 
Clausewitz schrieb die Lehren 
vom Krieg , den er als zusam­
menhängendes Ganzes sah 
und der die vollständige Nie­
derwerfung des Gegners zum 
Ziel hatte. Diese Lehre vom 
Krieg blieb lange Zeit unüber­
troffen und hat noch heute 
ihre Bedeutung . 

Es folgte Moltke, genialer 
Operationschef, der vom Feld­
herrn Phantasie und Ge­
schmeidigkeit verlangte, um 
die Lage im Gefecht den je­
weiligen Erfordernissen anzu­
passen. Schlieffen entwickelte 
die Gedanken von Moltke 
weiter und lehrte die doppel­
seitige Umfassung des Geg­
ners als höchste Führungs­
kunst. Doch wurden seine 
Operationspläne im Ersten 
Weltkrieg bekanntlich so ab­
geändert, daß "der Gesamt­
erfolg in gefährlicher Weise 
aufs Spiel gesetzt wurde ". 

Sorgfältig untersucht Ro­
sinski diese Entwicklung und 
kann diesem Personenkreis 
seine Achtung nicht versagen . 
Er schreibt : " Die deutschen 
Meister der Kriegskunst im 
19. Jahrhundert sind Männer 
von philosophischem Weit-

blick gewesen ." Ganz anders 
bewertet der Autor jedoch die 
später folgenden Militärs. 

Von Hindenburg sagt er : 
" im Vergleich zu Männern wie 
Moltke oder Schlieffen war er 
ungebildet ". Ludendorff be­
zeichnet er als " Plebejer bis 
in die Knochen mit allen Vor­
und Nachteilen. Er war ein 
seltsam engstirniger, einseitig 
veranlagter Mann ohne Tief­
gang ". Der Kaiser war ein 
"Amateur-Stratege und nicht 
Berufssoldat wie sein Groß­
vater " . 

Natürlich beurteilt Ros inski 
die entscheidende Figur der 
Weimarer Zeit, General Hans 
von Seeckt, nicht besser, " in 
dessen Person sich der Geist 
der alten Armee verkörperte ". 
Dieser entschiedene Gegner 
jeder Art von Parlamentaris­
mus überlegte viele Wochen 
lang im Jahr 1923, in welcher 
Form er die absolute Macht 
übernehmen könnte. 

Rosinski führt seine Be­
trachtung über das Werden 
der deutschen Armee und 
ihre verschiedenartigen Er­
scheinungsformen weiter mit 
Untersuchungen über die Spit­
zengliederung , ein Thema, das 
bis heute hochaktuell geblie­
ben ist, oder den General­
stab, über den die Reichs­
wehr nicht verfügen durfte, 
der aber unter der Hand im 
Truppenamt weiterbestand . 
Rosinskis anschließende Be­
trachtungen über die Wehr­
macht und die ersten Kriegs­
jahre leiden allerdings dar­
unter, daß dem Verfasser bei 
seiner Niederschrift nicht jene 
wichtigen und aufschlußrei­
chen Quellen zur Verfügung 
standen , die sich nach dem 
Krieg erschlossen haben. 

Auch sonst sind hier und 
da einschränkende Bemerkun­
kungen angebracht. Ich ver­
misse ferner einen Gesichts­
punkt, der bei solch weitaus­
holender BetraChtung nicht 
fehlen sollte, aber leider häu­
fig außer acht gelassen wird . 
Ich meine die Berücksichti­
gung der geographischen Lage 
Deutschlands und die sich 
daraus ergebenden Folgen . 
Ein Staat, der fast nach allen 
Seiten hin offene Grenzen 
hat, mußte eine andere Armee 
aufbauen als z. B. der Insel­
staat Großbritannien , die deut­
sche Armee mußte das Schick­
sal der Deutschen werden . Die 
großen Tragödien der Streit­
kräfte sind kaum zufällig . Die 
ungeschütz1e geographische 
Mittellage Deutschlands ver-

langte eine überlegene und 
geniale Politik durch die 
Jahrhunderte, wie sie wahr­
scheinlich von keinem Volk 
erwartet werden darf. Deutsch­
land und seine Armeen sind 
überfordert worden. 

Trotz der Kritik aus dem 
Blickwinkel des Jahres 1970 
an dem Werk von Rosinski hat 
dieses Buch doch seine Be­
deutung für die Gegenwart 
behalten . Es ist eine Unter­
suchung mit Tiefgang, sie 
zeigt Verständnis, sie setzt die 
Akzente weitgehend richtig . 
Darum hat der Econ Verlag 
zu Recht eine deutsche Aus­
gabe herausgebracht, auch 
wenn sie erst eine Generation 
nach der Erstauflage im Aus­
land erfolgt. 

" Die deutsche Armee -
eine Analyse", Herbert Ro­
sinski, 336 Seiten , Leinen , 
ECON - Verlag, Düsseldorf -
Wien , DM 22,- . 

Weltgeschichte der 
Luftfahrt 

Wollgang Lochner 

Die jahrtausendealte Sehn­
sucht des Menschen , fliegen 
zu können , wird in diesem mit 
ausführlichen Bildseiten und 
historischen Rückblenden 
reichlich ausgestatteten Buch 
angerührt und geschürt . Von 
den ersten Flugversuchen der 
Brüder Montgolfier über die 
Motorflüge der Gebr. Wright, 
den tollkühnen Ozeanflug 
Lindberghs bis hin zur Erobe­
rung der Luft mit Überschall­
flugzeugen führen spannende 
Berichte. Der reine Sachbuch­
charakter - wie ihn der Titel 
annehmen läßt - wird zugun­
sten der packenden Erzäh­
lung abgeschwächt. Dies dürf­
te ein Vorzug für den jungen 
Leser sein , der das Sachbuch 
scheut und sich dann, gefes­
selt , der technisch-wissen­
schaftlichen Verläßlichkeit die­
ser Dokumentation in Wort 
und Bild anvertraut. Unkom­
plizierte Sprache, Frische im 
Dialog, dem Milieu und der 
Zeit angepaßt, stellen keine 
hohen Anforderungen an den 
Leser und weiten somit den 
Leserkreis aus. 
Ein Buch, das Väter ihren 
Söhnen schenken sollten , um 
selbst darin zu lesen. e.m.o. 

Arena-Großband, ca . 400 
Seiten, mehr als 40 Fotos auf 
Kunstdrucktafeln , viele Sach­
skizzen und Textbilder auf 
Bildleseseiten , vierfarb . lamin . 
Schutzumschlag, Kunstleinen. 
Vorbestel/preis bis 30. 4. 1970 
DM 19,-; Preis DM 22,-. 



Werner A. Fischer lebt als 
freier Journalist In München ; 
zur Zeit als Lehrer In der 
Famous Artist School tätig. 
Eine seiner bekanntesten Ver­
öffentlichungen ist das in 
zahlreichen Auflagen mit einer 
Gesamtauflagenhöhe von 
einer Vierteimillion erschie­
nene Werk "VORSORGE IN 
ROT", Zivilverteidigung im 
Osten. 

Ehrlich , ich lese nur un­
gern ein Buch , dessen Autor 
sich hinter drei Sternen ver­
steckt. Mich macht diese Art 
von Analphabeten-Pseudonym 
immer mißtrauisch . Im Fall 
der " Botschaft aus Moskau " 
sehe ich allerdings seine Not­
wendigkeit ein . 

Der Autor - vermutlich 
ein junger Engländer - lebt 
und studiert seit 1965 in der 
Sowjetunion . Im Gegensatz zu 
anderen Ausländern darf er 
sich relativ frei bewegen. Er 
hat viele Gespräche mit sei­
nen russischen Freunden ge­
führt und vieles erfahren, das 
geeignet wäre , seine uneigen­
nützigen Informanten - und 
nicht zuletzt sich selbst -
ernst li ch zu gefährden, offen­
barte er seinen wirklichen Na­
men. 

" Es ist eine schlechte Lö­
sung ", sagt er selbst über 
das Sternchen-Spiel , "aber 
bei weitem das kleinere von 
zwei Übeln. Überhaupt sollte 
man jeder Rußland-Bericht­
erstattung mißtrauen, die nicht 
unter einem Pseudonym ver­
öffent licht wird . Denn wer das 
tut , hat entweder so wenig er­
fahren über das Land, daß er 
die Behörden gar nicht ärgern 
kann , oder es liegt ihm nichts 
am Schicksal seiner Freunde, 
die ihm die wichtigen - und 

unerfreu lichen - Informatio­
nen vermittelt haben." 

Was ist wichtig? Was ist 
unerfreulich ? Die Sowjets ken­
nen das, was über sie publi­
ziert wird . Und es ist manches 
dabei , das unerfreulich ge­
nannt werden muß. Auch der 
anonyme Rußland kenner weiß 
von solchen Dingen zu be­
richten : von dem allmäch­
tigen Überwachungsapparat 
der Staatssicherheitsbehörde 
KGB, von der politischen 
Gleichgültigkeit des Durch­
schnittsrussen , von dem libe­
ralen Denken einer kleinen 
Intellektuellenschicht, von der 
Unfähigkeit der Parteifunk­
tionäre , die Wirtschaft in 
Schwung zu bringen, von 
Schwarzmarkt und Korruption 
und schließ lich von der Un­
bel iebtheit des Parteisekretärs 
Breschnew, dem die Intellek­
tuellen nachsagen , er trage 
"Stalins Schnurrbart als Au­
genbrauen " . Das alles sind 

Sachen , die keinen großen 
Neuigkeitswert mehr besitzen. 

Aber das Buch enthä lt auch 
Antworten auf Fragen, die uns 
gerade heute bewegen . Was 
denkt der Sowjetbürger über 
den Konflikt im Nahen Osten? 
Was über China? Und was 
über den Westen? 

Der Autor hat es in vielen 
Gesprächen erfahren : " Der 
am meisten gehaßte Zweig 
der sowjetischen Außenpoli­
tik ist - neben allem , was 
zu einem Krieg mit dem We­
sten führen könnte - die 
Entwicklungshilfe. Und da die 
Araber die größte Hilfe zu er­
ha lten scheinen, werden sie 
am meisten gehaßt. " Ein rus-

BOCHERSCHAU 

sischer Student sagte es dem 
Verfasser des Buches so : 
"Wir schlagen uns hier mit 
unseren eigenen verdammten 
Mängeln herum - während 
jeden Tag eine Schiffsladung 
mit unserem besten Zeugs in 
Länder geht, die uns, sobald 
sie die Möglichkeit haben , in 
den Rücken fallen ." 

Interessant ist es, daß die 
Russen das Ende des Sechs­
tagekrieges mit ganz ande­
ren Augen sahen, als es 
sich ihre politische Führung 
wünschte. Sie waren "wie 
elektrisiert vom Sieg Israels ". 
Ein junger Redakteur berich­
tete dem Autor, die ganze 
Stadt bis zum letzten Mann , 
sogar bis zu den verbis­
sen antisemitischen Muschiks, 
habe auf Seiten der Juden 
gestanden. " Zum erstenmal 
machte es sich in diesem 
Land gut, Jude zu sein ." 

Chinese darf man aller­
dings nicht sein . Der Haß auf 

Botschaft 
aus 

Moskau 

***. Botschaft aus Mos­
kau. Vom Leben, Fühlen 
und Denken der Sowjet­
bürger, Econ Verlag, 
Düsseldorf und Wien, 
272 5., Leinen DM 24,-. 

Besprochen von 

Werner A. Fischer 

Mao und seine willigen 
" blauen Ameisen " vereint 
sämtliche Schichten des rus­
sischen Volkes. Die Intellek­
tuellen identifizieren den 
Maoismus mit dem Stalinis­
mus, die Arbeiterklasse ist in 
dumpfer Furcht vor der "gel­
ben Gefahr " befangen, und 
die Regierung weiß nur zu 
gut, daß das volkreichste 
Land der Erde auf Pekings 
Wink hin riesige Gebiete Si­
biriens einfach überschwem­
men könnte. 

Aber es spielt noch etwas 
anderes mit. Rußland empfin­
det sich - spätestens seit 
Peter dem Großen - als 
eine westliche Nation. Der 
"Botschafs "-Autor: "Beim 

Bruch mit China atmete das 
Land auf. Sogar die Möglich­
keit eines Krieges mit China 
in nächster Zeit wirkt erleich­
ternd: er stellt zwar eine 
wirkliche Gefahr dar, enthebt 
Rußland aber einer viel aku­
teren Gefahr : eines Krieges 
mit dem Westen . Die Drohung 
aus China wird Rußland un­
weiger lich nach Westen drän­
gen. " 

Die Gewißheit, aus einem 
bewaffneten Konflikt mit China 
als Sieger hervorzugehen , 
prägt sogar die Witze, die in 
Rußland über Mao umlaufen . 
Ein Beispiel : In Peking ruft 
Mao seinen Verteidigungsmi­
nister zu sich, um mit ihm den 
strategischen Plan für eine In­
vasion Rußlands zu bespre­
chen. Er legt seine Absichten 
dar: "An der rechten Flanke 
gehen wir mit 600 Divisionen 
auf sie los, an der linken 
Flanke greifen wir mit 900 Di­
visionen an. Und in der Mitte 
brechen wir mit den Panzern 
durch. " Der Verteidigungsmi­
nister : " Mit bei den Panzern, 
Genosse Vorsitzender, oder 
nur mit einem? " 

Witz hin , Witz her - die 
Möglichkeit eines Krieges mit 
China hat mehr als die jahr­
zehntelangen Ausfälle gegen 
den angeblich "aggressiven 
Westen " die Bereitschaft der 
Bevölkerung, auch im Bereich 
der Zivilverteidigung aktiv zu 
werden , angestachelt. So apo­
litisch der Russe auch sein 
mag , hier geht er mit. China 
- das ist sein Stichwort. 

Anders verhält es sich mit 
der Weltrevolution . Sie taucht 
als Floskel zwar immer wie­
der in offiziellen Verlaut­
barungen auf, doch - so un­
ser Autor - "die Sowjetunion 
ist heute alles andere als eine 
revolutionäre Gesellschaft ; sie 
ist im Gegenteil eine der kon­
servativsten der Welt - un­
gefähr so konservativ wie un­
ter den Zaren. " 

Ein bemerkenswertes Ur­
teil (ähnlich denkt auch Mao) , 
eins von vielen , die das ano­
nym verfaßte Buch zu einer 
Art Pflichtlektüre erheben , für 
alle diejenigen , die sich be­
mühen, das Wesen des Rie­
senreichs im Osten zu ergrün­
den . Rußland ist anders , im­
mer ganz anders. 
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Informationen 
UdSSR: Mit Orden und 

Wanderfahne 
Reserveoffiziere im 

Zivilschutz 

Der Bürger eines demo­
kratischen Staates kann sich 
nur sehr schlecht eine Vor­
stellung davon machen , in 
welchem Ausmaße in der 
UdSSR die Ausbildung der 
Bevölkerung in der zivilen 
Verteidigung betrieben wird. 

Alle diesbezüglichen Maß­
nahmen werden von der .. Frei­
willigen Allunionsgesellschaft 
zur Förderung von Heer, Luft­
waffe und Marine (DOSAAF) 
in enger Zusammenarbeit mit 
den Parteigliederungen, den 
Komsomolzen und den Ge­
werkschaften durchgeführt. 

Daraus ergibt sich in der 
UdSSR eine bis in die kleinste 
Ortschaft hinein verzweigte 
Gliederung der Organisations­
gruppen. Als letztes einer 
ganzen Reihe von Ausbil ­
dungsprogrammen wird seit 
dem Jahre 1967 das soge­
nannte 21-Stunden-Programm 
in der zivilen Verteidigung 
durchgeführt. Die ganze Be­
völkerung wird dabei über­
schneidend erfaßt ; über einige 
Jahre hinweg wird in Grup­
peneinsätzen ausgebildet -
am Arbeitsplatz, in der Haus­
gemeinschaft, in den Jugend­
gruppen, in Kolchosen und im 
Fischfangkombinat - , das Sy­
stem ist fast lückenlos. Zwar 
wird in der UdSSR permanent 
eine intensive vormilitärische 
Ausbildung betrieben , doch 
kehren dabei immer die Ele­
mente der zivilen Verteidi­
gung, vor allem des Selbst­
schutzes wieder. 

Hauptträger dieser Aus­
bildung sind neben den ge­
schulten DOSAAF-Funktionä­
ren vor allem die Reserve-Of­
fiziere der Sowjetarmee, die 
sich in ihren Wohnorten über­
all im Lande zur Verfügung 
stellen. Sie unterziehen sich 
dieser Aufgabe als Ausbilder 
und Schulungsleiter, den Be­
richten vielfältigster Art zu ­
folge freiwillig und mit gro­
ßem Erfolg . Eine besondere 
Rolle spielen diese ehemali ­
gen Soldaten natürlich in den 
Betrieben, wo sie die Selbst­
schutzgruppen aufbauen . 

Mit großem Einfühlungs­
vermögen werden immer wie­
der überall für die verschie­
denen Gruppen in den Betrie­
ben ebenso wie für die Be­
triebe untereinander Wett­
kämpfe durchgeführt, die bis 
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zu Bezirks- und Landeswett­
kämpfen gehen . Wertvolle 
Preise stacheln den persön­
lichen Ehrgeiz an, die Wan­
derfahne, die dem Sieger zu­
fällt, ist Zeichen höchsten Ein­
satzes ebenso wie die verlie­
henen Orden. 

In größeren Zeitabständen 
werden von der DOSAAF auf 
regionaler oder nationaler 
Ebene Preisausschreiben mit 
hohen Gewinnen durchge­
führt. Vor allem die Jugend 
ist für diese Art des Lei­
stungsvergleiches zu begei­
stern - der eigentliche Zweck 
wird dabei fast spielend er­
reicht : eine intensive Ausbil­
dung in der zivilen Verteidi­
gung und im vormilitärischen 
Bereich . 

E. W. van gen Hassend 

In der Sowjetunion wissen 
es alle 

Regelmäßig erscheinen un­
ter der Überschrift : .. Das muß 
jeder wissen ' '', in den sowje­
tischen Zivilschutzfachzeit­
schriften Veröffentlichungen , 
die sich jeweils mit Teilberei­
chen des Selbstschutzes im 
Rahmen der zivilen Verteidi­
gung befassen . 

Die Autoren sind maßgeb­
liche Mitarbeiter des Zivil­
schutzstabes der UdSSR. Ge­
genwärtig wird eine Artikel­
folge über Überlebensmaß­
nahmen bei einer Atomexplo­
sion veröffentlicht. Einer der 
Autoren ist W. Martanor, der 
als Oberingenieur des Zivil ­
schutzstabes der UdSSR tätig 
ist. 

Ein Mensch , der sich nicht 
unmittelbar im Bereich der 
Atomexplosion befindet, so 
schreiben und sagen es die 
Fach leute, hat echte Über­
lebenschancen . Die Masse 
der bei einer A-Bombenexplo­
sion freiwerdenden Energie 
- 50% - verbraucht sich in 
der Druckwelle, die sich in 
2 Sek. 1000, in 5 Sek. 2000 
und in 8 Sek. 3000 m weit 
ausbreitet. 30-35% der Ener­
gie werden in Form von 
Hitzestrahlung frei , 10- 15% 
bindet der radioaktive Nieder­
schlag und etwa 5% verbrau­
chen sich in der durchdrin­
genden Strahlung . 

Die Druckwelle, so wird 
immer wieder betont, richtet 
die stärksten Zerstörungen 
an . Andererseits : Wer eine 
Atomexplosion sieht, kann 

sich möglicherweise noch 
schützen , wenn er weiß , was 
er zu tun hat. In der Nähe 
des Explosionsherdes kann 
genügend Zeit bleiben, um 
Luftschutzkeller, Strahlen­
schutzräume oder einfache 
Strahlendeckungen aufzu­
suchen .. 

In größerer Entfernung 
geben Mauern , Straßengräben, 
Schluchten oder dichtes Ge­
büsch und junger Wald be­
reits provisorischen Schutz. 

Alle diese Möglichkeiten 
werden immer wieder in Er­
innerung gebracht. Dazu be­
dient man sich nicht nur der 
Presse, auch Fernsehen und 
regionaler Rundfunk werden 
eingeschaltet, um Fernkurse 
des Überlebens durchzufüh­
ren . 

Ein Atomangriff, so wird 
gesagt, das ist ein schmerz­
haft greller Feuerball , von 
dem verbrennende Hitze aus­
geht. Und dann wird einge­
hämmert, was zu tun sei : 
Schutz suchen oder einfach 
hinwerfen und bloße Körper­
teile bedecken . Fazit : Es gibt 
immer eine Möglichkeit, sich 
zu schützen, wenn man sofort 
handelt. Millionen Handzettel 
mit einfachem Text und Skiz­
zen klären auf ; in der Tat, es 
ist glaubhaft, daß es .. alle 
wissen ", wie man sich helfen 
kann . -dne. 

Soldat und revoltierende 
Jugend 

Die Jugend hat sich in 
wenigen Jahren wesentlich 
verändert. Aus der " skepti­
schen Jugend " ist die revol­
tierende Jugend geworden. Es 
handelt sich bei den Revol­
tierenden zwar um eine zah­
lenmäßig kleine Minderheit, 
aber sie handelt, sie greift in 
das Geschehen ein , sie macht 
Schlagzeilen . Sie bekämpft 
das Establishment, bekämpft 
Parlament, Regierung , Kirche, 
Schule, Hochschule. Irgendwo 
steht hier auch die Bundes­
wehr, die Teil dieses Esta­
blishments ist, andererseits 
sich aber aus dieser aufbe­
gehrenden Jugend rekrutiert. 
Daraus ergibt sich ein wich­
tiger Spannungsprozeß. Dr. 
Gerhard Baumann hat ihn in 
seiner Broschüre " Der Soldat 
zwischen revoltierender Ju­
gend und Establishment " un-

tersucht (Ilmgau Verlag , W. 
Ludwig , Pfaffenhofen a. d. 11m, 
1969, 109 Seiten) . 

Für die Jugend ist die 
Bundeswehr zum besonderen 
Angriffspunkt geworden, denn 
.. Die Lebensweise und Tugen­
den des Soldaten wide rspre­
chen geradezu den heute ge­
wohnten Wertkritiken der mo­
dernen Industriegesellschaft" . 
Aktive Linksgruppen ver­
suchen, die Wehrmotive zu 
zerstören und sind den Wehr­
unwilligen behilflich , als 
Kriegsdienstverweigerer aner­
kannt zu werden ... Wie wenig 
tatsäch lich Gewissensgründe 
dabei eine Rolle spielen, zeigt 
die Bemerkung eines Frank­
furter Instrukteurs, der nach 
Darlegung der ethischen und 
weltanschaulichen Motive sag­
te : ,So, und mimen wir mal 
auf religiös '." Jedenfalls ist 
die Zahl der Wehrdienstver­
weigerer seit 1967 sprunghaft 
gestiegen . Das Establishment 
steht dieser Situation ziem lich 
hilflos gegenüber. Zu der Zeit, 
als Baumann sein Buch zu­
sammenstellte, lagen die Ver­
hältnisse bei der Bundeswehr 
ähnlich . Seit Helmut Schmidt 
Minister wurde, werden die 
Fragen auf der Hardthöhe zum 
Teil anders gesehen. Man ver­
sucht, sie ihres dramatischen 
Effektes zu entkleiden und ruft 
den Soldaten auf, diese Er­
scheinungen als selbstver­
ständliche Zeitprobleme zu 
sehen , gegenüber denen sich 
der .. Staatsbürger in Uniform" 
- z. B. in der Diskussion -
behaupten muß . bdt. 

Urangewinnung in 
Südafrika 

Südafrika besitzt die größ­
ten Uranreserven der freien 
Welt und ist der drittgrößte 
Uranproduzent. Das Uran wird 
hier als Nebenprodukt des 
Goldbergbaues gewonnen, 28 
Goldgruben sind beteiligt. Die 
höchste Produktion wurde 
1958 bis 1960 erreicht, der 
Jahresdurchschnitt liegt bei 
rund 24600000 t verarbeite­
tes Erz. Ab 1960 sank die Pro­
duktion , der niedrigste Stand 
war 1965 zu verzeichnen 
(8160191 t verarbeitetes Erz) . 
Aufgrund der Nachfrage ist 
jedoch mit einem Ansteigen 
der Produktion wieder zu 
rechnen , so daß für 1975 der 
Bedarf bereits höher ge­
schätzt wird , als die Produk­
tion zu erbringen vermag . 

GMS. 



PRESSEMELDUNGEN 
Hilfskrankenhaus unter 

der Erde 

Am Stadtrand von Lüne­
burg soll das dritte Hilfskran­
kenhaus des Zivilen Bevölke­
rungsschutzes in Niedersach­
sen entstehen. 

Vor Journalisten berichtete 
der Lüneburger Oberkreis­
direktor Harries, das Bunker­
gebäude solle in Notstands­
fällen der medizinischen Ver­
sorgung der Bevölkerung die­
nen und werde etwa fünf Mil­
lionen Mark kosten . Die Fi­
nanzierung und Unterhaltung 
übernimmt der Bund. 

Das Hilfskrankenhaus so ll 
mit etwa 600 Betten, einer 
eigenen Strom-, Wasser- und 
Abwasseranlage, mehreren 
Operationsräumen sowie mit 
Anlagen zur Entseuchung 
ausgestattet werden. Luft­
schleusen werden für keim­
freie Luft sorgen . 

Nach seiner Fertigstellung 
wird das Krankenhaus "ein­
gemottet" , weil es nur im Ka­
tastrophenfall benutzt werden 
so ll. Göttinger Tageblatt 

Rotchinesische 
Interkontinental-Rakete 

Ende 1970 oder Anfang 
1971 ist mit der Erprobung 
chinesischer Interkontinental­
Raketen zu rechnen . Mittel­
streckenraketen (Reichweite 
1 600 km) sollen bereits in 
geringer Zahl vorhanden sein. 

Das US-Department of De­
ference geht davon aus, daß 
Peking 1975 über 80 bis 100 
Raketen dieses Typs verfügen 
und bei ungestörtem Verlauf 
seiner Rüstung zum gleichen 
Zeitpunkt auch 10 bis 25 In­
terkontinental-Raketen besit­
zen könnte. Die Entwicklung 
eines strategischen Bombers 
(Reichweite 2400 km) legt die 
Vermutung nahe, daß Peking 
seine Rüstung nach amerika­
nisch-sowjetischem Vorbild 
ausrichten will. 

Politik und Wirtschaft 

Die schwersten Erdbeben 
dieses Jahrhunderts 

In diesem Jahrhundert er­
eigneten sich in der Welt weit 
über 30 Erdbeben, bei denen 
jeweils mehr als 1 000 Men­
schen getötet worden sind . 
Der größten Erdbebenkata­
strophe fielen im Dezember 
1920 in Kansu (China) schät­
zungsweise 180000 Menschen 
zum Opfer. Die schwersten 
Erdbeben seit 1900 waren : 

Zivilverteidigung wird teurer 

Bonn - Die Innenminister der Bundesländer haben am 
Donnerstag in Bonn die Bundesregierung aufgefordert, 
künftig ausreichende Mittel für den Katastrophenschutz und 
die Zivilverteidigung - insbesondere für den Schutzraum­
bau - bereitzustellen. Wie der saarländische Innenminister 
Schnur und Hamburgs Innensenator Ruhnau gegenüber 
Journalisten erklärten , sollte künftig mindestens ein Zwan­
zigstel des militärischen Verteidigungsetats, also rund eine 
Milliarde DM jährlich, für die Zivilverteidigung aufgewandt 
werden, die ein "unverzichtbarer Bestandteil " unserer Ver­
teidigung sei. Bundesinnenminister Genscher, der seinen 
Kollegen aus den Bundesländern einen ausführlichen Be­
richt über den Stand der Zivilverteidigung gegeben hatte, 
war nicht in der Lage, nähere Auskunft darüber zu geben , 
woher die erhöhten Mittel für den Zivilschutz - zur Zeit 
werden pro Jahr rund 450 Millionen Mark ausgegeben -
genommen werden sollen. Mit Bundesfinanzminister Möller 
sei er bisher lediglich über die Zielprojektion einig. 

D 1906 Erdbeben, Flutwel­
len und Feuersbrünste in San 
Franzisko forderten 1 000 To­
te . 
D 1907 1400 Tote bei einem 
Erdbeben in Kingston auf Ja­
maika. 
D 1908 in Messina starben 
76483 Menschen bei einem 
Erdbeben. 
D 1912 Erdbeben in der Tür­
kei - 3000 Tote. 
D 1923 Erdbeben in der San­
gali-Bucht bei Tokio mit Flut­
wellen und Feuersbrünsten -
156693 Tote. 
D 1927 Erdbeben in Japan 
- 34500 Tote. 
D 1933 Erdbeben in Japan 
- 1560 Tote. 
D 1934 Erdbeben in Indien 
- 60000 Tote. 
D 1939 Erdbeben in der Tür­
kei, schätzungsweise 20000 
bis 30000 Tote . 
D 1943 Erdbeben östlich von 
Istanbul - über 1 300 Tote. 
D 1948 Erdbeben in Japan 
- 3580 Tote. 
D 1949 Erdbeben in Zentral­
ekuador - 6500 Tote. 
D 1960 Erdbeben von Aga­
dir (Marokko) - etwa 12000 
Tote. 
D 1963 Erdbeben in Skopje 
(Jugoslawien) - mehr als 
1000 Tote. 
D 1966 Erdbeben in der öst­
lichen Türkei - 2157 Tote. 
D 1968 Erdbeben in Nord­
und Ostiran - 6000 bis 7000 
Tote. 
D 1968 etwa 10000 Tote in 
der iranischen Provinz Khu­
rasan . 
D 1970 Schweres Erdbeben 
in der südchinesischen Pro­
vinz Yuennan - Tausende 
von Toten . 

Hamburger Abendblatt 

Münchner Merkur 

Der Preis fürs Überleben 

Jeder Bundesbürger zahlt 
1970 genau 7,90 DM für seine 
persönliche Chance, einen 
Angriff gegen die Bundes­
republik zu überleben. Legt 
man die 474 Millionen DM im 
neuen Haushaltsplan für die 
Zivilverteidigung auf 60 Mil­
lionen Bundesbürger um, 
dann gehen diese eine Über­
lebensversicherung mit einer 
Monatsprämie von knapp 
66 Pfennig ein. 

Das sind keine Zahlen , die 
imponieren . Man hat einmal 
ausgerechnet, daß ein wirk­
lich ausreichender Schutz der 
Bevölkerung gegen einen 
Atomschlag Aufwendungen in 
Höhe von rund 10000 DM pro 
Kopf erfordern würde. Die 
Werterhaltung des Famili en­
autos ist realer als die Vor­
stellung vom nächsten Krieg. 

Kieler Nachrichten 

Flüssiges Mittel zur 
Radarstörung 

Mit einiger Sicherheit kann 
angenommen werden , daß die 
Russen ein neues Mittel zur 
Radarstörung erfunden haben. 
Es scheint eine Flüssigkeit zu 
sein , in der sich reflektieren­
des Metallpulver befindet. 
Diese Flüssigkeit wird in grö­
ßeren Höhen fein zerstäubt 
ausgesprüht und irritiert sämt­
liche Radargeräte. Ein solcher 
Störnebel sinkt ganz langsam 
zu Boden und hält sich dabei 
länger in der Luft, als die 
hauchdünnen Metallfolien und 
-drähte, die bereits im 2. Welt­
krieg zur Radarstörung einge­
setzt wurden . KFTR 

Arabischer Atomreaktor 

Mit dem Bau des ersten 
arabischen Atomreaktors soll 
innerhalb der nächsten Mo­
nate begonnen werden . Die 
halbamtliche Kairoer Zeitung 
" AI Ahram " teilte den Kosten­
aufwand mit : 170 Millionen 
Mark. (Express, Köln) 

In Indochina stehen 
2,7 Millionen Mann 

unter Waffen 

Mit dem Einmarsch ameri­
kanischer und südvietnamesi­
scher Truppen in Kambo­
dscha entstand in Südost­
asien eine dritte Kampffront. 
In Indochina stehen sich im 
Verhältnis zwei zu eins zu­
gunsten der Kommunisten 
nahezu 2700000 Mann ge­
genüber. 

Hier eine Übersicht der 
Truppenstärken : 

Südvietnam: 90000 nord­
vietnamesische Soldaten , un­
terstützt von 300000 Mann 
Reservetruppen, die in Nord­
vietnam stationiert sind . 
150000 Vietkong mit 75000 
Mann Hilfstruppen . 

445000 reguläre südviet­
namesische Streitkräfte, un­
terstützt von 945000 Mann 
der Regional-, Volks- und 
Se I bstve rte i d ig u n gsstre itk räf­
te ; 410000 US-Soldaten, 45000 
Süd koreaner, Thailänder und 
Austral ier. 

Kambodscha: 40000 Nord­
vietnamesen und 10000 Viet­
kong , 3000 kommunistische 
Khmer-Partisanen . 

40000 Mann der kambo­
dschanischen Streitkräfte, da­
von 10000 Reservisten ; 4000 
Mann " Freie Khmer ", die be­
reits seit Jahren mit Unter­
stützung Thailands gegen 
Prinz Sihanouk kämpften . Auf 
dem Papier belaufen sich die 
theoretisch vorhandenen Re­
serven auf 100000 Mann. 

Laos: 67000 Nordvietna­
mesen , 20000 Pathet-Lao-Sol­
daten, 20000 linksgerichtete 
nationalistische Guerillas. 

63000 Mann königlicher 
Streitkräfte, 15 000 Meo-Par­
tisanen , die von den Ameri ­
kanern ausgebildet wurden ; 
1 000 Amerikaner, davon 320 
offizielle " Militärberater " oder 
"Ausbilder" . 

Thailand: Im Königreich 
Thailand kämpfen darüber 
hinaus 3 000 kommunist ische 
Partisanen gegen 126000 
Mann der königlichen Armee 
und 40000 US-Soldaten . AFP 
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Zeitschriften schau 
Frankreich 

"Sein oder nicht sein ", damit be­
ginnt die März-Ausgabe der Zeit­
schrift " Protection civile et securite 
industrielle " 1970, Nr. 185. 
Über " Formen der Organisation , der 
Information und Dokumentation im 
Zivilschutz " schreibt J.-C. Vinard auf 
den Seiten 7-11 . 
Zum neuen Gesetz in Schweden zum 
Schutz der Umwelt gegen Ver­
schmutzung werden auf den Seiten 
12-22 von verschiedenen Autoren 
Ausführungen gebracht. 
"Appell an den Zivilschutz von 
morgen ", heißt ein in der vorher­
gehenden Ausgabe der Zeitsch rift 
begonnener Aufsatz von M. Alphonse 
Raphel , der noch weiter fortgesetzt 
wird . 
" Unterirdischer Städtebau und Zivil ­
schutz " , dieses Problem wird von 
P. Reynaert auf den Seiten 44/45 
angesprochen. 

Norwegen 

In der Zivilverteidigungsschrift 
" Norsk Sivilforsblad " Jg. 12, 1969, 
Nr. 4 wird auf den Seiten 8-22 die 
Bevorratung und richtige Lagerung 
von Lebensmitteln und Trinkwasser 
ausführlich beschrieben. 
" Über die Befugnisse der örtlichen 
Zivilverteidigungs-Chefs" schreibt 
Rolf Thue auf S. 36 und auf den 
Seiten 37 bis 38 darüber, daß der 
" Rüstungswettlauf größer wird ". 
" Radioaktiver Niederschlag " 
äußere und innere Bestrahlung ", da-

mit setzt sich ein Artikel auf den 
Seiten 53-56 auseinander. 

"Unsere Kulturgüter. Wie wir sie im 
Krieg schützen wollen ". Eine bebil­
derte Studie auf den Seiten 2-7 
der norwegischen Zivilverteidigungs­
Zeitsch rift " Norsk Sivilfors-varsblad " 
Jg. 13, 1970, Nr. 1. Zivilverteidigungs­
Inspekteur Sverre Servan fragt auf 
den S. 8-13 " Freiwillige Zivilvertei­
digungsarbeit in Dänemark und 
Schweden - Und wie steht es bei 
uns?" 

Über öffentliche und private Zuflucht­
stätten wird auf den S. 14-19 be­
richtet. 

Niederlande 

Verabschiedung des Generalmajors 
b. d. E. R. d'Engelbronner, Chef des 
Zivilverteidigungsstabs ; zu lesen in : 
"civile verdediging" , Jg. 19, 1970, 
3 S. 41 /42. 

S. 43- 48 : E. R. d'Engelbron ner, 
" Die Katastrophe eines Kernwaffen­
Angriffs " , 
S. 49-54: E. 
" Nach einem 
Amerikanische 
alyse ", 

R. d'Engelbronner, 
nuklearen Angriff . 

Hypothese und An-

S. 55-59 : E. R. d 'Engelbronner, 
" Kernwaffen-Angriff auf die Nieder­
lande ". 

S. 98-100 : " Gedanken über wün­
schenswerte Eigenschaften von 00-
sisleistungsmessern für Privatschutz­
räume " von S. Pretre, erster Schwei­
zer Präsident des Fachverbands für 
Strahlenschutz (dt. Fassung) . 

S. 101-102: " Katastrophenhilfe " . 
Grundzüge eines Musterprojekts, 
vorgeschlagen von der amerikani­
schen Delegation im CCMS (dt. Fas­
sung) . 

S. 107-112: " Katastrophenhilfe im 
Inland : Erläuterungen des Bundes­
amtes für Zivilschutz " (dt. , frz . und 
italien . Fassung). 

"Soll der Bevölkerungsschutz (BB = 

Bescherming Bevoling) in seiner 
heutigen Form bestehen bleiben? ", 
mit diesem Problem befassen sich 
mehrere Beiträge im März-Heft der 
niederländischen Zivilschutz-Zeit­
schrift " de paladijn ", Jg . 17, 1970, 
S. 2-7. Die Fortsetzung des im De­
zemberheft 1969 begonnenen Ar­
tikels über die "Chemischen Kampf­
stoffe " befindet sich auf den Seiten 
9-11. 

Niederlande 

In " de Paladijn ", der Niederlän­
dischen Zeitschrift des Bescherming 
Bevolking Jg . 17, 1970, 3, wird ge­
fragt: " Muß der Bevölkerungsschutz 
(BB) in der heutigen Form bestehen 
bleiben? " (S. 2) . Zum g leichen The­
ma äußert sich der Bürgermeister 
von Ti lberg , Mr. C. J. G. Brecht : 
"Was jetzt, BB? " (S. 6-8) . - Über 
"Chemische Kampfstoffe " lesen wir 
auf den Seiten 9-11 . - Angus Cal­
der schreibt über Erfahrungen aus 
dem Zweiten Weltkrieg (S. 12- 13). 

"Zivi lschutz und Rotes Kreuz ", 
das ist ei ne Studie von A. van Em­
den in der niederländischen Zeit­
schrift " de paladijn ", Jg . 17/1970,2, 
S. 6-7. 

Zinsgünstiges Baugeld 
tür Beamte,AngesteIlte und 

Arbeiter des 
öffentlichen Dienstes 

ATOMWAFFEN 
Professor Dr. A. Bühl, 12,5 
x 19,2 cm, Ganzleinen mit 
Schutzumschlag, 312 Sei­
ten, 22 Text-Abb. und 4 
Bildtafeln, DM 20,-. 
"Strenge Sachlichkeit , di­
daktische Brillanz und 

Fragen Sie uns, bevor Sie sich entscheiden 
Beamtenheimstättenwerk 
Bausparkasse tür den öffentlichen Dienst GmbH,325 Hameln (Weser),Kastanlenwall 
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eine klare, verständliche 
Schreibweise zeichnen das 
vorzügliche Buch aus, das 
eigentlich zur Pflichtlektü-
re des Offiziers erklärt 
werden sollte . .. " 
Allg . Schweizer ische Mili­
tärzeitschrift. 



Das ärztlich-technische Fachblatt 
für den Zivil- und Katastrophenschutz: 

KATASTROPHENMEDIZIN 
Schriftleitung Prof. Dr. med. J. Schunk 

Erscheint in Verbindung 
mit dem Bundesamt für zivilen Bevölkerungsschutz. 

KATASTROPHENMEDIZIN behandelt die anfallenden ärztlichen und tech­
nischen Spezialprobleme der Zivilschutzorganisationen. Der plötzliche 
Massenanfall von Verletzten und Kranken unter schwierigsten äußeren 
Bedingungen im Verteidigungsfall und im Falle von Großkatastrophen 
wie z. B. die Flutkatastrophe in Hamburg oder die Grubenkatastrophen 
von Völklingen und Lengede stellen an die Helfer und Institutionen Anfor­
derungen, für das spezielle Unterlagen und auf der anderen Seite spe­
zielles Wissen benötigt wird . 

KATASTROPHENMEDIZIN behandelt u. a. Bau und Einrichtung von Ver­
bandsplätzen , Rettungsstellen , Ausweich- und Hilfskrankenhäuser, Ent­
wicklung einer Notstandsverpflegung, Schutzraumprobleme und psycho­
logisches und soziales Verhalten unter Katastrophenbedingungen . 

KATASTROPHENMEDIZIN erscheint vierteljährlich. Das Jahresabonne­
ment kostet DM 7,20. Beim Bezug eines Einzelheftes beträgt der Preis 
DM 2,- je Heft, jeweils zuzüglich der Versandkosten. 

Informieren Sie sich kostenlos durch ein Probeheft aus dem 

VERLAG WEHR UND WISSEN· 61 DARMSTADT . SCHÖFFERSTR. 15 






